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RechtsgeschichtlicheGrundzügeder deutschenHeeresverfassung
Von Dr. W e rn e r H ü l l e , Kriegsgerichtsrat bei der 3. Kav.-Division, Weimar.

Das Wehrgesetz vom 21. Mai 1935, dessen Ver-

anlassung und Zweck der Führer freimütig vor aller
Welt dargelegt hat, bringt rechtsgeschichtlich eine Ent-

wicklung zum Abschluß,die wie keine andere Spiegel-
bild der Kraft und Schwächeunseres Volkes ist. Man

kann nach dem Verlauf des Weltkrieges, dessen sieg-
reiche Beendigung uns oft so greifbar nahe war, ohne
Übertreibungbehaupten, daß die Fußangeln des Schick-
sals in den Vorbehalten lagen, mit denen das Kaiser-
reich wegen seiner demokratischen und föderalistischen
Belastungen die Wehrgesetzgebung ausgestattet hatte.
Ludendorff ist aus der seherischen Erkenntnis eines

großen Feldherrn nicht müde geworden, schon im

Frieden vor diesen Halbheiten zu warnen. Erst der

Rationalsozialismus mit seiner soldatischen, das ganze

Staatswesen durchdringenden Forderung der Autorität

nach unten und der Verantwortung nach oben schuf
die geistigen Voraussetzungen und verfügte aus seinem
dynamischen Wachstum auch über die innere Spann-
kraft, das Volk in Waffen zum Schutz des Dritten

Reiches neu erstehen zu lassen.
Das Zweite Reich verfügte zwar über eine

Kaiserliche Marine, staatsrechtlich jedoch nicht über ein

eigenes Heer; denn die Landmacht bestand nur aus

den selbständigenKontingenten der einzelnen Bundes-

staaten. Der geschichtlicheGrund lag darin, daß die

Kriegsmarine allein aus der vom Großen Kurfürsten
gegründeten preußischenMarine hervorgegangen war,

während alle Bundesstaaten eigene Landheere bereits

befaßen. Die Militärhoheit, d. h. die Staatsgewalt
unter dem Gesichtspunkt ihrer Zuständigkeit für das

Heerwesen verblieb nach der Reichsverfassung vom

16. April 1871 den Ländern. Die Gesamtheit dieser
Rechte bezeichnete man als die Kontingentsherrlichkeit.
Sie umfaßte nicht nur die Kommandogewalt und

folglich auch die Militärgerichtsbarkeit einschließlich
des Begnadigungsrechtes, sondern auch das Recht der

eigenen Militärverwaltung sowie territoriale Befug-
nisse über die Truppen des Staatsgebiets zu polizei-

lichen Zwecken und gewisse landesherrliche Vorrechte
(z. B. Ehefstellung bei den Regimentern des Landes,
Jnspektionsrecht). Die Militärpflicht wurde nicht dem

Kaiser, sondern den Landesherren geleistet. Es ist
interessant, daß sich bei den Beratungen zur MStGQ
vom 1. Dezember 1898 Bayern der Unterordnung
unter ein Reichsmilitärgericht zunächst widersetzte,
indem es sich zutreffend auf die ihm verbliebene Mill-

tärhoheit berief. Die Schwierigkeiten konnten nur

durch die Einführung eines bayerischen Senates beim
-RMG. überwunden werden. Nur in einzelnen Be-

ziehungen war die Wehrmacht des Kaiserreiches ver-

fassungsrechtlich zu einem einheitlichen Heer zusam-
mengefaßt. Dies zeigte sich vor allem in der Unter-

stellung unter den Oberbefehl des Kaisers, von dem

allerdings im Frieden Bayern nach dem Bündnisver-

trage vom 23. November 1870 ausgenommen war, und

dem daraus sich ergebenden Rechte, die Standorte zu

bestimmen und die Mobilmachung anzuordnen. Der

Kaiser ernannte die Höchstkommandierendender Kon-

tingente, alle Offiziere, die Truppen mehr als eines

Kontingentes befehligten, und alle Festungskomman-
danten. Er erließ die Armeebefehle. Sie bedurften als

Ausfluß der Kommandogewalt im Gegensatz zu den

Armeeverordnungen, welche die Vorschriften für die

Heeresverwaltung auf reichseigenem Verwaltungs-
gebiet enthielten, nicht der Gegenzeichnung durch den

Reichskanzler. Die Kosten des Kriegswesens wurden

von allen Bundesstaaten gemeinsam getragen und vom

Reiche festgesetzt.
Wir wollen es den Organisatoren unseres Frie-

densheeres danken, daß das verfassungsmäßig ver-

worrene Verhältnis von Reichs- zur Landeshoheit auf
militärrechtlichemGebiete sich tatsächlichanders aus-

wirkte; denn in Konventionen hatten die klei-

neren Staaten ihre militärischen Hoheitsrechte auf
Preußen übertragen, so daß die Zahl der selbständigen
Kontingente sich nur auf 4 (Preußen, Bayern, Würt-
temberg, Sachsen) belief. Die Einheitlichkeit der Auf-
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stellung, der Ausbildung und Bewaffnung sowie die

Bewältigung der strategischen Aufgaben unter dem

Gesichtspunktder Verteidigung des gemeinsamen Vater-
landes forgten dafür, daß ein militärtechnischeinheit-
liches Heer den großen Kampf gegen eine Welt von

Feinden aufnehmen und angeschlagen durchstehen
konnte.

Die Zeit deutscher Heeresgeschichte nach der Re-
volte von 1918 ist so vielgestaltig, daß sie hier
nur in großen Zügen ausgezeigt werden kann. Die

Freikorps, die an den brennenden Grenzen des

Reiches standen, waren rechtlich Söldnertruppen, die
neben den bei den Friedensformationen zurückbehaltenen
Iahrgängen 1898—99 im Rahmen des alten Heeres
verwandt wurden und dem Oberbefehlshaber Ost, dem

Grenzschutz Ost und dem Grenzschutz West unterstellt
waren. Die Angeworbenen galten im Sinne der Ver-

sorgungsgefetze als vorübergehend zum aktiven Mili-

tärdienst eingezogen. Reben diesen militärischen Ver-
bänden bestand die durch Gesetz vom 12. Dezember
1918 gebildete Freiwillige Volkswehr, der es oblag,
die öffentlicheOrdnung und Sicherheit zu gewährleisten.
Sie unterstand dem Rate der Volksbeauftragten und
war als Sammelbecken marxistischer Elemente militä-

risch wertlos. Im Januar 1919 erließ dann die

Reichsregierung den Aufruf ,,Freiwillige vor«, der zur
Verteidigung der Ostgrenze gegen polnische Insur-
genten aufr-ief. Aus Teilen dieser Freiwilligenver-
bände, deren heldenmütige Kämpfe gegen innere und

äußere Feinde später noch einmal durch die ,,Feme-
mordprozefse«grell beleuchtet wurden, bildete dann
das Gesetz vorn 6. März 1919 die vorläufige
Reichswehr. Sie sollte bis zur Schaffung der

neuen Wehrmacht die Grenzen schützen,den Anordnun-

gen der Reichsregierung Geltung verschaffen und die

Ruhe und Ordnung im Innern aufrechterhalten. Die

Mannschaften wurden zunächstauf 6 und bei Bewäh-
rung auf jeweils 3 weitere Monate verpflichtet.

Eine neue Rechtsgrundlage erhielt die vorläufige
Wehrmacht durch die Reichsverfassung vom

11. August 1919. Schon im Mai 1919 war es

zwischen den bisherigen Kontingentsstaaten unter Be-

teiligung Badens zu der sogenannten Weimarer Ver-

einbarung gekommen. Sie besagte, daß das künftige
Reichswehrgesetz die vollkommene Einheitlichkeit des

deutschen Heerwesens unter Aufhebung aller bestehen-
den Verträge und Vorrechte gewährleistenmüsse. Dem

entsprach die Reichsverfassung, die die Verteidigung
des Reiches zur Reichssache erklärte (Art. 79), den

Oberbefehl über die Wehrmacht in die Hand des

Reichspräsidenten legte (Art. 47) und die gesamte
Wehrgesetzgebungausschließlichdem Reiche vorbehielt
(Art. 6). Damit war auch das Heer zu einer ursprüng-
lichen Einrichtung des Reiches geworden. Die Kriegs-
ministerien der früheren Kontingentsstaaten sanken zu
Reichswehrbefehlsstcllen herab und verschwanden, als
am 1. Oktober 1919 des Reichswehrministe-
rium als oberste Kommando- und Verwaltungsbe-
hörde der Wehrrnacht errichtet wurde.

Das Wehrg ese tz vom 23. März 1921, das die

nähere Regelung brachte, bezeichnete als sein Ziel, dem

deutschen Volke die zu seinem Schutze im Inneren und
an der Grenze nötige Wehrmacht zu geben und gleich-
zeitig dem Soldaten eine sichere Lebensgrundlage zu
bieten, auf der er seine Aufgaben erfüllen und die all-
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gemeine Achtung genießen könne. Das Gesetz erfuhr
bereits am 18. Juni 1921 auf Grund des Londoner
Ultimatums vom Mai 1921 Änderungen, weil die

Interalliierte Militärkommission seine Fassung in

einigen Punkten beanstandete. Wenn das Gesetz sein
Ziel nur unvollkommen erreichen konnte, so lag das

an drei Umständen, die seinen Gehalt entscheidend be-

einflußten. Einmal setzte das V e r f a il l e r D i k t a t

im Teil V Art. 159ff. die allgemeine Wehrpflicht, an

der noch Art. 133 RV. festgehalten hatte, außer Kraft.
Es legte ferner die Höchststärkenund dieGliederungen des

Heeres fest. Die Zahl der Soldaten und Militärbeam-
ten begrenzte es auf 100 000. In diese Zahl waren

4000 Offiziere und im Offizierrang stehende Militär-
beamte eingeschlossen. In den Verhandlungen von Spa
räumte man uns weitere 300 Sanitäts- und 200 Bete-

rinäroffiziere ein. Zum anderen war das. Gesetz mit

wesensfremden f ö d e r a l ist i s che n Erinnerungen
und Hoffnungen belastet, die sich unter dem Begriff der

Berücksichtigunglandsmannschaftlicher Eigenarten ver-

bargen. Schließlich glaubte der Ausschuß der Natio-

nalversammlung die Gesetzesvorlage des Reichswehr-
ministeriums mit den geistigen Segnungen der Re-
volte nicht verschonen zu dürfen. Es sei nur kurz
hingewiesen auf die Einführung der Vertrauens-
männer bei allen Kommandobehörden und Truppen-
einheiten, der Heereskammer als beratende und begut-
achtende Körperschaftbeim Reichswehrministerium, das

Recht der Soldaten, nach ihrer Wahl Zeitungen zu

halten (,,Vorw«ärts«usw.) und sich ohne besondere Ge-

nehmigung ihrer Vorgesetzten zu versammeln und zu
vereinen. Diese innenpolitischen Akzente wurden

bald nach der Machtübernahme des Füh-
rers durch das Gesetz vom 20. Iuli 1933 beseitigt.
Die letzten mit unserer Sicherheit nicht mehr verein-

barlichen Einschränkungenfielen durch das Gesetz vom

16. März 1935 mit der Wiedereinführungder allge-
meinen Wehrpflicht.

Blickt man zurück auf die 14 Iahre, die das Gesetz
gegolten hat, so läßt sich feststellen, daß der deutsche
Wehrgedanke als der natürliche Ausdruck der

freiheitlichen Entwicklung unseres Volkes stärker war

als die Belastungen, die ihm seine Gegner auferlegten.
Die Reichswehr ist auch in dieser Übergangszeitstets
ein vorzügliches Instrument in der Hand ihrer militä-
rischen Führer und ein unbestechlicherMuntwalt einer

großen Überlieferunggewesen. Daß sie sich auch im
Auslande größter Achtung erfreute, haben die Ver-

handlungen der Abrüstungskonferenz wiederholt er-

wiesen. Es gilt immer noch Rapoleons Wort, daß der

Geist den Degen besiegen werde. Der neue und doch
ewig alte Geist, der noch immer aus deutscher Not

gewachsen ist und in der Person des Führers von

neuem seine geschichtlicheGestaltung erfahren hat, ist
auch die weltanschauliche Grundlage des Wehrge-
setzesvom2«1.Mai 1935.,-Essiellt die Pflicht,
dem Volksganzen zu dienen und»m ihm aufzugehen,
vor das Recht, als Einzelperson m unserem Volke an-

erkannt und geschätztzu werden. Es stellt aber auch
das Recht jedes ehrwürdigenund WehkfahigenMannes

fest, seinem Volk mit der Waffe zU dienen.« Mit

diesen treffenden Wortenchat der Chef des Wehr-
machtsamtes dem Gesetz ferne Stellung in der natio-

nalssozialistifchen Gedankenweltzugewiesen. Und
wenn der Reichskriegsmrmsterwenige Tage nach jener
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denkwürdigen Reichstagssitzung am Grabe von

Scharnh orst einen Kranz niederlegte, so war das

ein Bekenntnis dessen, daß Deutschland durch den

Führer den geistigen Anschluß an jene Ideen zurück-
gefunden hat, die der große Sohn Preußens in einer

Zeit äußeren Berfalls, aber innerer Besinnung dem
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deutschen Menschen schenkte. »Ohne Vermessenheit,
aber ganz schweigende Kraft, ganz ernsthaft verhalten
und ohne Rausch der Hoffnung, so muß eine Nation

sich Zoll für Zoll in den Knien aufrichten.« Diese
Mahnung des Freiherrn vom Stein sei Nicht-
weiser der Zukunft.

Die Durchführungsoorschriftenzur Verordnung iiber die Laufbahn
für das Amt des Richters und des Staatsanwalts

(Die AV vom 28. u. 29. Juni 1935 DI. S. 948 sind erst nach Drucklegung erschienen-)
Von Amtsgerichtsrat Dr. Seidel, Berlin-Steglitz.

Unter dem 26. Juni sind die mit Spannung erwar-

teten Durchführungsvorschriftenzur Laufbahnverord-
nung vom 29. März 1935 erschienen1). Sie lösen die

unter den im Dienst befindlichen Gerichtsassessoren be-

stehende bange Erwartung allerdings noch nicht voll-

ständig. Unklar bleibt, wie hoch die Zahl der als An-
wärter zu übernehmendenGerichtsassessoren sein wird.

Unentschieden bleibt einstweilen auch noch, bis zu wel-

chem Zeitpunkt diese im Dienst befindlichen Gerichts-
assessoren wissen werden, ob sie übernommen werden

oder nicht.
I

Die Durchsührungsvorschriftenregeln zunächstÄußer-
lichkeiten des Antrags auf Ubernahme in den Probe-
dienst. Dieser Antrag ist, spätestens drei Monate nach
dem Bestehen der großen Staatsprüfung bei dem Ober-

landesgerichtspräsidenteneinzureichen, dessen Bezirk der

Antragsteller zuletzt angehört hat2). Fristüberschreitun-
gen schaden nur dann nicht, wenn triftige Gründe für
die Verzögerung glaubhaft gemacht werden können.

Als triftiger Grund gilt es nicht, wenn der Antrag-
steller zunächst eine Anstellung außerhalb der Justiz-
verwaltung angenommen oder sich darum beworben

hatte«). Diese Bestimmung ist durchaus zu begrüßen,
denn die Justiz soll kein Lückenbüßersein; man soll
sich um eine Stelle in ihr nicht erst dann bewerben,
wenn andere Möglichkeiten nicht oder nicht mehr
bestehen.

Jn dem Antrag sind Verwandtschafts- und Schwäger-
schaftsverhältnissemit einem Richter, Staatsanwalt,
Rechtsanwalt oder Notar im Sinne des § 383 Abs. 1

Ziff. 3 ZPQ anzugeben«).Das entspricht im wesent-
lichen der bisherigen Vorschrift für die Gesuche um

Berücksichtigungbei der Besetzung einer Planstelle. Be-

sonders wichtig und neu ist, daß der Antragsteller am

Schluß des Antrages die schriftliche Erklärung abzu-
geben hat, daß er sich für den Fall der Übernahmever-

pflichte, fünf Jahre im Neichsjustizdienstzu verbleiben-IX
Auch diese Bestimmung ist zu begrüßen. Zwar bringt
sie eine bisher unbekannte Bindung. Aber sie trägt doch
in hohem Maße dazu bei, daß die Unsitte des Hinübew
und Herüberwechselnsaus der Justiz und in sie hinein
aUfbört. Wer Richter oder Staatsanwalt werden will,
soll das aus Neigung tun und in der Absicht, es auch
zu bleiben.Diese Bindung ist auch deshalb nötig, um

kUUftlg eine Planmäßigkeit in der zahlenmäßigenGe-

staltUFIgdes Nachwuchses möglich zu machen. Sie stellt
nglelch eme gewisse finanzielle Sicherung der Justiz-

13giesse-,kee-2 a ur Vo ·« · «

·

O.
I) §1Sat52 und FfDurläsådrjsIgL§ 2 Abs 2 Laufbath

«) § 2 Abf. 1 und 2 DurchfVorschr.
s) § 2 Abs. 3 DurchfVorschr.

verwaltung dar. Selbstverständlichdürfte sein, daß in

ganz besonders gelagerten Fällen mit einem Entgegen-
kommen der Justizverwaltung zu rechnen ist und dann

auch ein früheres Ausscheiden bewilligt werden wird.

Dem Antrag sind zwei Lichtbilder und — nach einem

Fragebogen — eine Erklärung über Abstammung
— gegebenenfalls auch der Ehefrau —, Pers onenstand,
politische Haltung und Militärverhältnisse beizufügen.
Vorzulegen sind ferner urkundliche Nachweise für die

Angaben über Abstammung und Personenstand, über
die Mitgliedschaft bei der Partei und

ihren Gliederungen und angeschlosse-
n e n V e r b ä n d e n , über Kriegsdienst und Dienst bei
der Wehrmacht und ein selbstgeschriebener Lebenslauf.
Soweit urkundliche Nachweise schon gegenüber der

Justizverwaltung geführt worden sind, genügt ein Hin-
weis hierauf; sind die Nachweis e bereits gegenüber einer

Reichs- oder Staatsbehörde außerhalb der Justizverwal-
tung geführt worden, so genügt eine Bescheinigung
dieser Behörde").

Der Antrag ist vom Oberlandesgerichtspräsidenten
nach einer zunächstrein technischen Sichtung unverzüg-
lich mit einem Bericht nach Muster an den Reichs-
minister der Justiz weiterzuleiten. Diesem Bericht sind
die Niederschriften über den Prüfungshergang und das

Lagerleben beizufügen. Jn dem Bericht hat sich der

Oberlandesgerichtspräsidentüber Befähigung, dienst-
liche Leistungen, Führung, E h a r a k t e r und p o l i -

tisch e Ha l t u n g des Assessors zu äußern; dabei sind
die Ergebnisse der Ausbildung in den einzelnen Aus-

bildungsabschnitten des Vorbereitungsdienstes mitzu-
teilen und alle aus den Personalakten ersichtlichen, für
die Beurteilung des Assessors erheblichen Vorkommnisse
zu erörtern; die Personalakten selbst sollen nur bei-

gefügt werden, falls sie für die Beurteilung des

Assessors besonders aufschlußreichsind7).
Gegendiese rein technischeBehandlung des Antrages

auf Ubernahme in den Probedienst können Einwendun-

gen nicht erhoben werden. Sachlich bleibt aber wieder
die große Frage, nach welchen Gesichtspunkten die Aus-
lese selbst vorgenommen werden soll. Schon zu § 2 der

Laufbahnverordnung ist bemängelt worden, daß er die
im Vorbereitungsdienst und in den Prüfungen gezeig-
ten Leistungen in den Vordergrund schiebt, die Persön-
lichkeit erst an zweiter Stelle erwähnt und daß beson-
dere Erkenntnismittel und -methoden für den Wert der

Persönlichkeitnicht benannt werden-U Daraus muß
zunächstfolgen, daß die rein aktenmäßige
Qualifikation auch weiterhin im Vor-
d e r g ru n d stehen würde. Die Hoffnung, daß hier
die Durchführungsvorschriften eine Änderung bringen

W) Vgl. Fußnote 2 der Schriftleitung DNZ S. 182.

6) § 3 DurchfVorschr. 7) § 4 DurchfVorschr.
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würden, hat sich leider nicht erfüllt. Es ist zwar zu-

zugeben, daß einige Einzelheiten, die für die Bewer-

tung der GesamtpersönlichkeitVon Bedeutung sind, in

dem an das Ministerium gehenden Bericht zum Aus-
druck kommen. Aber Angaben über die gegenwärtige
Tätigkeit in der Partei und ihren Gliederungen und

angefchlossenenVerbänden, Kriegsdienst und Dienst bei
der Wehrmacht u. dgl. reichen nur aus, wenn sie Um-

fang, Wert und Bedeutung der Tätigkeit des Assessors
auf diesen Gebieten auch würdigen. Wieder wird hier
erkennbar, daß die Methoden der Auswahl
und Qualifikation noch immer nicht
ausreifend undscharfgenugaufdieneuen
Aufgaben des Rechtswahrers und-die sich
daraus ergebenden veränderten Anschauungen über die

bessere Leistung umgestellt worden sind. Solange die rein

aktenmäßigeQualifikation, die sich im wesentlichen auf
Prüfungs- und sonstige Leistungserzeugnisse stützt, bei

der Auslese so stark im Vordergrund steht, wird es nicht
vermieden werden können, daß ein zwar hochgelehrter
aber für die Praxis weniger brauchbarer Assessor in die

Laufbahn hineinkommt, ein guter Praktiker aber, der

nur kein Examensmensch ist, von ihr ausgeschlossen
bleibt. — Es bleibt zu hoffen, daß ministerielle An-

weisungen über die Qualifikationspraxis im Laufe der

Zeit hier noch Wandel schaffen. Eine grundsätzlicheBe-

trachtung der vorliegenden Regelung darf aber an

diesem Mangel nicht vorbeigehen.

11.

Der Probedienst steht unter der Leitung des Ober-

landesgerichtspräsidenten, dessen Bezirk der Assessor
überwiesen wird; während der Tätigkeit bei der Staats-

anwaltschaft steht die Leitung dem Generalstaatsanwalt
zu8). Erfreulicherweife ist der Probedienst planmäßig
und zwar so geregelt, daß der Assessor drei Monate bei
der Staatsanwaltschaft, vier Monate bei einem Land-

gericht und fünf Monate bei einem Amtsgericht be-

schäftigt wird. Weitere Einzelheiten über die Beschäfti-
gung sind nicht vorgeschrieben. Am Schluß eines jeden
Abschnitts hat sich der mit der Beaufsichtigung des

Assessors befaßte Beamte über die Eignung des Assessors
zum Richter und Staatsanwalt zu äußern und dabei

besonders seine wissenschaftliche und praktische Befähi-
gung, seine Leistungen, feinen Charakter und seine poli-
tifche Haltung zu würdigenox Als Vorauswahl wird
das genügen. In der Praxis darf aber nicht übersehen
werden, daß sichjeder Mensch nur zu leicht auf die ihm
bekannteständige und eingehende Überwachungeinstellt
und seinem Wesen dabei einen gewissen Zwang auf-
erlegt, so daß die richtige Bewertung nach wie vor eine

Kunst bleibt.

Der Einberufung zum Probedienst muß unverzüglich
Folge geleistet werden. Geschieht das nicht, so wird die

Ubernahme alsbald widerrufen«’). Der zum Probe-
dienst einberufene Assessor, der die Amtsbezeichnung
»Assessor«führt«), wird unmittelbarer Reichsbeamter.
Vom Tag des Dienstantritts an erhält er für die Dauer
des Probedienstes laufend Bezüge«) in Höhe der Diäten

A) §5Durcthorschr.
e«)§ 6 DurchfVorschr.

10) § 7 DurchfVorschr.
11) § 1 LaufbathO.
1««')Hier ist nunmehr ausdrücklichfestgelegt, daß der Nach-

wuchsfür
den höheren Justizdienft künftig dauernd besoldet

wir .
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der Assessoren im Reichsdienst13). Diese Bestimmung
bringt eine erfreuliche Verbesserung in der Befoldung
des Nachwuchses. Die Grundgehaltssätzeder Anwärter

für die Normalgruppe der höheren Beamten sind be-,
kanntlich — ähnlichwie die der Normalgruppe selbst —

im Reich höher als z. B. in Preußen. Die drei Grund-

gehaltsstufen der Anwärterskala und die Anfangsstufe
der Rormalgruppe — die das Höchstgrundgehaltder

Assessorendarstellt — betragen in Preußen 3000, 3600,
4100 und 4400 RM., im Reich dagegen 3400, 3950,
4400 und 4800 RM. Praktisch bedeutet das, daß der

Assessorkünftig in den ersten beiden Jahren nicht mehr
wie bisher in Preußen etwa 225 bis 230 RM. be-

kommt, sondern rund 250 RM.«). Diefe Bezüge nach
Reichssätzen bekommt unter Anrechnung des Probe-
dienstjahres auf das Besoldungsdienstalter auch der

Gerichtsassessor nach seiner Übernahmeals Anwärter«).
Erst drei Wochen vor Abschlußdes Probedienstjahres

hat der Oberlandesgerichtspräsidentim Benehmen mit
dem Generalstaatsanwalt darüber zu berichten, ob der

Assessor seine Eignung bewiesen hat oder ob —

gege-

benenfalls — eine beantragte Verlängerung des Probe-
dienstes1«)angebracht erscheint«).Es steht also zu er-

warten, daß die Entscheidung auf diese Berichte im

Ministerium sehr schnell vorgenommen werden wird,
so daß keine Wartezeiten entstehen.

III.

Mit der Übernahmewird der Assessor Anwärter im
Sinne des § 4 der Laufbahnverordnung und außer-
planmäßiger unmittelbarer ReichsbeamtermJ mit der

Amtsbezeichnung ,,Gerichtsassessor««).Er wird in der

Regel in einem Oberlandesgerichtsbezirk außerhalb
seines Heimatbezirks beschäftigt werden, soweit dies
mit den Belangen einer volksnahen Rechtspflege ver-

einbar ist26). Selbstverständlich ist es dringend zu
wünschen,daß der künftige Richter und Staatsanwalt

auch außerhalb seines Heimatbezirks Land und Leute
kennenlernt. Dief e Kenntnis kann er sichmit vollem Er-
folg erst nach Erreichung eines reiferen Lebensalters,
jedenfalls dann regelmäßig besser als in der Vorberei-

tungszeit, verschaffen.
Das ,,Wanderjahr« kann ihn auch nicht an der Grün-

dung einer Familie hindern, so daß auch vom bevölke-

1r««iu;)1gspolitifchen
Standpunkte aus Bedenken nicht be-

e en.

Über die Art, in der die Anwärter beschäftigtWerden

sollen, sind Vorschriften nicht gegeben. Das ist Nach der

Erfahrung mit den Hilfsrichtern in Preußen Nicht UN-

bedenklich. Es besteht die Gefahr- daß diese Anwärter
zu sehr entsprechend den Bedürfnissen der Rechtspflege

13) § 8 DurchfVorschr.
14)Noch immer bleiben aber die überstarke Kürzung der

Grundgehältergegenüber dem Befoldungsgesetzvon 1927 und
die Kürzung des Vesoldungsdienstalters, beldes auf Grund der
VO. vom 7. Oktober 1931 (NGVl. I, 546).

·

15) § 10 DurchfVorfchr. Bemerkenswert, ift, daß nur die
neu in den Probedienft und als ·Anwarterübernommenen
Assessoren die Bezüge nach den Reichs-sahenbekommen. Die
andern Gerichtsassessoren verbleibenbei denmedrigeren Landes-
säizen. Auch hier zeigt sich die Notwendigkeit gewisse Ver-
schiedenheiten des Befoldungskechkskausngleichem weil es

Neichsbeamte mit zweierlei Recht Mchk geben kann,
16) Die nach §3 Abs.1 LaufbelthQ bekanntlichmöglichift.
17) § 9 Abf. 1 DurchfVOkschki
1s) § 10 Abs. 1 DurchfVorfchr.
1V) § 4 Abs. 1 LaufbathO.
2s-)§ 11 DukchsVorfchr-
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und zu sehr als die jüngeren Richter und Staats-

anwälte beschäftigtwerden und zu wenig mit Rück-

sicht auf ihre weitere Ausbildung. Gewisse Richtlinien,
in denen sowohl das geschäftsplanmäßigeInteresse der

Iustizverwaltung, wie auch der Ausbildungszweck zu

ihrem Recht kommen könnten, die schon früher von den

Gerichtsassessoren gefordert worden sind, wären zu

begrüßen.
Iv

Gegenwärtig werden die Überleitungsbestimmungen
im Vordergrund des Interesses stehen. Allein in Preu-
ßen harren ja noch immer rund 5500 Gerichtsassessoren
auf die Entscheidung über ihr weiteres Schicksal.

512 derDurchfVorschr.räumtendlichmitder
unentgeltlichen Beschäftigung der Ge-

richtsassessoren auf, die alles andere als ein Ruhmes-
blatt der preußischenIustiz war. Die jetzt getroffene
Übergangsregelunggenügt aber nicht. Es ist nicht er-

sichtlich,warum nicht eindeutig bestimmt worden ist, daß
diese unentgeltliche Beschäftigung der Gerichtsassessoren
s of o rt aufzuhören habe. Es mag schon richtig sein,
daß die bestehenden Urlaubspläne und Krankheits-
vertretungen nicht durchgeführt werden könnten,
wenn die unbesoldeten Gerichtsassessoren plötzlich
nicht mehr zur Verfügung ständen. Aber wenn

ihre Arbeitskraft unentbehrlich ist, dann müssen
eben entsprechende Beschäftigungsaufträge erteilt
werden. Eine sehr unglückliche Lösung ist es auch,
daß bis zum Aufhören jeder unentgeltlichen Beschäfti-
gung am 31. März 1936 die Pflicht zu unentgelt-
licher Dienstleistung zwar beseitigt worden, die Mög-
lichkeit, sich ,,freiwillig« zur Verfügung zu stellen, aber-

geblieben ist. Das muß zur Folge haben, daß nicht nur

diejenigen, die ehrlich etwas lernen wollen, sondern
auch diejenigen, die sich lieb Kind machen wollen mit

größter Freude sich zur Verfügung stellen; gerade die

aufrechten Kerls aber werden vielfach nicht daran den-

ken, unentgeltlich zu arbeiten. Und die Bürokratie wird

vielleicht nicht immer sofort erkennen können, wo die

wirklichen Persönlichkeitenstehen und aus welcher Ein-

stellung heraus der einzelne sich bereitwillig zur Ver-

fügung stellt. In dieser Hinsicht sollten die Erfahrun-
gen der Vergangenheit abschreckenl— Aber das alles

sind nur Schmerzen der Übergangszeit.Die künfti-
gen Generationen der Richter und
Staatsanwälte werden diese entsetz-
liche Zeit der nnentgeltlichen Beschäf-
tigungmit allihren verderblichen Ein-

flüssen nicht mehr kennenlernen.
Wer vor dem 1. April 1935 die große Staatsprüfung

bestanden hat-I) —- als o noch Gerichtsassessor alten Stils

ist —, soll Gelegenheit erhalten, seine Eignung zu er-

weisen, soweit das noch erforderlich ist. Diese Gelegen-
beit soll außerhalb des Probedienstes und in entgelt-
licher Beschäftigunggegeben werden. Dazu werden die
in Betracht kommenden Gerichtsassessoren im Rahmen
des Kräftebedarfsder Iustizverwaltung und nach Maß-
gabe des in dem betreffenden Landesbezirk bisher ge-
Übterl Verfahrens zur Erprobung herangezogen. Ge-
richtsassessoren,die gegenwärtig außerhalb der Iustizver-
waltrmgBeschäftigunggefunden haben — das sind zur
Zeit M Preußen mindestens 2000, wahrscheinlich aber
etwa 2500 —- können auch noch ihre Eignung für den

21) Es kommt also nur auf den Tag des Examens, nicht auf
den der Ernennung an.
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höheren Iustizdienst nachweisen; sie müssen jedoch bis

zum 1. Oktober 1935 dem Oberlandesgerichtspräsiden-
ten ihres Heimatbezirks anzeigen, daß sie sich zur Er-

probung zur Verfügung stellen, sobald sich für sie
eine — entgeltliche! — Beschäftigungsmöglichkeitim

Iustizdienst bietet. Dieser Zwang wird für die in Be-

tracht kommenden Gerichtsassessoren einige Schwierig-
keiten bringen, denn sie müssen nach dem 1. Oktober
1935 täglich zum Eintritt in den Iustizdienst bereit

sein. Das wird vielleicht mit eingegangenen Ver-

trägen kollidieren. Aber einmal wird der Bedarf der

Justizverwaltung im Winter «— wie die Erfahrung
zeigt — weniger stark sein, zum andern aber wird in

besonders gelagerten Fällen auch mit einem vorüber-

gehenden Entgegenkommen der Justizverwaltung zu
rechnen sein. Eine andere, Regelung ist aber schlechter-
dings nicht denkbar.

Die Fassung dieses für die Übergangszeitentscheiden-
den § 13 Abs. 1 der DurchfVorschr. ist wohl nicht beson-
ders klar und glücklich.Die Regelung bedeutet: Die Ge-

richtsassessoren, die vor dem 1. April 1935 die große
Staatsprüfung bestanden haben, werden unverändert
weiter beschäftigt. Eine Änderung tritt nur insofern
ein, als sie bei Beendigung ihres entgeltlichen Beschäf-
tigungsauftrages zu unentgeltlicher Tätigkeit nicht mehr
verpflichtetsind, sich aber bis zum 31. März 1936 frei-
willig dazu zur Verfügung stellen können. In den for-
mellen Probedienst werden sie nicht mehr übernommen.
Ihre Eignung für den höheren Instizdienst wird im

Verlauf ihrer entgeltlichen Beschäftigung festgestellt
werden. Nach außen wird das nicht besonders erkenn-

barwerden, ihre dienstliche Stellung bleibt unverändert.

Sie behalten ihre Anwartschaft auf eine Planstelle,
konnensichauch nach wie vor um eine solche bewerben.
Sicher ist, daß die frei werdenden Stellen mindestens
nochfür einige Iahre so gut wie ausschließlich aus

IhrenReihen besetzt werden, weil der neue Nachwuchs
seine Eignung erst nachweisen muß. Die bisherigen
Besetzungsmethodenwerden sich dabei wenig oder nicht
andern. Aber die vorhandenen Gerichtsassessorenmüssen
ausdrücklichihre Übernahmeals Anwärter beantragen.
Das ergibt sich aus § 14 der DurchfVorschr. Für diesen
Antrag ist eine bestimmte Frist bisher nicht vorge-
schrieben. Die Frist von drei Monaten aus § 1 der

DurchfVorschngilt hier nicht. In angemessenen Ab-
standen wird aber der Reichsjustizminister bekanntgeben,
welcheIahrgänge von Gerichtsassessoren bis zu einem

Jeweils zu bestimmenden Zeitpunkt aus dem Justiz-
dienst ausscheiden, wenn sie bis dahin weder als An-
wärter übernommen noch im Iustizdienst planmäßig
angestelltsind. Gleichzeitig damit wird der Reichsjustiz-
mvinisterden Zeitpunkt bestimmen, bis zu dem Ange-
horige dieser Iahrgänge den Antrag auf Übernahme
als Anwärter einreichen können22).

Diese Regelung ist einfach und klar. Sie beseitigt
allerdings die allenthalben beim Nachwuchs bestehende
bange Ungewißheit über die Zukunft noch nicht. Aber

eine sofortige Entscheidung über alle vorhandenen Ge-

richtsassessoren — allein in Preußen sind es, wie ge-

sagt, noch rund 55001 — ist schon rein technisch nicht
möglich. Iahrgangweise, bei den ältesten angefangen,
wird also über die gegenwärtig vorhandenen Gerichts-
assessorenentschieden werden. Es bleibt nur übrig, er-

2«-’)§ 14 Abs. 1 DurchfVorschr.
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neut den dringenden Wunsch vorzutragen, daß d i e s e

sachlich und menschlich nicht leichte Ar-
beit möglichst schnell erledigt werden

möchte, damit die lähmende Unsicherheit von den

jungen Menschen genommen wird. Jedenfalls
besteht nach dem beabsichtigten Verfahren aber wohl
kaum die vom Nachwuchs vielfach gesehene Ge-

fahr, daß ein erheblicher Teil der vorhandenen Ge-

richtsassessoren weiter und weiter in Ungewißheit und

Hoffnung bleiben würde, um erst mit dem 31. März
1939 schließlich doch noch automatisch auszuscheiden.
Über die Jahrgänge bis etwa einschließlich1927, die

wenigstens für preußischeVerhältnisse als überaltert

angesehen werden müssen, sollte in verhältnismäßig
kurzer Frist entschieden werden können, vielleicht bis

längstensEnde 1935. Jn längstens etwa zwei Jahren
müßte das ganze Nachwuchsproblem alten Stils für
den Bereich der Justizverwaltung bereinigt sein.

Es ist selbstverständlich,daß auf den Antrag der im

Dienst befindlichen Gerichtsassessoren auf Übernahme
als Anwärter die allgemeinen Vorschriften über diesen
Antrag anzuwenden sind. Mit besonderem Nachdruck
aber sei auf die Vorschrift des § 14 Abs. 3 der Durchf.-
Vorschr. hingewiesen. Dort ist bestimmt, daß über alle

Anträge der im Dienst befindlichen Gerichtsassessoren
auf Übernahmeals Anwärter erst entschieden werden

wird, wenn die Frist für solche Anträge abgelauer ist.
Es wäre also zwecklos, wenn jetzt oder später ein ge-

waltiges Rennen um den ersten Antrag einsetzen würde.
Nicht auf die Zeit des Antragseingangs oder aus seine
laufende Nummer kommt es für die sachliche Entschei-

Das Verfahren iiber Ehestreitigkeitenin
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dung an, sondern lediglich auf die Eignung selbst. Das

muß gesagt werden, weil an manchen Orten schon nach
dem Erscheinen der Laufbahnverordnung ein Wettlauf
zu den Personalreferenten eingesetzt hat (bei dem

übrigens ganz vorn die Untüchtigstenlagen und an dem

sich die Könner so gut wie nicht beteiligt habenl).

V.

Jm Ergebnis stellen also auch diese Durchführungs-
vorschriften einen erfreulichen Beitrag zur endgültigen
Liquidation des Nachwuchsproblems in seiner rein

zahlenmäßigenGestaltung für den Bereich der Justiz-
verwaltung dar. Es b le i b e n hier nur die F r a g e n

der Ausbildung, der Beschäftigung,
der Auslese usw. Osfen bleibt auch noch
die Zahl der in den Probedienst oder

als Anwärter zu übernehmendenAsses-
s o r e n.

Offen bleibt, darauf muß immer wieder hingewiesen
werden, die jetzt allerdings nicht mehr ausschließlich
bei der Justizverwaltung liegende Frage, was aus den-

jenigen Volljuristen werden soll, die nicht in den höheren
Justizdienst übernommen werden können. An der

Lösung dieser für die Zukunft des Rechtswahrerstandes
so unendlich wichtigen Frage werden alle diejenigen
besonders mitarbeiten müssen, die bisher mit Fragen
des Nachwuchses befaßt worden sind, und insbesondere
die Justizverwaltung wird hier ihre Erfahrungen zur

Verfügung stellen müssen. Denn über diese Frage wird

noch viel zu reden, zu schreiben und — vor allem! —-

zu handeln sein.

Gsterreichund in der Tschechoflowakei
Von Dr. Ernst S w o b o d a , o. ö. Professor an der Deutschen Universität in Prag

l. Die Entwicklung in Osterreich
Das Eherecht des deutschen BGB. ist eines der am

meisten reformbedürftigen Gebiete des Bürgerlichen
Rechts. Deshalb dürfte es auch für die reichsdeutschen
Juristen von Jnteresse sein, wie sich die Rechtsentwick-
lung in diesen Fragen im Raume des alten Osterreich
seit dem Ende des Weltkrieges gestaltete. Es liegt mir

fern, eine ins einzelne gehende Darstellung zu geben.
Nur ein kurzer Überblick soll geboten werden, der die in

Osterreich und in der Tschechoslowakei für das Ver-

fahren in Ehestreitigkeiten maßgebendenGrundsätze er-

kennen läßt.

Besondere Schwierigkeiten entstehen für das beider-

seitige Verständnis der Rechtslage- in den Nachbar-
staaten durch die verschiedeneTerminologie. Die Lösung
der Ehe dem Bande nach, die in Deutschland als Schei-
dung oder Auflösung der Ehe bezeichnet wird, heißt in

Osterreichund in der Tschechoslowakei»T r e n n u n g«,
das aber, was in Deutschland Aufhebung der ehelichen
Gemeinschaft genannt wird, ,,S che i d u n g d e r

Ehe von Tisch und Bett«. Um die Unter-
schiedezwischen dem österreichischenund deutschen Recht
zu begreifen, ist es weiter notwendig, sich vor Augen
zu halten, daß schon das österreichischeallgemeine
bürgerliche Gesetzbuch das Eherecht auf einer kon-
fessionellen Grundlage aufgebaut hatte.
Diese Regelung stammte großenteils aus dem

Josephinischen Gesetzbuchvom Jahre 1786. Sie war

durchaus nicht rückschrittlichgedacht, im Gegenteil.

Entsprechend dem von Kaiser Joseph II. geführien
heißen Kulturkampf wurde selbst für katholische Ehen
der Charakter der Sakramentsnatur für den Bereich der

staatlichen Gesetzgebung abgelehnt, die Ehe nur als

»bürgerlicher Vertrag« betrachtet und für die Be-

urteilung dieses Rechtsverhältnisses einzig U n d

allein die staatliche Gesetzgebung als

maßgebend erklärt. Dieser Standpunkt war drei Jahre
vor der französischenRevolution in einem so katholischen
Staate unerhört radikal. Nur aus Gründen der

,,Toleranz« wurde bei dieser Regelung ans die

verschiedenen religiösen Bekenntnisse Rücksicht Se-
nommen. Deshalb wurden besonders die Vorschriften
über die Lösung der Ehe für die verschiedenenReligions-
angehörigen verschieden gestaltet. Die grundsätzliche
Stellungnahme in allen diesen Fragen blieb nnch Unter

Kaiser Franz trotz seiner sonst so abweichenden Haltung
gegenüber dem Volkskaiser Joseph unverändert

Ein wesentlicher Unterschied in den Vorschriften des
unter der Regierung Kaiser Franz im Jahre 1811 er-

schienenen ABGB. gegenüberdem deutschenBürgerlichen
Recht besteht darin, daß es die einverständliche
S ch e i d u n g von Tisch und Bett- alsv die bloße Auf-
hebung der ehelichen Gemeinschaft U n t e r d e n e i n -

f a chst e n F o r m e n gestattet. Wenn beide Ehegatten
darüber einig sind, ist die ganze Angelegenheit lediglich
eine solchedes außerstreitigenVerfahrens oder, wie man

in Deutschland sagt, der freiwilligen Gerichtsbarkeit,
und das darauf gerichtete Übereinkommen der Ehegatten
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wird, wenn sie vor Gericht bestätigen,daß sie über die

Vermögensauseinandersetzungund den Unterhalt einig
sind, nach erfolglos gebliebenem Versöhnungsversuch
ohne weiteres genehmigt. Dem Gerichte ist es in diesen
Fällen sogar untersagt, nach der Art und Weise der

Auseinandersetzung oder den Gründen der Scheidung
auch nur zu fragen oder den Scheidungsgründen nach-
zuforschen. Das Gesetz will es eben in einem solchen
Falle verhindern, daß die intimen Verhältnisseder Ehe-
leute vor dritten Personen erörtert werden, dadurch neue

Bitterkeit hervorgeruer und die glücklichhergestellte
Einigkeit der Ehegatten über die Art und Weise ihres
Auseinandergehens wieder gestört werde. Es will durch
dieses schonende Vorgehen auch die Möglichkeit einer

späterenWiedervereinigung erleichtern, die gemäß § 110

ABGB. jederzeit erfolgen kann und bei einer Anzeige
dieser Wiedervereinigung bei Gericht auch die rechtliche
Beseitigung der Scheidung in sich schließt. Tatsächlich
bestätigt die Erfahrung, daß ein verh ältnis-

m ä ß i g g r o ß e r T ei l der geschiedenen Eheleute in

Osterreichund ebenso in der Tschechoslowakei,für welche
in dieser Beziehung die gleichen Vorschriften gelten, die

eheliche Gemeinschaft w i e d e r a u f n e h m e n.

Besteht über die Frage der Auflösung der ehelichen
Gemeinschaft keine Einigkeit, so kann sie nur im Prozeß-
wege erzwungen werden1), wobei aber wieder zum

Unterschied vom deutschen Recht ein Anerkenntnisurteil

zulässig ist und bei Versäumung der ersten Tagfatzung
oder Richterstattung der Klagebeantwortung ein Ver-

säumungsurteil gefällt werden kann, das in dieser Be-

deutung dem deutschen Zivilprozeßrechtebenfalls un-

bekannt ist. Bei Versäumung der ersten Tagsatzung oder

Richterstattung der Klagebeantwortung ist nämlich das

Vorbringen der erschienenen Partei, bzw. das Vor-

bringen in der Klage als ,,wahr« anzunehmen und

auf dieser tatsächlichenGrundlage das Urteil zu fällen,
ohne daß der Säumige wie in Deutschland durch einen

Einspruch eine neue mündliche Verhandlung herbei-
führen könnte.

Die leichte Scheidungsmöglichkeithat in Osterreich
und in der Tschechoslowakei,für welche diesbezüglich
die gleichenVorschriften gelten, dazu geführt,daß solche
Scheidungen, die ja nur eine Aufhebung der ehelichen
Gemeinschaft bedeuten unds noch keine Auflösung des

Ehebandes mit sich bringen, äußerst zahlreich
sind, und zwar besonders die einverständlichenSchei-
dungen, während eine Scheidung im Sinne des deutschen
Rechts, also eine Auflösung des Ehebandes, nach dem

auf konfessioneller Grundlage aufgebauten ABGB.
unter Katholiken überhaupt nicht möglich war, aber

auch dann nicht, wenn auch nur ein Ehegatte zur Zeit
der Eheschließung katholischen Glaubens war. Das
ABGB. ist darin sogar noch strenger als das kanonische
Recht- weil es die Unauflöslichkeitder katholischen Ehe
schonan die Eheschließungknüpft ohne Rücksichtauf
die Vollziehung der Ehe (matrimonium ratum, non

consumatum).

Jl) Als Scheidungsgriindefind im § 109 ABGV. beispiels-
weise angeführt: Ehebruch, hoshaftes Verlasser unokdentlicher
Lebenswandel- wodurch ein beträchtlicherTeil des Vermögens
des»klagendenEhegatten oder die guten Sitten der Familie
gefährdetwerden, schwere Mißhandlungen oder nach dem Ver-
hältnisse der Personensehr empfindliche wiederholte Kränkun-

gePgnhaltendg
mit Gefahr der Anfteckungverbundene Leibes-

ge re en.
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Die leichtsinnigen Eheschließungenim Kriege und

nach dessen Beendigung führten zu einem u n g e-

heueren Anschwellen der einverständ-
lichen Scheidungen. Die Mehrzahl der parla-
mentarischenParteien in Osterreich wollte daher eine

Anderung des Gesetzes herbeiführen,um auch den zahl-
reichen katholischen geschiedenenEheleuten die Schließung
eines neuen Lebensbundes zu ermöglichen.Die christlich-
soziale Partei wußte dies jedoch zu verhindern und so
kam es zu einer außergesetzlichenKompromißlösung, die

schweres Unheil heraufbeschwörensollte.
Durch eine von einem Sozialdemokraten erlassene

Verordnung des Jnnenministeriums aus dem Jahre
1919 wurden nämlich die politischen Behörden, die

nach österreichischemRecht von Ehehindernissen zu

dispensieren hatten, darauf aufmerksam gemacht, daß
das Gesetzbuch sich über die Frage, von welchen Ehe-
hindernissen dispensiert werden könne,nicht äußere und

daß daher auch von dem Ehehindernis des ,,b e st eh e n -

d e n Eh e b a n d e s« dispensiert werden könne, wenn

nur die Scheidung von Tisch und Bett, also die Auf-
lösung der ehelichen Gemeinschaft schon erfolgt sei und

berücksichtigungswürdigeGründe vorhanden seien.
Die Folge dieser dem Geiste des Gesetzbuches wider-

sprechenden Verordnung war einerseits eine Hochflut
einverständlicherScheidungen von Tisch nnd Bett und

nach der Scheidung die Erwirkung des Dispenses von

dem Ehehinderniss e des nach der Scheidung noch aufrecht-
erhaltenen Ehebandes seitens der politischen Landes-
behörden. Die politischen Landesbehörden, die damals

meist von Sozialdemokraten geleitet wurden, pflegten
diesen sogenannten Dispens vom bestehenden Eheband
regelmäßig ohne weitere Schwierigkeiten
im Laufe weniger Tage zu erteilen, und so
wurden viele tausend Dispensehen ge-

schlossen,deren Zahl sich bald auf über 30 000 belief.
Der Oberste Gerichtshof in Wien erklärte

zwar solche Ehen für ungültig, weil eine Auflösung
der früheren Ehe nicht erfolgt sei und eine mehrfache
Ehe durch das Gesetz ausdrücklichverboten fei. Der

Verfassungsgerichtshof dagegen stellte sich
unter dem Einflusse K els en s auf den gegenteiligen
Standpunkt, weil die Gerichte zur Überprüfung der

Entscheidungen der politischen Behörden nicht befugt
seien. So ergab sich der beispiellose Zustand, daß jene
Fälle, die vor dem Verfassungsgerichtshof behandelt
wurden, zur Gültigerklärung der Dispensehe führten,
während jene Fälle, die vor dem Obersten Gerichtshof
zur Austragung gelangten, die Ungültigerklärung der

Dispensehe zur Folge hatten! Erst die Umwälzungen
der letzten Jahre führten mit der Reubildung des Ver-

fassungsgerichtshofesdazu, daß sichauch dieser der An-

schauung des Obersten Gerichtshofes anschloß.Welches
Schicksalaber die vielen tausend in der Vergangenheit
eingegangenen Dispensehen haben werden, ist bis heute
Uvch nicht geklärt.

«

Die schwerwiegendste Folge der wahrhaft frivolen
Praxis der Dispenserteilung vom bestehenden Eheband
äußerte sich jedoch darin, daß das Institut der Ehe für
die breiten Massen jede Heiligkeit einbüßte und daß
gerade bei ihnen das ,,Lebensgefährten-
v e rh ältnis« allgemein üblich zu werden begann.
Es war ja viel bequemer, konnte formlos eingegangen
und jederzeit wieder gelöstwerden. Das Gefühl für das

Unwürdige eines solchen Verhältnisses war allmählich
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völlig abhanden gekommen. Die ganze Entwicklung ist
ein Schulbeispiel dafür, wohin es führt, wenn der

ehrliche Gesetzgebungsweg verlassen und eine Lösung
von Gesetzgebungsfragen auf bedenklichen Umwegen
gesucht wird.

Zweifellos haben diese bitteren Erfahrungen mit

dazu beigetragen, daß im Vorjahre aus Grund des mit
dem Heiligen Stuhl abgeschlossenen Konkordats die

katholische Kirche auch auf dem Gebiete des Eherechts
wieder die Vorherrschaft erhielt und die Z u st ä n d ig -

keit der geistlichen Gerichte zur Lösung ehe-
rechtlicher Fragen in weitem Umfang anerkannt wurde.

Die Ratifizierung und Publizierung des Konkordats

erfolgte gleichzeitig mit der neuen Verfassung, deren

Rechtsgültigkeitwegen der bekannten Vorgänge bei der

Ausschaltung der gewählten Volksvertretung aus sehr
gewichtigen Gründen in Zweifel gezogen wurde. In
dieser neuen Regelung ist die schon von Kaiser
Joseph II. und nicht minder von Kaiser Franz
vertretene und gesetzlich festgelegte Auffassung, daß die

Eh e ein »P olitikum« sei, in weitestem Umfang
fallen gelassen und das Kirchenrecht auch für
den Staat als bindend erklärt worden. Das

Konkordat wurde als zweites Stück des neuen Bundes-

gesetzblattes für den Bundesstaat Osterreich, also un-

mittelbar nach der »Im Namen Gottes des Allmächtigen,
von dem alles Recht ausgeht«, verkündeten Verfassung
des Jahres 1934 am gleichen Tage, d. i. am 1. Mai

1934, kundgemacht und bestimmt im Artikel VII:

,,§ 1. Die Republik Osterreich erkennt den gemäß dem

kanonischen Recht geschlossenenEhen die bürgerlichenRechts-
wirkungen zu.

§ 2. Das Aufgebot dieser Eheschließungenerfolgt nach dem

kanonischen Rechte. Die Republik Osterreich behält sich vor,
auch ein staatliches Aufgebot anzuordnen.
§ 3. Die Republik Osterreichanerkennt die Zuständigkeit

der kirchlichen Gerichte und Behörden zum Verfahren bezüglich
der Ungültigkeit der Ehe und des Dispenses von einer ge-
schlossenen,aber nicht vollzogenen Ehe.
§4. Die hierauf bezüglichen Verfügungen und Urteile

werden, nachdem sie rechtskräftiggeworden sind, dem Obersten
Gerichtshof der Signatura Apostolica vorgelegt. Dieser
prüft, ob die Vorschriften des kanonischen Rechtes über die

Zuständigkeit des Richters, die Vorladung, die gesetzmäßige
Vertretung und das ungesetzmäßige Nichterfcheinen der

Parteien befolgt worden sind. Die genannten endgültigen
Verfügungen und Urteile werden mit den diesbezüglichen
Verfügungen des Obersten Gerichtshofes der Signatura
Apostoliea dem österreichischenObersten Gerichtshofe über-
sendet. Die bürgerlichenRechtswirkungen treten mit der vom

österreichischenObersten Gerichtshofe in nichtöffentlicher
Sitzung ausgesprochenen Vollstreckbarkeitserklärungein.

§ 5. Die kirchlichen und staatlichen Gerichte haben ein-
ander im Rahmen ihrer Zuständigkeit Rechtshilfe zu leisten.«

Im Zusatzprotokoll aber wird zu Art. Vll ausgeführt:
,,(1) Die Republik Osterreichanerkennt auch die Zuständig-

keit der kirchlichen Behörden zum Verfahren bezüglich des

Privilegium Paulinum.

(2) Der Heilige Stuhl willigt ein, daß das Verfahren
bezüglichder Trennung2) der Ehe von Tisch und Bett den

staatlichen Gerichten zusteht. -

(3)-Der Heilige Stuhl wird die Herausgabe einer In-
struktion durch den österreichischenEpiskopat veranlassen, die

für alle Diözesen (Praelatura Nullius) verbindlich sein wird.«

2) Soll entsprechend der ständigen Terminologie des öster-
reichischen Rechts richtig heißen: ,,Scheidung« der Ehe von

Tisch und Bett.
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Die Ausführungsvorschrist zum Konkordat vom 4. Mai
1934 BGBl. Il Nr. 8 (Durchführungsgesetz)erläutert den

Begriff der kirchlichen Ehen gegenüber dem Codex Juris
CallOnici einschränkendund versteht darunter jede vor

einem Priester der katholischen Kirche

zehmäß
dem kanonischen Recht geschlossene

c.

Die Gültigkeit solcher Ehen fwird nunmehr
grundsätzlich nach kanonischem Recht be-

urteilt, und zur Prüfung der Gültigkeit sind im schroffen
Gegensatzezum ABGB. die kir chlich e n G er i ch t e-

zuständig, deren Urteile ohne materielle Prüfung vom

Obersten Gerichtshofe in Wien für vollstreckbar zu er-

klären find. Nur in zweiter Linie, nämlich dann, wenn

die Ehegatten sich weigern, den Rechtsstreit vor den

geistlichen Gerichten zu führen, treten die staatlichen
Gerichte an deren Stelle. Aber auch sie haben ihrer Ent-

scheidung das kanonische Recht zugrunde zu legen. Be-

stritten ist es, ob sie außerdem das staatliche Recht, das—
ja nicht aufgehoben worden ist, zu berücksichtigenhaben
und ob sie daher die Ungültigkeit einer Ehe nur dann

aussprechen können, wenn ein Ehehindernis vorliegt,
das als solches sowohl im kanonischen als auch im staat-
lichen Recht festgelegt ist.

Die bevorrechtete Stellung der geistlichen Gerichte tritt

besonders stark hervor, wenn der rechtskräftigeSpruch-
der staatlichen Gerichte auf Gültigerklärung der Ehe
lautet. Dann hat nämlich diese Entscheidung nur eine

p r o v i s o r i s ch e Bedeutung, denn ein gegenteiliges
Erkenntnis des geistlichen Gerichts kann sie auch dann

noch trotz ihrer Rechtskraft umstoßen,und der staatliche
Oberste Gerichtshof wird auch ein solches formell ein-

wandfreies Erkenntnis des geistlichen Gerichts ebenfalls
für vollstreckbar erklären müssen. Nur der rechtskräftige
Ausspruch des weltlichen Gerichts über die Aberkennung
der bürgerlichenRechtswirkungen dieser Ehe wird auf-
recht bleiben.

Eine Trennung solcher Ehen dem Bande nach, also
eine Scheidung im Sinne des Deutschen Rechts-, ist
grundsätzlichunmöglich. Davon gibt es nur zwei Aus-

nahmen. Im Wege eines päpstlichenDispenses könnte
im Falle eines matrimonium ratum, non consumatum

die Auflösung einer solchen Ehe dem Bande nach er-

folgen und auf Grund des Privilegium Paulinum die

Lösung der Ehe Ungetaufter, wenn nach der Ehe-
schließung ein Teil zum katholischen Glauben über-

getreten ist. Aber auch in den letzteren Fällen ist allein
das kirchlicheVerfahren zulässig. Bei der Lösung einer-

nicht konsumierten Ehe wird es zur Erreichung der

bürgerlichen Rechtswirkungen der Vollstreckbarkeits-
erklärung des staatlichen Obersten Gerichtshofesbe-.

dürfen,während dies beim Privilegium Pauhnum nicht
vorgeschrieben ist. Selbst eine v o n A u s l ä n d e r n

im Auslande geschlossene kirchlicheEhe im

obigen Sinn wird in Osterreich nach den gleichen
G r u n d s ä tz e n behandelt werden müssen.

Dabei darf nicht übersehenwerden, daß die Bestim-
mungen des Konkordats die EheschließUUgVor einem
katholischen Priester nicht unbedingt vorschreiben. Im

Burgenland, diesem früher ungarischen Gebietsteil
Osterreichs, ist das ungarische Ehegefetz Vom

Iahre 1894 nicht aufgehoben worden und nach diesem
Gesetz die fakultative ZiVilehe eingeführt
worden. Eine derartige Zivilehe ohne kirchlicheTrauung
unterliegt den Vorschriften des Konkordats nicht. Im
übrigen Osterreichgibt es —- abgesehen VVU der Ehe-«
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schließungKonfessionsloser — weder eine obligatorische
Eheschließungvor dem Standesamt, wie sie in Deutsch-
land vorgeschrieben ist, noch eine falultative Zivilehe,
die es den Eheleuten gestattet, die zivile Eheschließung
zu wählen und sichdamit zu begnügen. Abgesehen von

den Konfessionslosen, für welche das Gesetz vom 9. April
1870, RGBL 51, die Eheschließungvor den politischen
Behörden vorschrieb, kennt das bürgerlicheRecht Oster-
reichs nur eine Rotzivilehe, die nach dem

Gesetze vom 25. Mai 1868, RGBl. 47, dann geschlossen
werden kann, wenn ein zum Aufgebot oder zur Mit-

wirkung bei der Eheschließungberufener Seelsorger dies

aus einem in der staatlichen Gesetzgebung nicht an-

erkannten Grunde verweigert.
Der Kreis dieser Rotzivilehen wird durch das Kon-

kordat allerdings eingeengt, aber abgeschafft ist sie auch
für Katholiken nicht. Es ist sogar bestritten, ob nicht
die staatlichen Behörden auch noch weiterhin Dispense
von Ehehindernissen erteilen können, die allerdings von

der Kirche nicht anerkannt werden, aber die Möglichkeit
einer Rotzivilehe vor der politischen Behörde eröffnen
würden.

Um größereKlarheit über die Abgrenzung zu schaffen,
bestimmt nun das Durchführungsgesetz,daß bürgerliche
Rechtswirksamkeit n u r j e n e n vor einem katholischen
Priester geschlossenenEhen zuteil werden kann, die

mit einer fortlaufenden Zahl (Reihen-
zahl) in das Eheregister, die Ehematrikel,
eingetragen werden. Eine solche Eintragung
ist unzulässig: 1. wenn dem Abschluß der Ehe eine
andere nach staatlichem Recht gültige Ehe entgegensteht;
2. wenn ein Unmündiger (bis zu 14 Jahren) oder ein

Vollentmündigter die Ehe schließt; 3. wenn ein Minder-

jähriger (von 14—21 Jahren) die Zustimmung des

Vaters oder jene des Vormundes und des Vormund-

schaftsgerichts nicht beibringt. Für alle diese Fälle gilt
nicht das kanonische Recht, sondern einzig und allein

das staatliche Eherecht.

Dagegen ist für andere Ehen, die vor einem

katholischen Priester geschlossenwurden, das kanonische
Recht selbst dann maßgebend,wenn die Eheschließung
schon v or d em 1. Mai 1934 erfolgte und insofern
dem Konkordat rückwirkende Kraft ohne
zeitliche Beschränkung zuerkannt worden.

Auf die vor einem nichtkatholischen Priester ge-

schlossenen Ehen hat das Konkordat keine Anwendung
zu finden. Für sie gilt also nur das bisherige Recht,
das die Ehetrennung nicht zuläßt, wenn zur Zeit der

Eheschließungwenigstens ein Teil katholisch gewesen ist,
während für andere Ehen die Trennung nur in einem

Prozesse, für den der Grundsatz der amtlichen Unter-

suchungsmaximegilt, auf Grund eines der im § 115

ABGB. taxativ aufgezähltenTrennungsgründe erwirkt
werden kann3). Unter diesen Trennungsgründen nimmt
eine besondere Stellung der Trennungsgrund der

3) Djefe Trennungsgründe sind: Ehebruch, Verurteilung
wegen eines Verbrechens zu einer wenigstens fünfjährigen Ker-
ketftk0f8- PoshaftesVerlassen und, falls der Aufenthaltsort un-

bekannt Ist-·Nichterscheinen trotz öffentlicher Aufforderung
innerhalb emes Jahres, dem Leben oder der Gesundheit ge-
fährlicheNachstellungemwiederholte schwere Mißhandlungen,
unübetwmdllche Abn«elgung.Wegen der letzteren kann zunächst
auch eine bloße Scheidung voa Tisch uad Bett, allenfalls sogar
wiederholt ausgesprochenwerden, um das Vorliegen dieses
Trennungsgrundes einwandfrei festzustellen.
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,,unüberwindlichen Abneigung-' ein. In
diesem Falle müssen b e i d e Eh e g a t t e n die Ehe-
trennung v e r l a n g e n. Das Vorliegen der unüber-

windlichen Abneigung muß aber bewiesen werden und

genügen dafür die Angaben der Ehegatten noch nicht,
denn auch für dieses Verfahren gilt der Grundsatz der

amtswegigen Untersuchung. Deshalb ist ein An-
erkenntnis- oder Versäumungsurteil im Ehetrennungs-
verfahren ausgeschlossen. Wird die Ehe getrennt, so
muß der Verteidiger des Ehebandes, der diesem Ver-

fahren ebenso wie jenem über die Gültigkeit der Ehe
beizuziehen ist, gegen das Urteil die Berufung ergreifen.

Besonders wichtig ist es, daß das kirchliche Ver-

fahren über die Ungültigkeit einer Ehe eine E n t-

scheidung über die Frage des Ver-

schuldens nicht kennt. Nach staatlichem Recht
ist aber stets auch darüber zu erkennen, ob der eine oder

der andere Ehegatte oder jeder Teil oder keiner von

ihnen an der Ungültigkeit der Ehe Schuld trägt. Diese
Frage ist daher bei einer Durchführung des Verfahrens
vor den geistlichen Gerichten auf jeden Fall v o n d e n

staatlichen Gerichten zu lösen, und zwar
jenem Gericht, das über die vermögensrechtlichenAn-

sprüchezu entscheiden hat.
Wir sehen, daß das schon bisher sehr komplizierte
österreichischeEherecht durch das Konkordat noch viel un-

durchsichtigerund so vielgestaltig geworden ist, daß seine
Kenntnis selbst für den gewiegten
Juristen außerordentliche Schwierig-
ke i t e n bereitet und daß neue, früher ungekannte,
aber sehr schwerwiegende Streitfragen aufgetaucht sind.
Besondersist es zu beklagen, daß in der Frage jener
D i s p e n s eh e n , die auf Grund eines von der staat-
lichen Behörde erteilten Dispenses vom bestehendenEhe-
band, also im Vertrauen auf diesen Ausspruch einer staat-
lichen Behörde geschlossenwurden und deren Zahl heute
schon über 50 000 betragen soll, noch immer keine Klar-

heit geschaffen wurde, daß also das Schicksal jeder dieser
Eben völlig ungewiß ist, weil jede Anzeige zur Ein-

leitung des Verfahrens über die Gültigkeit dieser Ehe
führen muß und bei dem heutigen Stande der Gesetz-
gebung und Rechtsprechung die Ungültigerklärung der

Ehe nach sich ziehen wird. Dieser Zustand bietet aber

auch einen Anreiz dazu, den Ehegatten trotz jahrelanger
Ehegemeinschaft zu verlassen, ohne sichder Gefahr einer

Unterhaltsverpflichtung auszusetzen. Gleichwohl ist es

auch heute noch bestritten, ob die Möglichkeit weiterer

Dispense vom bestehenden Eheband angesichts des Still-

schweigens der Gesetzgebung und des Konkordates über

diese Frage nicht auch weiterhin noch bestehen bleibt«).

Völlig unverändert ist dagegen das Ver-

fahren über die Scheidung der Ehe von Tisch
und Bett, also über die bloße Aufhebung der ehelichen
Gemeinschaftgeblieben.

II. Die Änderungenin der Tschechoslowakei
Jm Gegensatze zu Osterreich ist die Tschechoslowakei

gleich nach der Gründung des neuen Staates daran ge-

schritten, die materiellen Voraussetzungen und das for-
melle Verfahren über Ehestreitigkeiten im Wege der

«) Die gegenwärtige Bedeutung dieserStreitfrage ist aller-

dings sehr gering, da bei der heute in Osterreich herrschenden
cRichtung Dispense vom bestehenden Eheband von einer staat-
lichen Behörde kaum erteilt werden dürsten-
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Gesetzgebungabzuändern. Das Verfahren über die frei-
willige einverständlicheS che i d u n g v o n Tisch
u n d B e t t , also über die Aufhebung der ehelichen
Gemeinschaft, ist auch in der Tschechoslowakei u n -

b e r ü h rt geblieben, in der das allgemeine bürgerliche
Gesetzbuchauch heute noch gilt, aber die Scheidung er-

langte doch eine unvergleichlich größere Be-

d e u tu n g als in der Vergangenheit durch die-Z u -

lassung der Trennung dem Bande nach,
also der Scheidung im Sinne des Deutschen Rechts, auch
für die Ehen der Katholiken und durch eine

wesentliche Vereinfachung des darüber

durchzuführendengerichtlichen V e r f a h r e n s für den

Fall, daß bereits eine Scheidung von Tisch und Bett

erfolgt ist. Die im § 115 angeführten Trennungsgründe
wurden daher auch auf katholische Ehen ausgedehnt. Der

§ 115 wurde zwar aufgehoben, aber die darin ent-

haltenen Trennungsgründe mit einigen Erleichterungen
in dem § 13 des Gesetzes vom 22. Mai 1919, Slg.
Nr. 320, aufgenommen-I unddurch einige weitere ver-

mehrt, unter denen besonders der Trennungsgrund einer

so tiefen Z e rr üttun g der Ehe, daß gerechterweise
die Aufrechterhaltung der ehelichen Gemeinschaft nicht
verlangt werden kann, hervorzuheben ist, wobei aber

derjenige Gatte, der an der Zerrüttung überwiegend
schuld ist, das Begehren auf Trennung der Ehe nicht
stellen kann.

Beibehalten wurde auch der Trennungsgrund der

unüberwindlichenAbneigung. Wenn nun

die Scheidung der Ehe von Tisch nnd Bett bereits aus-

gesprochen wurde — sei dies nun auf Grund eines ein-

verständlichenBegehrens oder im Prozeßwege —, so
gestattet das neue Gesetz, daß auch die L ö s u n g d e r

Eh e dem Bande nach auf ein bloßes Ansuchen
eines Ehegatten im außerstreitigen Wege,
also im Rahmen der freiwilligen Gerichtsbarkeit aus-

gesprochen werden kann, wenn

1. seit der rechtskräftigenScheidung der Ehe von Tisch und

Bett mindestens ein J ah r verstrichen ist;
2. die Ehegatten während dieser Zeit die eheliche Ge-

meinschaft nicht wieder aufgenommen haben;
3. beide Ehegatten mit der Auflösung der Ehe ein-

verstanden sind. Es kann sein, daß beide Ehegatten
gemeinsam das Ansuchen um Trennung der Ehe stellen. Hat
aber auch nur einer darum angesucht, so wird die Ein-

willigung des andern schon dann als erwiesen angenommen,
wenn er sich trotz ordnungsmäßiger Ladung nicht bei Gericht
einfindet, um an der mündlichen Verhandlung über das

Trennungsbegehren teilzunehmen. Für die Feststellung der

übrigen Voraussetzungen gilt allerdings die Untersuchungs-
maxime. Es ist alfo ihr Nachweis notwendig und genügt
das beiderseitige Zugeständnis der Ehegatten noch keineswegs.
Diese Beweise werden aber von Amts wegen durchgeführt,

Z) Die Trennungsgründe des § 13 sind: Ehebruch, Verurteis

lung zu einer mindestens dreijährigen Kerkerstrafe oder wegen
einer strafbaren Handlung, die von einem entarteten Charakter
zeugt, böswilliges Verlassen und Ausbleiben trotz gerichtlicher
Aufforderung durch 6 Monate, dem Leben oder der Gesundheit
des andern Ehegatten gefährliche Nachftellungen, wiederholte
Mißhandlung, schwere Verletzung oder wiederholte Ehren-
beleidigung, ausfchweifendes Leben, dauernde oder periodische,
drei Jahre andauernde Geisteskrankheit, schwere geistige De-

generation, schwere Hyfterie, Trunksucht oder gewohnheits-
mäßiger Mißbrauch von Nervengiften in der Dauer von

2 Jahren, Epilepsie von mindestens einem Jahre mit wenigstens
6 Anfällen im Jahr oder verbunden mit Geistesftörung, tiefe
Zerrüttung der Ehe, unüberwindliche Abneigung.
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auch wenn keine entsprechenden Beweisanträge von den

Parteien gestellt werden sollten.
Notwendig ist
4. daß das Gericht auf Grund der gepflogenen Unter-

suchung zu der Überzeugunggelangt, daß tatsächlicheine un-

überwindlicheAbneigung vorliegt. Sind jedoch seit der

Scheidung von Tisch und Bett schon d rei I ahr e v er-

st r i che n , ohne daß die Ehegatten die eheliche Gemeinschaft
wieder aufgenommen haben, dann bedarf es keines weiteren

Beweises der unüberwindlichenAbneigung mehr.
Wird das Begehren um Trennung der Ehe dem

Bande nach auf einen anderen Trennungs-
grund gestützt, oder verweigert einer der

Ehegatten die Z u st i m m u n g zur Auslösung der Ehe
dem Bande nach, dann muß der P r o z e ß w e g be-

schrittenwerden. Für dieses Verfahren ist ebenso wie
in Osterreich der Gerichtshof erster Instanz zuständig,
in dessen Sprengel die Ehegatten ihren letzten gemein-
samen Wohnsitz hatten. Die tatsächlichenGrundlagen
müssen durch amtswegige Untersuchung festgestellt
werden.

Eine sogenannte ,,E x p r e ß t r e n n u n g« gibt es

aber in jenen Fällen, in welchen eine n ich te i n v e r-

ständliche Scheidung von Tisch und Bett im

Prozeßwege d u r ch U r t e i l ausgesprochen worden ist
und die im Urteil festgestellten G r ü n d e h in g e r e t cht
hätten, um auch eine T r e n n u n g der Ehe dem Bande

nach zu begehren. Auch in diesen Fällen wird im außer-
streitigen Verfahren durch Beschluß die Trennung der

Ehe dem Bande nach ausgesprochen, und zwar selbst
dann, wenn das Scheidungsurteil nur als Ver-

fäumungsurteil gefällt worden ist. Eine Ausnahme gilt
nur dann, wenn jener Zustand, der zur Scheidung der

Ehe von Tisch und Bett führte, mittlerweile auf-
gehört hat").

Alle diese Erleichterungen der Auflösung des Ehe-
bandes stehen im Einklang mit der demokratischen
Staatsauffassung. Ich glaube, daß weder diese Neu-

regelung, noch jene in Osterreichfür die Reugestaltung
des deutschen Rechts in Betracht kommen. Die durch
die neue Regelung in Osterreichheraufbeschworene Viel-

gestaltigkeit kann geradezu als abschreckendes Beisptel
dienen. Die bequeme Auflösung des Ehebandes in der

Tschechoslowakei dagegen widerstreitet der hohen
Einschätzung des Institutes der Ehe tn

Deuts chland. Aber einzelne Züge in der Frage
der leichteren Aufhebung der ehelichen Gemeinschaft
ohne Trennung dem Bande nach dürften vielleicht Vet-

wertet werden können,und zwar besonders dann, wenn

die Ehe ohne Kindersegen geblieben ist7).

o) Mit dem Gesetz vom Jahre 1919 wurde auch die sa-
ku lt ativ e Sivilehe eingeführt, so daß jepetntann die zivile
oder kirchliche Form der EheschließungWahlen kann. Den

bürgerlich Getrauten steht es frei, sich auch noch den klrchlichen
Förmlichkeiten zu unterziehen.

7) Jm übrigen vermute ich, daß gerade der Eheprozeßin
Deutschland durch das Gesetz zur Änderung des Verfahrens in

bürgerlichen Nechtsstreitigkeiten vom 27. Oktober 1932 bereits
eine sehr einfchneidende Umgestaltung erfahren haben dürfte-
denn kein anderes Verfahren wurde nach den Klagen so vieler
Juristentage der früheren Jahre M so etschreckendemMaße von

der P r o z e ß lü g e beherrscht»unddagegenmuß die Ver-

pflichtung der Parteien, ihre ErklarungenmbertatsächlicheLim-

stände vollständig und der Wahrheit gemaß abzugeben, äußerst
wohltätig gewirkt haben. Das mag zu der erstaunlichen Ver-

minderung der Rückstandezu Ende des Jahres 1934 gegenüber
dem Vorjahre mit beigetragen haben.
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KritifcheBetrachtung der Anderungsvorschlägeder Akademie
siir DeutschesRecht zu § 5 der Verordnung vom 26. Mai 1933

Von Amtsgerichtsrat Dr. R i eh l e, Charlottenburg

Durch die VO. vom 8. Dez. 1931X26. Mai 1933 ist
den Gerichten (im § 5 daselbst) die Aufgabe auferlegt,
ein anhängiges Zwangsversteigerungsverfahren von

Amts wegen einstweilen einzustellen, wenn: die Richt-
erfüllung der fälligen Verbindlichkeiten auf Umständen
beruht, die in der wirtschaftlichen Entwicklung be-

gründet sind, und die abzuwenden der Schuldner nicht
in der Lage war. Es ist wohl selten eine Bestimmung
von den Versteigerungsrichtern so begrüßt, wie diese,
denn sie gab ihnen erstmals die Möglichkeit, auf den

Gang des Verfahrens einen sachlichen Einfluß zu neh-
men. Das ZVG. hatte das richterliche Ermessen mit

geradezu vollendeter Kunst ausgeschaltet und das Ver-

fahren zu einem reinen Formalverfahren gemacht. Der

Richter ist nach diesem Gesetz lediglich Ausführungs-
organ, der innerhalb genau festgelegter Formvorschriften
den Vollstreckungswillen des betreibenden Gläubigers
zur Durchführung zu bringen hat. Dieser Vollstreckungs-
wille ist keinerlei sachlichenSchranken unterworfen. Der

Richter hat die Einleitung und Durchführung des Ver-

fahrens nur aus genau bestimmte formelle Erfordernisse
zu prüfen und jedes formell richtig zustande gekommene
Ergebnis zu billigen, mag es gerecht sein oder nicht.
Die eingangs genannte Verordnung hat hier eine ge-

wisseÄnderunggebracht, indem sie mit der Einstellungs-
möglichkeit dem richterlichen Ermessen wenigstens eine

gewisse Einwirkung auf die Durchführung des Ver-

fahrens gab. Auch diefe Einwirkung wurde noch
weitgehend durch Anweisungen beschränkt,wann der

Richter nicht einstellen darf, und wann er nur unter

bestimmten Bedingungen einstellen darf.
Gegen diese Bestimmung ist viel Sturm gelaufen.

Die Schuldner wünschen eine Erweiterung, die Gläu-

biger eine schärfereBegrenzung oder gar Aufhebung.
Neuerdings hat sich die Akademie für Deutsches Recht
mit der Einstellung aus § 5 a. a. O. befaßt und nach der

Veröffentlichung im Aprilheft ihrer Zeitschrift
(Seite 204X205) vorgeschlagen:

Aus der Überlegungheraus, daß die Einstellung des

Zwangsversteigerungsverfahrens der Erhaltung des Volks-

vermögens zu dienen habe und nur unter diesem Gesichts-
punkt zu vertreten sei, hat sich der Ausschuß unter gleich-
zeitiger Anlehnung an die Erfahrungen der Praxis für
eine entsprechende Abänderung der betreffenden Vor-

schriften ausgesprochen. Die Vorschriften des § 5 der

Verordnung über einstweilige Einstellungen des Zwangs-
versteigerungsverfahrens sind nach Ansicht des Ausschusses
derart umzugestalten, daß jede überflüssige und unzweck-
mäßige Einstellung verhindert wird. Die Abänderungs-
vorschlägelaufen darauf hinaus, im Interesse der Rechts-
sicherheit und der Vermeidung von Unbilligkeiten, für
den Richter die Einstellungsmöglich-
keiten enger als bisher zu fassen.
Die Begründung dieser Vorschläge geht eindeutig

davon aus- daß die geltende Rechtsprechung die einst-
weiligen Einstellungen in zu weitem Umfange vor-

genommen habe, und zwar derart, daß das richterliche
Ermessen durch gesetzliche Schranken eingeschränkt
werden müsse,um »jede überflüssigeund unzweckmäßige
Einstellung« zu vermeiden. Es ist mir nicht bekannt,
welches Material diesem Urteil über die Rechtsprechung

zugrunde gelegt ist, und von welchen Gesichtspunkten
aus es beurteilt ist. Denn ob eine Einstellung aus

§ 5 a.a. O. überflüssig und unzweckmäßig ist oder

nicht, kann sehr verschieden beurteilt werden. Wenn
der Ausschuß der Akademie zu einem derartigen
Schluß kam, so muß unterstellt werden, daß er schwer-
wiegendes Material gehabt hat, das unter Zugrunde-
legung unseres heutigen Rechtsdenkens bei genauester
Prüfung eine andere Beurteilung nicht zuließ. Es soll
daher von der Tatsache ausgegangen werden — deren

Berechtigung ich nicht anerkennen aber auch nicht nach-
prüfen kann — daß in erheblichem Umfang über-

flüssige und unzweckmäßigeEinstellungen seitens der

Gerichte vorgenommen sind. Kann dem aber dadurch
abgeholfen werden, daß das Vollstreckungsschutzrecht
durch Einengung der Einstellungsmöglichkeitenein-

geschränktwird, oder ist ein solcher Weg gar notwendig
und liegt er in der Linie, auf die sich der Reubau des

Rechtes hinzuwenden hat? Diese Fragen müssen
durchaus verneint werden.

Das Verfahren des ZVG. ist aufgebaut auf dem

Prinzip, daß der Gläubiger der Herr des Verfahrens
ist. Ihm steht der Schuldner als Gegner gegenüber.
Beide kämpfen um die Verwirklichung ihrer Interessen.
Das Gericht überwachtund entscheidet, daß alles form-
gerecht vor sich geht, einen sachlichen Einfluß auf das

Ergebnis des Verfahrens hat es nicht. Das Gesetz zeigt
alfo reinen Liberalismus und widerspricht in Ziel und

Ausbau unserem heutigen Rechtsdenken. Daß das neue

Recht ein völlig anderes Bild bieten muß, bedarf keiner

Ausführung. An Stelle des- Verfahrens
zur formgerechten Durchführung des

Vollstreckungswsillens der Gläubiger
muß ein Verfahren mit dem Ziele treten, die

Zwangsverwertung in der für alle Be-

teiligten zweckmäßigsten und gerech-
testen Weise durchzuführen. Hierzu ist not-

wendig, daß unter Vermeidung aller nicht unbedingt
notwendigen Formalien der Einfluß von Gläubiger
und Schuldner auf die Gestaltung des Verfahrens weit-

gehend verringert wird. Dagegen muß der Einfluß des

Richters mit seiner entscheidenden und gestaltenden,
immer aber auf die Zielerreichung gerichteten Tätigkeit
gesteigert werden. Diefer erweiterten Tätigkeit der Ge-
richte müssen naturgemäß klare Weisungen durch ge-
nügende gesetzlicheEinzelvorschriften gegeben werden,
aber nicht in der Form möglichstvieler enger und starrer
Grenzen, welche den Richter generell anweisen, hier so,
dort so zu entscheiden, sondern durch klare Formulierun-
gen der aus der Verfahrens f üh r u n g sichergebenden
richterlichenTätigkeit und durch Aufstellung genügender
Bestimmungen, welche dem richterlichen Ermessen bei
der Verfahrens e n t sch e i d u n g immer wieder die

Richtung auf das Verfahrensziel geben. Alle Änderun-

gen, die vor der Aufstellung des neuen Rechtes an dem

geltenden vorgenommen werden, müssenmit ihrem Jn-
halt und ihrer Formulierung diesen Zielen zustreben,
wenn sie eine Verbesserung des geltenden Gesetzesrechtes
bedeuten sollen. Der Vorschlag der Akademie geht den

entgegengesetzten Weg. Wenn er die Einstellungs-
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möglichkeitenfür den Richter generell ,,enger als bisher«
fassen will, so bedeutet das, daß er die Einflußnahme
des Richters generell begrenzen und seine Entscheidun-
gen in verstärktemMaße im voraus festlegen will. In

gleichem Umfang wird die das Verfahren auch heute
noch beherrschende Rechtsstellung des Gläubigers ver-

stärkt und durch Abbau des Vollstreckungsschutzrechtes
die Alleingeltung des ZVG. gefördert. Der Vorschlag
ist vielleicht geeignet, in dem einen oder anderen Falle
ein Unrecht durch zu weite Anwendung der Einstellung
zu verhüten, mehr aber auch nicht. Eine positive För-
derung des Rechts und der Rechtsprechung ist von ihm
nicht zu erwarten. Die vorgeschlagene Begrenzung der

Einstellung ist im wesentlichen nur dahin generell
möglich, daß die Einstellung in schärferemMaße als

jetzt von der Zahlung der laufenden wiederkehrenden
Lasten und von der Nachzahlung der dem betreibenden

Gläubiger geschuldeten Leistungsrückständeabhängig ge-

macht wird, sei es, daß die Einstellung nur unter solchen
näher bestimmten Voraussetzungen erfolgen darf oder

daß sie nur unter einer derartigen Auflage zulässig ist:
solch eine generelle Begrenzung würde wenig nützen,
denn es gibt zahlreiche Fälle, in denen eine Einstellung
auch dann sehr wohl zweckmäßigund gerecht ist, wenn

die an den betreibenden Gläubiger zu zahlenden wieder-

kehrenden Lasten und erst recht die Leistungsrückstände
zunächstnicht gezahlt werden können. So z.B., wenn

ein Grundstück zunächstumgebaut werden muß, wenn

es vorübergehend leersteht, wenn Rückstände des vor-

gehenden Gläubigers vorab zu zahlen sind usw. Müßte
in allen diesen Fällen die Versteigerung durchgeführt
werden, würden vielleicht noch mehr ungerechte und un-

zweckmäßigeEntscheidungen getroffen, als sie jetzt durch
eine zu weit gehende Einstellung ergehen. Die Be-

grenzung der Einstellungen auf eine bestimmte Linie
würde vielleicht die Interessenlage bestimmter Gläubiger
verbessern, die Zweckmäßigkeitund Gerechtigkeit des ge-

samten Verfahrens aber keineswegs heben.
Wenn aus diesen Gründen den von der Akademie

gemachten Vorschlägen nicht gefolgt wird, so ist deren

Ausgangspunkt: daß überflüssige und unge-

rechte Einstellungen vermieden werden müssen,
selbstverständlichberechtigt, und es mu ß ein a n -

derer Weg gesucht werden, solche Einstellun-
gen zu v e r m e i d e n. Um diesen Weg zu finden, be-

darf es zunächstder Feststellung, wann eine Einstellung
— vom Standpunkt des Rechts und von der Interessen-
lage aller Beteiligten aus gesehen —. überflüssig und

unzweckmäßigist. Die Antwort ist leicht: dann, wenn

sie ihren Zweck nicht erfüllen kann. Daß dieser Zweck
gemäß der Anschauung des Aakademieausschusses in der

Erhaltung des Volksvermögens liegt, kann ich nicht er-

kennen. Ich ersehe ihn vielmehr darin: dem Eigentümer
seinen Grundbesitz zu erhalten, wenn diese Erhaltung
aus Gründen der Allgemeinheit wünschenswert und ge-
recht erscheint. Die Erreichung dieses mit der Ein-
stellung verbundenen Zweckes hat zwei Voraussetzungen.
Personell: daß der Eigentümer persönlich wert ist, im

Eigentum seines Grundstückes erhalten zu werden.

Sachlich: daß die Erhaltung auf die Dauer wirtschaft-
lich möglich ist. Sie ist aber nur möglich, wenn es

gelingt, einen gerechten Ausgleich zwischen den Schulden
und der Zahlungsfähigkeit des Eigentümers, insbeson-
dere zwischen den Lasten und Erträgen des Grundstücks,
herbeizuführen, der eine für alle Teile tragbare Be-
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friedigung der Gläubiger ohne Zwangsversteigerung ge-

stattet. Im einzelnen ist zu» diesen Voraussetzungen
zu sagen:

a) Die personellen Voraussetzungen. Nur der

Eigentümer ist wert, im Eigentum
seines Grundbesitzes erhalten zu blei-

ben,deralsbodenverbuuden anzusehen
ist. Das setzt neben den ideellen Bindungen die

realen Tatsachen voraus, daß der Grundeigentümer fein
Grundstücknicht zu Spekulationszwecken oder als billige
Grundlage für Beleihungen erworben hat, sondern als

Dauerbesitz für sich und seine Familie. Es setzt weiter

voraus, daß der Eigentümer seinen Grundbesitz sorgsam
gepflegt und nicht leichtsinnig belastet hat, sowie daß er

die Erträge in erster Linie zur Erhaltung und Verbesse-
rung des Grundstücksund zur Bezahlung der auf dem-

selben ruhenden Lasten benutzt hat. Ich bin der

Überzeugung,daß diese Voraussetzungen bereits nach
dem geltenden Gesetz gestellt werden können, doch kann

man hierin sehr wohl anderer Meinung sein. Soll

eine allgemeine Berücksichtigungdieser persönlichenVor-

aussetzungen durch die Vollstreckungsgerichte erfolgen,
so wird es notwendig sein, den § 5 a. a.O. entsprechend
zu ändern.

b) Die sachlichenVoraussetzungen. Wenn die E i n -

stellung nur erfolgen soll, falls sie der

dauernden Erhaltung des Grund-

besitzes in der Hand des bisherigen
Eigentümers dient, so ergibt sich aus dieser
Voraussetzung für den Richter zweierlei Tätigkeit. Ein-

mal die Prüfung und Entscheidung, ob eine anderweite

tragbare Befriedigung der Gläubiger ohne die Durch-
führung der Zwangsversteigerung möglich ist, und zum
anderen die Prüfung und Förderung aller der Maß-

nahmen, welche geeignet sind, diese anderweite Befriedi-
gung herbeizuführen. Diese — in der Praxis natürlich
zusammenfallende —- Tätigkeit des Richters hat also
zweierlei Charakter: sie dient der Entscheidung, ob die

Versteigerung notwendig ist, und sie dient der Gestal-
tung, daß sie nicht notwendig ist. Zielpunkt der richter-
lichen Tätigkeit ist dann immer die Herbeiführungeines

wirtschaftlichen und für alle Teile gerechten Ergebnisses.
In diesem Sinne gibt die Allg. Verf. vom 3. Ianuar
1935 nähere Anweisungen und ich habe bereits in

meinen Darlegungen in der Deutschen Richterzeitung
vom 15. März 1933 (S. 138) und vom 15. Februar
1934 (S. 53) Vorschläge in dieser Richtung gemacht.
Aus der praktischen Erfahrung der letzten Jahre darf
ich hinzufügen, daß dieser Weg bei Gläubigem und

Schuldnern die gleiche Zustimmung gefunden hat, weil

er als zweckmäßigund gerecht empfunden wurde, und

daß er in fvstematischem Ausbau aller Einzelmöglich-
keiten den Erfolg für sich zu verbuchen hatte.

Wenn nach diesen Richtlinien in der Zwangsver-
steigerung gearbeitet wird, ist eine ,,überflüssigeUnd

unzweckmäßige«Einstellung in nennenswertem Maße
ausgeschlossen. Rotwendig ist allerdings — und da

liegt der Kernpunktl — daß seitens der Voll-

streckungsrichter der wirtschaftlichen
Gestaltung der Grundstücksverhält-
nisse die größte Aufmerksamkeit ent-

g e g e n g e b r a cht wird. Notwendige Voraus-

setzung ist ein genügendes Maß an Kenntnis und Er-

fahrung auf dem Grundstückswesen.Auch in dieser
Hinsicht gibt die AV. Richtlinien sür die Auswahl und
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Fortbildung der Richter. Wenn nun der Akademie-

ausschuß zu der begründeten Überzeugung kam, daß
trotz allem noch in erheblichem Maße überflüssige und

unzweckmäßigeEinstellungen vorkommen, so wäre m. E.

in erster Linie zu prüfen gewesen, ob nicht eine bessere
Ausnutzung der im geltenden Gefetzesrecht gegebenen
Möglichkeitendiesen Übelstand vermeiden kann. Ins-

besondere wäre zu prüfen gewesen, ob nicht eine stärkere
Ausnutzung der auf die Sanierung des Grundbesitzes
gerichteten Gestaltungstätigkeit der Gerichte genügt
hätte. Hierüber verhalten sich die Darlegungen des

Ausschusses überhaupt nicht. Da ich der Überzeugung
bin, daß diese Möglichkeitennoch bei weitem nicht ge-

nügend ausgenutzt werden, glaube ich, daß zunächst
einmal hier die Bestrebungen auf Verbesserung der

Rechtspflege einzusetzen hätten. Wenn das nicht als

genügend angesehen wird, ergäbe sichder Weg, die dar-

gelegten persönlichen und sachlichen Voraussetzungen
einer einstweiligen Einstellung durch Änderung oder

Ergänzung des § 5 gesetzlichklarer zu bestimmen. Dann

ergäben sich eindeutige Richtlinien für Zweck, Ziel und

Voraussetzungen der Einstellung, welche nicht eine Be-

grenzung der Rechtsprechung, sondern eine Förderung
derselben bedeuten würden. Das Ermessen des Richters
würde nicht durch weitere starre Grenzen lahmgelegt,
sondern nur klarer auf das zu erreichende Ziel ver-

wiesen.

Keinesfalls würde damit aber eine Rückbildungdes

Gesetzesrechtes in Richtung auf die Alleingeltung des

ZVG. unterstützt. Jm Gegenteil, es würde einem
neuen Rechtszustand zugestrebt. Denn, was oben als

notwendige Voraussetzungen für eine einstweilige Ein-

stellung des Zwangsversteigerungsverfahrens dargelegt
ist, bedeutet in seiner positiven Formulierung für eine

Rechtserneuerung: jede Zwangsversteige-
rung darf nur durchgeführt werden, wenn

sie entweder notwendig ist, um einem unwerten

Grundeigentümer sein Grundstück
zwangswcise zu n e h m e n , oder wenn es keinen trag-
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baren anderen Weg gibt, dem Gläubiger die

ihm zustehende Befriedigung ohne Ver-

steigerung zu verschaffen. Die Zwangsversteige-
rung darf also nur die ultima ratio sein, sie wird nicht
dann angewandt, wenn der Gläubiger es will, sondern
wenn es objektiv betrachtet notwendig und daher gerecht
ist. Die folgerichtige Durchführung dieser Gedanken

verlangt ihre Berücksichtigungbereits bei der Entschei-
dung über die Einleitung des Versteigerungsverfahrens.
Verfahrenstechnisch ergibt sich dann, daß der Gläubiger
nur noch den Antrag stellt: die Vollstreckung in das

Grundstückdes Schuldners vorzunehmen, und daß das

Gericht dann in enger Zusammenarbeit mit allen am

Grundstück Beteiligten prüft, welches Vollstreckungs-
mittel anzuwenden sei. Das Verfahren muß daher mit

einem Prüfungsverfahren beginnen, dessen Ziel ist, die

Befriedigung des Gläubigers möglichst ohne gericht-
liche Zwangsmaßnahmen dadurch zu erreichen, daß in

einer Art Güteverfahren die Befriedigung des Gläubi-

gers durch Gesundung des Grundstücks in Erträgen und

Lasten erstrebt wird. Sind Zwangsmaßnahmen nicht
zu vermeiden, müssen sie möglichstauf die Vollstreckung
in die Erträge»begrenztwerden, also auf die Zwangs-
verwaltung. Außerstenfalls nur ist die Zwangsverstei-
gerung anzuordnen. Immer aber muß die Tätigkeit
des Richters auf eine positive Gestaltung der Verhält-
nisse gerichtet sein, damit das Verfahren dem Gläu-

biger bestmöglicheBefriedigung gewährt, dem Eigen-
tümer aber die geringst möglicheSchädigung zufügt.
Jm Gegensatz zum geltenden Gesetzesrecht werden

die einzelnen Vollstreckungsmittel dann Teile eines or-

ganischen Ganzen. Ein solches Verfahren — so glaube
ich sagen zu können

— wäre ungleich wirtschaftlicher
und gerechter, als unser heutiges. Diesem Ziele zuzu-

streben bedeutet daher eine Verbesserung des Rechts.
Diesem Ziele streben aber die hier gemachtenAndernngs-
vorschläge zu, im Gegensatz zu dem Vorschlage der

Akademie über die Einengung der Einstellungsmöglich-
keiten. Deren Kritik war daher geboten.

Verhältnisdes Erbhöferollenanlegungs-zu dem Erbhoffeststellungsverfahren
Von Dr. Both o S chl e i ch , Amtsgerichtsrat und Vorsitzender des Anerbengerichts in Weißenburg i. Bay.

Da in absehbarer Zeit mit dem Abschluß der Ver-

fahren zur Anlegung der Erbhöferollen zu rechnen ist,
taucht in der Praxis immer häufiger die Frage auf,
ob ein Eigentümer eine sachlichePrüfung der Erbhof-
eigenschaft seines Anwesens und seiner Bauernfähig-
keit im Wege der Feststellungsverfahren nach §§ 10, 13

Abs. 3, 18 REG. auch dann ohne Änderung der tat-

sächlichenVerhältnissebeantragen kann, wenn sein An-

wesenin das gerichtlicheVerzeichnis der Erbhöfe rechts-
kksftigaufgenommen oder nach Ablauf der Einspruchs-
frist in der Erbhöferolle eingetragen worden ist bzw.
wenn die Rolleneintragung seines Anwesens aus

personlichen oder sachlichen Momenten unanfechtbar
abgelehnt wurde. In der Rechtslehre und Rechtsprechung
wird diese Frage bald verneint, bald bejaht. Dabei
wird meines Erachtens zu Unrecht nicht oder nicht
genügend unterschieden, ob im Zusammenhang mit
dem Anlegungsverfahren infolge Einspruchseinlegung
bereits eine Gerichtsentscheidungüber die Erbhofeigen-
schaft oder Bauernfähigkeit ergangen ist.

Denn das Verfahren zur Anlegung der Rolle (§§ 34 ff.
DVQ I) ist keine summarische Prozeßart in dem Sinne,
als solle hierdurch auf abgekürztemWege die Fest-
stellun g getroffen werden, ob ein Anwesen Erbhof
sei. Es bezweckt ja nichts anderes als die Eintragung
derjenigen Anwesen in die Rolle, von denen an-

g e n o m m e n wird, daß sie die Voraussetzungen eines

Erbhofes erfüllen. Daß allerdings der Vorsitzende des

Anerbengerichts bei dieser Gelegenheit die Erbhofeigen-
schaft einer Besitzung und im Falle des Auftretens von

Zweifeln auch die Bauernfähigkeit ihres Eigentümers
zu p r üf e n hat, ohne aber deshalb darüber auch eine

förmliche Feststellungsentscheidung zu

fällen, ergibt sich aus der das ganze Erbhofrecht aus

öffentlichen Gründen beherrschenden anuisitions-
maxime. Für diese Entscheidung ist übrigens nur das

Anerbengerichtund nicht sein Vorsitzender nach ausdrück-
licher gesetzlicher Bestimmung (§§ 10, 40, 41 REG.)

zuständig. Sind daher auch auf Grund dieses Prinzips
der materiellen Wahrheitserforschung im Bedarfsfalle
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von Amts wegen die zur Feststellung der Tatsachen
erforderlichen Ermittlungen anzustellen und die geeignet
erscheinenden Beweise zu erheben (§§ 11, 12 DVO. I;
§ 12 FGG.), so kann trotzdem dieses keineswegs ober-

slächliche,aber doch mehr summarische und vorläufige
Prüfungsverfahren des Gerichtsvorsitzenden nur zu der

Vermutung führen, daß die letzten Endes in die Rolle

aufgenommenen Grundstücke Erbhofeigenschaft besitzen-
den nichteingetragenen diese Eigenschaft aber fehlt (§ 1

Abs. 3 REG.; § 1 DVO. II). Diese gesetzliche Ver-

mutung im Wege des Feststellungsverfahrens der §§ 10,
13 Abf. Z; 18 REG. jederzeit zu widerlegen, sind weder

der Eigentümer noch der Kreisbauernführer und erst
recht nicht ein rechtlich interessierter Dritter, der ja-an
dem Anlegungsverfahren an sich gar nicht beteiligt sein
kann, gehindert.

Anders ist aber der Fall zu beurteilen, wenn w äh-
rend des Anlegungsverfahrens eine
der beiden erstgenannten Personen
von ihrer Einspruchsmöglichkeit Ge-

brauch gemacht und so das im Rahmen des An-

legungsprozesses vorgesehene Feststellungsverfahren ins
Rollen gebracht haben. Dieser Einspruchsprozeß,der

ein nicht wesentlicher Bestandteil des Anlegungsver-
fahrens ohne jede fummarifche Tendenz ist, deckt sich
mit den übrigen in Frage kommenden Feststellungs-
verfahren nicht nur hinsichtlich seiner Einleitung auf
Anregung eines Beteiligten hin (hier Einspruch, dort

Antrag), sondern auch bezüglich der Art und Weise
seiner Durchführung, seines Inhalts und seiner Wir-

kungen. Das Anerbengericht hat ja in allen Fällen
unter Heranziehung der Beteiligten und mit Ausnützung
sämtlicher ihm zur Verfügung stehenden Erkenntnis-

möglichkeiteneingehend und exakt zu ermitteln, ob Erb-

hofeigenschaft bzw. Bauernfähigkeit vorliegt. Ohne jede
materiell-rechtliche Bedeutung ist es dabei, ob der Be-

schlußtenor dieses in das Rollenanlegungsverfahren
eingeschalteten Feststellungsprozesses sich formell nur

mit der Abweisung oder Zulassung des Einspruchs be-

gnügt und dementsprechend unter Umständen die Ein-

tragung bzw. Richteintragung der Besitzung verfügt
oder ob er wie in den übrigen Feststellungsprozefsen
sich ausdrücklich über die Erbhofeigenfchaft bzw. die

Hofzugehörigkeitausspricht. Des weiteren erzeugen alle

Verfahren gleichmäßig insofern materielle Rechtskraft,
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als die an ihnen jeweils beteiligten Personen ohne
Anderung der tatsächlichenVerhältnisse ein neues Ver-

fahren mit demselben Thema nicht mehr einleiten
können. Für sie wird die Erbhofeigenfchaft bzw.
Bauernfähigkeit oder ihr Richtvorliegen nicht bloß an

Hand der Erbhöferolle vermutet; dies steht vielmehr
für sie auf Grund der formell rechtskräftigenGerichts-
entfcheidung endgültig fest. Die nochmalige Zulassung
eines Verfahrens mit denselben Jnstanzen ohne nach-
träglichen Eintritt neuer Tatsachen würde, mögen auch
in dem serneuten Verfahren die Anerbenbehörden theo-
retisch an die früher ergangenen Entscheidungen nicht
gebunden sein, praktisch einen unsinnigen Leerlauf be-

deuten, der auch durch die mit ihm verbundene Ge-

bührenpflichtwohl kaum abgestellt werden könnte (§ 51

Abs. 1 Ziff. 2 DVO. I).
Aus dieser letzterwähntenVorschrift, welche die Ge-

bührenfreiheit für die Feststellungsentfcheidung dann

vorsieht, wenn sie im Zusammenhang mit dem Ver-

fahren zur Eintragung oder Löfchungder Besitzung in
der Erbhöferolle ergeht, ergibt sich übrigens eindeutig
nicht nur die Gleichstellung des Einspruchs- mit den

Feststellungsverfahren, sondern sogar ihre innerliche
Jdentität. Denn sie läßt erkennen, daß ein an der

Feststellung rechtlich interessierter Dritter (§ 61 DVO. I)
sich an dem nur für den Eigentümer und Kreisbauern-

führer vorgesehenen Einfpruchsverfahren dadurch be-

teiligen kann, daß sein gleichzeitig laufender Fest-
stellungsprozeßmit dem anderen Verfahren zwecks ein-

heitlicher Entscheidung verbunden wird.

Darüber, daß ein sichauf die Erörterung der Erbhof-
eigenfchaft beschränkendesEinspruchsverfahren die nach-
trägliche Einleitung eines aus die Frage der Bauern-

sähigkeit sich erstreckenden Feststellungsverfahrens durch
dieselben Personen und umgekehrt auch bei gleich-
bleibendem Sachverhalt nicht ausschließt, kann m. E.

ebensowenig ein Zweifel bestehen wie über die Richtig-
keit der Auffassung, daß der Feststellungsantrag eines

Eigentümers oder des Kreisbauernführers nicht um des-

willen als unzulässig zurückgewiesenwerden kann, weil

diefe Personen in dem Anlegungsverfahren von ihrem
Einspruchsrecht keinen Gebrauch gemachthaben. Mangels
öffentlichenInteresses muß es ja ihrem Gutdünken an-

heimgestellt bleiben, zwischen beiden Feststellungs-
möglichkeitendie Wahl zu treffen.

Die Verordnung vom 27. März 1935 zur Ausführungdes Reichsjagdgefeizes
Von Erster Staatsanwalt Steiner, Düsseldorf

In 71 Paragraphen, wie das RIG. selbst, gibt die

Verordnung eine reiche Fülle von Bestimmungen und

Ausführungen.

Zu den jagdbaren Tieren (§ 2) kommen

hinzu: der immer wieder von Zeit zu Zeit in Deutsch-
land auftauchende Luchs, der Räuber und Würger vom

Kleinwild bis zum Hirschkalb, weiter der in Deutsch-
land leider aussterbende Rerz, der kleine Bruder des

Fischotters, mit seinem dunklen, kostbaren Balg, und

endlich der Kolkrabe, der heilige Vogel der Germanen.

Eine neue Bestimmung bringt § 13: »Wer an Orten,
an denen er zur Jagdausübung nicht berechtigt ist, Be-

sitz oder Gewahrsam an lebendem oder verendetem
Wild erlangt, hat dies innerhalb 24 Stunden der

Ortspolizeibehörde abzuliefern oder anzuzeigen.« ZU-
widerhandlungen belegt der § 60««Ider VO. mit Geld-

strafe bis zu 150 RM. Die Ortspolizeibehördehat das

Wild unverzüglichdem Jagdausübungsberechtigtenzur

Verfügung zu stellen. Aus einen Spaziergänger, der aus
verendendes Wild stößt,ohne es in Besitz oder Gewahr-
sam zu nehmen, ist die Anzeigepflicht nicht ausgedehnt.
Vom guten Volkssinn ist zu erwarten, daß auch der

Spaziergänger,wie es bislang schon vielfach geschehen,
von dem Fund eines wertvollen Stückes Wild, soweit
es ihm möglichist, Mitteilung macht. Die Anzeigcpflicht
erfaßt leider nicht die ausgemähten Fafanen- und Feld-
hühnergelege. (Das unbefugte Ausnehmen der Eier
bleibt strasbar nach § 368n StGB. oder als Jagd-
vergehen nach § 1 des RIG. u. § 292 f. StGB.)
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Neu und bedeutsam »undabweichend vom bisherigen
Recht bestimmt der § 32f. ein Jagdrecht des

R e i che s für den Meeresstrand, die Haffs, die offenen
Meeresbuchten und für bestimmte, in Anlage 1 der VO.

ausgeführte Flußmündungen. Soweit auf dem

Meeresstrand und den genannten Gewässern nach Um-

fang und Gestalt für sich allein eine ordnungsmäßige
Jagdausübung nicht gewährleistetist, sind diese Flächen
benachbarten Jagdbezirken anzugliedern (§ 67).

Verpachtung eines Jagdbezirkesan Jagdgesellschaften
ist wieder zulässig (§§ 12«,5·«).

Raturschutzgebiete erhalten eine weitere

Sicherung: Zu ihrem Schutz bestimmt der § 65, daß bei

Verpachtung von Jagdbezirken, die unmittelbar an ein

größeres Naturschutzgebiet angrenzen, das Reich oder
der Staat die Anpachtung dieser Bezirke gegen einen

ortsüblich angemessenen Pachtzins beanspruchen kann.

Aufrechterhalten ist im § 60 die entscheidende Be-

stimmung des § 105 des Preuß. Jagdges. vom

18. Januar 1934, daß Ländereien, die an ihrer brei-

testen Stelle weniger als 200 m breit, aber mehr als
400 m lang sind, keinen Jagdbezirk bilden und den

Zusammenhang zur Bildung eines Jagdbezirks zwischen
Grundstücksteilennicht herstellen. Das Wort ,,Lände-
reien« ersetzt zweckmäßig den Ausdruck »Land- und

forstwirtschaftlich genutzte Flächen« des Preuß. Jagd-
gesetzes. Die Bestimmung selbst verhindert die früher
mögliche und oft üblichekünstlicheKonstruierung eines

Jagdbezirkes.
Eine besondere, land- und gartenwirtschaftlich sehr

zu begrüßendeBerechtigung erhält im § 72 der VO. der

Eigentümer oder Rutzungssberechtigteder durch § 7 des

RJG. geschaffenen befriedeten Bezirke, auf denen die

Jagd zu ruhen hat (Hofräume, Gebäude,Hausgärtem
Friedhöfe).

Er darf auch ohne einen Jagdschein jedes Raubwild,
mit schriftlicher Genehmigung des Kreisjägermeisters
auch Kaninchen, töten und für sich behalten; auch der

Gebrauch der Schußwaffe ist ihm mit schriftlicher Ge-
nehmigung des Kreisjägermeistersgestattet.
Tiergärten im Sinne des § 960 BGB. fallen nach
§ 86 der VO. nicht unter die Bestimmungen des RJG.
Die Tiere in Tiergärten sind also auch weiterhin nicht
,,herrenlos« im Sinne des Gesetzes, wie das Wild in

freier Wildbahn es ist. (Die Jäger werden übrigens
nie begreifen, daß die Juristen das Wild ,,herrenlos«
nennen.) Von den Tiergärten verschieden sind Wild-

gärten und Gatterreviere. Auf diese finden nunmehr
erfreulicherweise alle Schonvorschriften, insbesondere
auch die Schonzeiten des RJG. gleiche Anwendung, wie

auf das Wild in freier Wildbahn (§ 366 der VO.).

Für den Mindestumfang eines jeden Teilbezirkes
eines gemeinschaftlichenJagdbezirkes (§§ 93 des RJG.)
erneuert § 95 der VO. die Bestimmung des § 135 des

Preuß. JG., daß der Mindestumfang für jeden Teil-

bezirk 500 ha betragen muß. Da weiter § 91 des RJG.
für jeden selbständigen gemeinschaftlichen Jagdbezirk
(ohne Teilung) überhaupt einen Mindestumfang von

150 ha (an Stelle der früheren 75 ha) vorschreibt, ist
zum Bedauern vieler Jäger, die sich eine größere Jagd
nicht leisten können,die Zahl der kleinen, also billigeren
Jagden sehr verringert.

Die Stellung des Jagdvorstehers (Vorstehers der Ge-
meinde und zugleich der Jagdgenossenschaft, §10RJG.)
ist durch § 105 der VO. festgelegt: Der Jagdvorsteher
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ist nicht Jagdbehörde im Sinne des RJG., er unter-

steht nicht der Dienstaufsicht der Jägermeister. Die Be-

griffsbestimmung der Jagdgenossenschaft
(§ 101 des RJG.) ist von der VO. beibehalten. Der

§ 101 des RJG.: »Die Jagdberechtigten eines gemein-
schaftlichen Jagdbezirks bilden eine rechtsfähige Jagd-
genossenschaftdes öffentlich-enRechts,« weicht in seinen
Eingangsworten ab von der Begriffsbestimmung des

§ 131 des Preuß. JG. Jn letzterem hieß es: »Die
E i g e n t ü me r der Grundstücke eines gemeinschaft-
lichen Jagdbezirks bilden eine Jagdgenossenschaft ...«
Die neue Ausdrucksweise des RJG. und der VO. be-

ruht auf dem Grundsatz des § 3 des RJG. (ähnlich
schon § 2 des Preuß. JG.), daß das Jagdrecht dem

Grundeigentümer auf seinem Grund und Boden zusteht
und untrennbar mit dem Eigentum am Grund und
Boden verbunden ist. Auch der Eigentümer des klein-

sten Grundstücks ist hiernach grundsätzlich für dieses
kleine Grundstückjagdberechtigt. Sein Jagdrecht unter-

liegt aber nach §«1s des RJG. den Beschränkungen
dieses Gesetzes, d. h. er darf die Jagd auf seinem
Grundstücknur ausüben (§ 51 RJG.), wenn dieses die

durch § 8 des RJG. vorgeschriebene Mindestgröße hat.
Anderenfalls fällt sein Grundstück in den gemeinschaft-
lichen Jagdbezirk. Jagdberechtigter und Iagdaus-
übungsberechtigtersind verschiedene Begriffe.

Wie schon § 161 des RJG., enthält auch § 162 der

VO. eine Unklarheit (betr. Zwangsversteigerung einer

Eigenjagd, Eintritt des Erstehers in das Jagdpacht-
verhältnis). Sowohl in § 16l des RJG., wie im § 162
der VO. ist lediglich der §57 des Zwangsversteige-
rungsgesetzes aufgeführt, nicht aber dessen §§ 57 a, 57 b.
Der Kommentar von Korintenberg u. Wenz
zum Zwangsversteigerungsgesetz II S. 777 (Köln 1935,
Verlag Pick) hält die Fortlassung der §§ 57 a, 57 b des

ZwVG. für einen offenbaren Jrrtum.
Eine klare Rechtslage schafft § 19 für den Fall, daß

ein Pächter aus der Deutschen Jägerschaft
ausgeschlossen, oder daß ihm der Jagdschein
nicht erteilt oder entzogen wird (§ 19 des RJG.). Der

Pachtvertrag erlischt mit Rechtskraft der Entscheidung,
und die Jagd kommt zur Reuverpachtung. Der alte

Pächter haftet für die Zeitdauer des alten Vertrages für
den Unterschied zwischen dem alten und dem neuen

Pachtzins.
Ein neues Kündigungsrecht gibt § 20 der VO. dem

Pächter,der »wegen körperlicheroder geistiger Mängel«
zur Ausübung der Jagd dauernd unfähig ist, eine nütz-
liche Reuordnung, deren Mißbrauch um so weniger zu
erwarten ist, als der Nachweis der Mängel durch ein

amtsärztliches Zeugnis erfolgen muß.
Die Vorschrift des § 32 des Preuß. JG., daß die

Ausstellung des ersten Jahresjagdscheins von der erfolg-
reichen Ablegung einer Prüfung abhängig ist, wird

durch § 2212 der VO. erneuert. Diese Pflichtprüfung
sichert einen Jägernachwuchs,der mit Waffen, Wild
Und Hund umzugehen weiß. ,

Erfreulich und d,em Geist der deutschen Jägerschaft
entsprechendist die Bestimmung des § 232 der VO., daß
gemäß § 234 des RJG. der Jagdschein auch versagt
werden muß, wenn durch Auskunft der zuständigenBe-

hörde die politische Unzuverlässigkeit
des Antragstellers nachgewiesen ist.
§ 252 der VO. stellt den Begriff der Gesellschafts-

jagden im Sinne des § 25 des RJG. fest: »Als Ge-
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sellschaftsjagden sind alle Iagden anzusehen, an denen

neben dem Iugendlichen und der Aufsichtsperson mehr
als zwei Personen teilnehmen.« Ob der jugendliche
Jäger (14—16, bzw. 18 Iahre) auch an kleineren

Treibjagden teilnehmen darf, und was insbesondere im
Sinne des RIG. eine Treibjagd ist, wird auch weiter-

hin wie von altersher zwar nicht streitig sein unter

waidgerechten Iägern, aber vom Gericht klugfam zu

überlegen sein. Denn der im § 353 des RIG. ge-

gebene Begriff der »Treibjagd beim Mondschein«
dürfte nicht für die Tagestreibjagden gelten.

Die Gebühren für den Inländer-Iahresjagdschein
(§ 27 der VO.) sind nunmehr für das Reich auf 50 RM.

plus 2 RM. für Iagdhaftpflichtversicherung festgesetzt,
die des Iahresjagdscheins für Iugendliche auf 25 RM.

(plus 2 RM.). Schwerkriegsbeschädigte
erhalten die Iagdscheine zu halben Gebühren. Mit

Freude und Dankbarkeit sieht der Kriegsteilnehmer
überall im neuen Staate die Wiederherstellung seiner
Ehrenstellung.

«

Weitblickend bestimmt § 312 der VO., daß auf dem

Gebiet von Befestigungsanlagen und Munitions-

anstalten der Wehrmacht die Wildfolge ausgeschlossen ist.
In Ausführung des § 34 des RIG. ordnet § 34 der

VO. an, daß für jeden Iagdbezirk von mindestens
500 ha vom Iagdausübungsberechtigten ein brauch-
barer Iagdhund gehalten werden muß. Die Aner-

kennung der Hunde als Iagdhunde kann durch die Gau-

jägcrmeister von einer Prüfung abhängig gemacht
werden. Hoffentlich verschwinden nun auch die vielen

schußscheuenHunde, die wir noch in Deutschland haben.
Im Kriege sind der Armee viele Hunde als Kriegs-
hunde geliefert worden, die draußen im Felde bei dem
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ersten Kampflärm winselnd und heulend sich ver-

krochen oder flüchteten. Nur die wenigsten Hunde
waren schußfest im großen Kampflärm; wir haben
einen Hund erschossen, dessen Heulen eine ganze

Grabenbesatzung in Wirrnis brachte.
Über das Verfahren in Wild- und Iagdschadens-

fachen bringen §§ 49, 50 der VO. eingehende Vor-

schriften. Der behauptete Schaden muß binnen drei

Tagen bei der Ortspolizeibehörde schriftlich oder zu
Protokoll angemeldet werden. Bei verspäteter An-

meldung ist der Anspruch zurückzuweisen. Gegen die

Abweisung wegen verspäteter Anmeldung und weiter

gegen den auf Grund einer Schätzung erfolgenden
,,Vorbescheid« der Ortspolizeibehörde steht den Be-

teiligten binnen einer Rotfrist von zwei Wochen das

Recht der Klage beim Amtsgericht zu (§ 50 III).
Wie durch das Reichsjagdgesetz, so zieht sich auch

durch die ganze Verordnung die a u f g a b e nr e ich e ,

verantwortungsvolle Stellung der

Jägermeister. Die Gau- und Kreisjägermeister
sind nach § 30 der VO. auch zur Ausübung des Jagd-
schutzes innerhalb ihres Dienstbezirkes berechtigt, dürfen
also die Iagden ihres Bezirkes (in Dienstkleidung,
§ 392) mit Waffe und Hund betreten. Von der Tätig-
keit der Iägermeister ist insbesondere auch eine

scharfe Bekämpfung des Wilderer-

unwes ens zu erhoffen. Ein Zusammenarbeiten
zwischen den Iägermeistern, der Staatsanwaltschaft und

der Amtsanwaltschaft (durch Berichte der Jäger, Be-

sprechungen, Mitteilung der gerichtlichen Verhandlungs-
termine) wird für Wild und Jagd nutzbringend sein.

Wie das RIG. selbst, ist die VO. am 1. April 1935

in Kraft getreten (§ 71 der VO.).

Was ist »groberUnfug«?
Von Amtsgerichtsdirektor Dr. M ickel, Gießen

Der Täter beschleichtund belauscht in den städtischen
Anlagen in der Dunkelheit Liebespärchen. Nur in
einem Falle bemerkt und gestellt, erklärt er, offenbar
rechtlich bewandert, außer in diesem letzten Falle sei
sein Tun niemals bemerkt worden. Er könne daher
nicht bestraft werden. "Mit Beleidigung ist hier in den

Fällen, in denen der Täter nicht bemerkt wurde und die

Betroffenen unbekannt blieben, nichts, in dem einzigen
gegenteiligen Falle kaum etwas zu machen. — Oder: Der
Täter schraubt nächtlicherweisevon einem auf der Straße
stehenden Kraftwagen den Verschlußdeckeldes Kühlers
ab und wirft ihn in den dunklen Wagen, wo ihn der

Eigentümer später nur durch Zufall wiederfindet. Nach
dem bekannten Streit der Rechtsprechung kann hier der

Täter weder wegen Diebstahls noch wegen Sachbeschädi-
gung belangt werden. —- Oder: Mehrere jungeBurschen
werfen in der Nacht die Stühle einer Gastwirtschaft in
den Nachbargarten. Sachschaden entsteht nicht. —-

Oder: Heimkehrende Zecher hängen nächtlicherweise
einen Fensterladen aus und stellen ihn erst nach einiger
Zeit wieder ab. Außer einem Schutzmann, der den

Laden alsbald wieder einhängt, nimmt niemand den
Vorfall wahr. — Oder: Ein Metzger fährt mit seinem
Lieferkraftwagen, auf dem ein offener Korb mit Säge-
mehl steht, durch die Stadt. Das Sägemehl zerstäubtund

beschmutzt die Straße und die Vorübergehenden.
In allen diesen aus der täglichen Praxis genomme-

nen und beliebig vermehrbaren Fällen wurde gegen die

ermittelten Täter seitens der Polizeidirektion Straf-
anzeige wegen groben Unfugs erstattet. In keinem

dieser Fälle wird aber nach dem derzeitigen Stand der

Rechtfprechung eine Bestrafung, insbesondere wegen
groben Unfugs (§ 360 Ziff. 11 StGB.) erfolgen können.
Denn in allen diesen Fällen wurden unmittel-
bar nur einzelne Personen belästigt. Es fehlte
also jeweils die von der Rechtfprechung geforderte un-

mittelbare Belästigung oder Gefährdung des Publi-
kums als solchen, mag auch dem Täter in der Mehrzahl
dieser Fälle die Person des im einzelnen Betroffenen,
den er sich aus dem Publikum beliebig herausgriff,
völlig gleichgültiggewesen sein. In allen diesen Fällen
fehlt auch eine Verletzung oder Gefährdung des äuße-
ren Bestandes der öffentlichen Ordnung. In einem
Teil dieser Fälle (Lauscher) wurde die Tat überhaupt
von niemandem wahrgenommen. In keinem Falle
waren weitere unbeteiligte Personen in der Nähe.
Daß ein solches Ergebnis nicht nur für den Laien,

sondern auch für den nicht in Doktrinen erstarrten
Rechtskundigen unbefriedigend ist, bedarf keiner Be-

tonung. Daran ändert die Tatsache nichts, daß, wie
dies auf dem Gebiete des Strafrechts nicht anders sein
kann, alle diese an sichgrundsätzlichunbestrittenen An-

forderungen der Rechtsprechung nur in der Art ihrer
Anwendung auf den Einzelfall nach den verschiedensten
Richtungen bestritten sind. So streitet man, ob grober
Unfug auch an einem nicht öffentlichenOrt begangen
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werden kann. Man streitet über die Zahl der Personen,
die den Vorgang, insbesondere unmittelbar, wahr-
nehmen und sich belästigt fühlen müssen. Siehe hier
zuletzt DRZ. Rspr. 1935 Nr. 237. Selbst die hier
sehr weit entgegenkommende Entscheidung in RGSt.

34, 364, auch 53, 119, stellt noch Anforderungen, die die

obenangeführten Beispiele immer noch straflos aus-

gehen lafsen. Sie läßt bei derartigen Angriffen auf
Einzelperfonen die bloß abstrakte Wahrnehmbarkeit
durch dritte Personen nicht genügen, sondern verlangt,
daß diese Personen tatsächlich sich in solcher Nähe
des Vorgangs befanden, daß sie den Vorgang auch
selbst wahrnehmen konnten, mag, gleichfalls nach der

Rechtsprechung, die Tat an sichauch noch so g e e i g n et

gewesen sein, die »öffentliche Ordnung« zu stören.
Man streitet auch darüber, ob hier Fahrläfsigkeit genüge
und jedenfalls darüber, ob sich der Vorsatz auch auf den

Erfolg beziehen müsse. Man verneint beides über-

wiegend. Damit bleibt allein für den obigen Sägemehl-
fall die zudem noch bestrittene Möglichkeit der Be-

strafung, das Vorliegen bedingten Vorsatzes und ein-

schlägigerPolizeiverordnungen hier vorbehalten. Man

betont schließlichweiter mit Peinlichkeit, daß der

§ 360 Ziff. 11 beileibe keine Hilfsstrafbestimmung sei,
durch die man nun jeden auf andere Weise nicht faß-
baren Täter zur Bestrafung bringen könne. Man lese
das hier einschlägige Schrifttum und man wird

staunen, in wie ängstlicher Sorge hier um das

Wohl des Täters unter fast völliger Außer-
achtlassung des Wohles der Gemein-

schaft mit Bedenken hin und Bedenken

her nur mit dem Bestreben gestritten
wird, daß dem Frevler ja keine Unbill
w i d e r f a h r e.

Dies die Rechtsprechung. Was sagt nun das Gesetz
selbst? Es sagt mit klaren und knappen Worten nur

dieses: ,,Bestraft wird, wer groben Unfug verübt«.
Über diese knappen Worte hinaus ist alles andere nur

durch Rechtsprechung und Schrifttum in diese klare Be-

stimmung hineingetragen und aus ihr herausgedeutet
worden, zum Heile des· Täters, zum Schaden der

Volksgemeinschaft, die solches weder früher verstanden
hat noch viel weniger heute versteht. Man frage jeden
unverbildeten Volksgenossen um seine Meinung über

die obigen Fälle. Er wird antworten: »Das ist Unfug,
und zwar grober Unfug,« d.h. Unfug in erheblichem
Maße. Dieses Empfinden wird auch jeder unverbildete

Richter haben. Eine Rechtsprechung, die in dieser
Weise geradezu verhindert, daß derartige Verächter des

Gemeinschaftssinnes nicht nur nicht bestraft werden,
sondern auch ihr Handwerk ruhig weitertreiben können,
konnte nur entstehen aus dem heute doch angeblich über-
wundenen Geiste einer Zeit, in der die Heiligkeit der

Person des Täters dass erste, die Wahrung des Wohles
der Volksgemeinschaft aber erst das zweite Gebot war.

Daß man aber schon früher diese Rechtsprechung nicht
für unabänderlichhielt, läßt die Entscheidung in RGSt.
53, 119 (letzter Satz des ersten Absatzes) erkennen.

Diese Rechtsprechungmußte in dem Augenblick fallen,
in dem sich nach der Machtübernahme diese Grundsätze
in ihr Gegenteil verkehrten. Wurde auch bisher schon
auf dem Gebiete des § 360 Ziffer 11 StGB. mit der

Verletzung der ,,Gesellschaftsordnung«gearbeitet, so
darf die Strafbarkeit gemeinschaftswidrigen Verhaltens
der oben geschilderten Art — eben auf Grund des
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§ 360 Ziffer 11 — heute erst recht nicht mehr zweifelhaft
sein. Hierfür ist keineswegs erforderlich, daß man aus

dem § 360 Ziffer 11 einen Lückenbüßerund Gummi- -

paragraphen macht oder ihm sonst irgendwie Gewalt
antut. Es genügt einzig und allein die Anwendung
dieser Bestimmung in ihrem klaren und eindeutigen
Wortlaut, so, wie ihn jeder gesunde Volksgenosse ver-

steht. Wenn man bei der heute üblichen einengenden
Auslegung des § 360 Ziffer 11 StGB. in erster Linie

auf seine Entstehungsgeschichte zurückgreift,so ist dem

entgegenzuhalten, daß diese Entstehungsgeschichte doch
immerhin in einer Zeit und in Anschauungen begründet
ist, die heute wahrhaftig nicht mehr richtunggebend sein
können.

Das kommende Strafrecht wird in erster Linie auf
den verbrecherifchenW i l l e n des Täters abstellen. Es
wird hierbei so weit gehen, daß es grundsätzlichauch den

Versuch gleichfetzen wird der vollendeten Tat. Reichs-
minister Dr. Frank hat erst kürzlich (,,Völkifcher
Beobachter«vom 4. 5. 1935) erklärt:

»Im nationalsozialistischen Strafrecht ist die Frage der

materiellen Gerechtigkeit entscheidend, und damit ent-

fällt die im liberalistischen Staat hervorgetretene Tendenz,
das Strafgesetz so aufzubauen, daß jeder Verbrecher weiß,
wie er durch die Lücken des Strafgesetzes
schlüpfen kann. Nach diesem einen Grundsatz der ma-

teriellen Gerechtigkeit werden neue, klare und volkstümliche
Bestimmungen einfachster Art für die früher so sehr um-

strittenen Begriffe der Schuld, des Vorsatzes, der Fahrlässig-
keit usw. treten, da alles nur daraus ankommen kann, ob der

Täter die sittliche Verwerflichkeit seines Ver-

stoßes gegen die völkische Treuepflicht kennt.

Entwickelt der Täter trotz dieser Kenntnis einen verbreche-
rischen Willen, so muß er bestraft werden, wenn dieser ver-

brecherischeWille sichtbar in Erscheinung tritt.«

Und Reichsjustizminister D r. G ü r t n e r hat ebendort
am 8. 5. 1935 geschrieben:
»Das neue Strafgesetz will das strafwürdige Unrecht mit

Strafe bekämpfen,wo es sich findet, ganz gleich, ob das

Gesetz das strafwürdige Verhalten vorausgesehen und

daher mit Strafe bedroht hat, oder ob es, weil kein

Gesetz im voraus alles strafwürdige Tun überschauen
kann, keine spezielle Strafvorschrift dafür enthält. Ein

Schlüpfen durch die Maschen des Gesetzes
darf es künftig nicht mehr geben. Der Ent-

wurf weist den Richter daher an, wenn er bei der rechtlichen
Würdigung der Tat des Angeklagten keine passende Straf-
vorschrift findet, zu prüfen, ob die Tat, wenn auch nicht
nach dem Wortlaut des Gesetzes, so doch nach dem Grund-

gedanken eines Strafgesetzes und nach gesunder Volks-

anschauung, Bestrafung verdient; bejaht der Richter dies,
so hat er das Strafgesetz, dessen Grundgedanke auf den Fall
zutrifft, anzuwenden.«

Aus diesem Geiste sind auch die jetzt veröffentlichten
,,Nationalsozialistische Leitsätzefür ein neues deutsches
Strafrecht« und auch die neuen ,,Richtlinien für das

Strafverfahren« erwachsen. Noch viel mehr muß in

einem Falle wie hier die klare Anwendung eines klaren

Gesetzestextes unbedingtes Gebot sein. Auch darum

rechtfertigt sich schon heute ein Abgehen von der

derzeitigen den §360 Ziffer 11 in seiner Wirk-

samkeit erheblich einschränkendenund seinem klaren

Wortlaut widersprechenden Rechtsprechung. Es muß

schon heute undenkbar sein, daß Täter der obigen
Art ihren verbrechcrischen Willen ungehemmt durch-
führen, daß sie dem gesunden Empfinden jedes Volks-
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genossen zuwider groben Unfug treiben und daß dieses
Unrecht dennoch ungesühnt bleiben muß. Unrecht
ist, was die Volksgemeinschaft als Unrecht empfindet.
Dies muß für je d e Art des Unrechts und damit auch
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für die Anwendung des § 360 Ziffer 11 StGB.

gelten. Was grober Unfug und damit Unrecht ist, muß
auch heute schon als grober Unfug bestraft werden
können.

Sprachecke
Die ebenso humorvollen wie treffenden Bemerkungen Von

RGR. Dr. Zeiler in Heft 5 der DRZ. 1935, S. 152,
spornen mich an, drei anderen Sprachsünden entgegen-
zutreten, von denen die erste sich nur in Urteilen, Schrift-
sätzen usw. norddeutscher (genauer niederdeutscher) Verfasser,
die anderen überall finden. Die erste ist das Weglassen des

Hilfszeitworts ,,worden«, wenn das Perfekt des Passivs
nur eine Begebenheit, nicht einen Zustand ausdrückt. Wäh-
rend die bekanntlich nicht zuletzt durch Luthers Bibel zur
deutschen ,,Schriftsprache«und damit zum ,,Hochdeutsch«ge-
wordene oberdeutsche Sprache von jeher diese Unterscheidung
kannte, war sie dem niederdeutschen Platt von jeher fremd.
Auf dem Umwege über die niederdeutfchen Großstädte Ham-
burg, Hannover usw., aber auch Berlin, dringt bedauer-

licherweise diese Verarmung des Gefühls für sprachliche
Ausdrucksunterschiede in die hochdeutscheSprache ein. Denn
das Perfekt des Passivs drückt etwas ganz Verschiedenes aus,
je nachdem das ,,worden« beigefügt wird oder nicht. Ich
verweise auf Wustmann, Sprachdummheiten, 10. erneuerte

Auflage, Berlin und Leipzig 1935, Seite 84 ff. »Der Kampf
um das Worden«: Für nicht niederdeutsche Ohren ist es

qualvoll, zu hören: »Das Verbot der....Zeitung ist heute
wieder aufgehoben« (worden!), ,,am Tage darauf sind noch
drei Statuen ausgegraben« (worden!), »Hieran sind die

Zeugen gehört, die Urkunden verlesen« (worden!), »dann
ist ja in der Berufungsinstanz dagegen Sturm gelaufen«
(worden!). Ja, in einem Urteil aus Hamburg (über einen

Unfall auf einem Eisenbahnübergang) las ich: »die Zeugen
haben bekundet, daß gepfiffen und die Schranke geschlossen
ist!« Ob ein Raum mit Gemälden oder Fahnen geschmückt
worden ist oder ob er damit geschmücktist, ob eine Aus-

stellung (am...ten) eröffnet worden ist, oder ob sie (nun-
mehr) eröffnet ist, das sind sprachinhaltlich zwei ganz ver-

schiedene Aussagen: im ersteren Falle wird ein Geschehen er-

zählt, im letzteren ein Zustand geschildert oder doch über
einen solchen berichtet, der das Ergebnis jenes Geschehens
ist (perfectum praesens). Es wäre an der Zeit, daß
auch auf diesem Gebiete Provinzialismen verschwinden,
wenn sie keine Bereicherung, sondern eine Verarmung der

deutschen Sprache bedeuten.

Bei Abfassung von Urteilen läßt sich leider weitgehend
der Gebrauch der sog. indirekten Rede nicht umgehen, wenn

die Ausführungen von Parteien, Vorinstanzen usw. nur

dem Sinne nach wiedergegeben werden sollen. Vielfach wird

dabei die Zeitform verwechselt: der Konjunktiv des Im-
perfekts wird gebraucht, während nur der des Präsens rich-
tig ist. »Der Kläger behauptet, er wäre an diefem Tage gar
nicht in N. gewesen und hätte sich nie mit dem Zeugen
unterhalten.« Gesundes Sprachgefühl fragt hierzu: »Wenn
was nicht gewesen wäre?« Es muß natürlich heißen: »Der
Kläger behauptet, er sei . . . nicht gewesen und habe sichnicht
unterhalten.«
Schließlich möchte ich noch gerne einem nach Aktendeutsch

duftenden Worte den Gnadenstoß versetzen (wenn so etwas

möglich wäre, aber die Hilfsvölker des Bürokratius sind
zähe). Es ist das Wörtlein »fehlsam«. Viele Juristen-
herzen hängen an diesem kleinen Scheusal, auch das Reichs-
gericht prunkt nicht selten mit den ,,fehlfamen Erwägungen
des Vorderrichters«. Aber sind die Erwägungen des Hinter-
richters dann nicht selbst ,,fehlsam«? Jst es unzeitgemäß,
hier ein paar Sätze aus Klopstocks ,,Grammatischen
Gesprächen«wiederzugeben? ,,Lich« und ,,Sam« haben vor

der Schiedsrichterin »Wortbildung« einen Wettstreit, welche
von ihnen die ,,unschicklichstenVereinigungen« machen könne: »

,,Sam«: Polvphem klagte der Nymphe Galatea die Leiden

seiner Liebe. »Du bist«, rief er, ,,blumenhafter als die

Wiese, anmutischer als die Wintersonne, scherziger wie das

junge Böckchen und, wird dein Herz endlich fühlbar,
schmackerner als die reife Traube.«
»Lich«: »Aber du bist auch wüthlicher als der wilde Stier,
betrügichterwie Wasser, unbewegischer denn dieser Fels und

grimmsamer wie die trächtlicheBärin.«
,,Sam«: »Der Berg Tmolus hatte einen Gott. Der

riesichte Gott bestieg den abhängsamenBerg. Nun sitzt der

vieljährischeRichter auf dem Gipfel und bekränzt sein blau-

haftes Haar mit der mooslichen Eiche.«
Schade, daß Lich und Sam, die doch den vieljährischen

Richter kannten, die fehlsamen Erwägungen des Vorder-

richters nicht gekannt haben! Sie hätten sich dann aus

Angst vor dem Hinterrichter vor solchen Entgleisungen
gehütet. Reichsgerichtsrat E i l l e s.

(1 Mitteilungen !- -

T

der ReichsfachgruppeRichter und Staatsanwälte

Die gemeinschaftlicheTagung des

Reichsfachgruppenrates und der Gaufachberater
derReichsfachgruppe»Richterund Staatsanwälte«

in Bad Brückenau
Der Reichsfachgruppenleiter »Richter und Staatsanwälte«,

Amtsgerichtsdirektor Dr. Geffroy , hatte die Mitglieder
des Reichsfachgruppenrates und die Gaufachberater zu einer

Arbeitstagung am «15.und 16. Juni in das Richterheim in
Bad Brückenau zufammengerufen. Die Tagung gewann ihre
besondere Bedeutung durch die Anwesenheit des Reichsjuristen-
führers Reichsministers Dr. Fr.ank, des Reichsgeschäfts-
führers des BNSDJ. Dr. H eu b er, des Reichsamts-
leiters Dr. R a e k e und des Pressechefs der Deutschen Rechts-
front Dr. F r e i h e r r d u P r e l. Mit einer Reihe weiterer

Gäste begrüßte der Reichsfachgruppenleiter auch den letzten

Vorsitzenden des Deutschen Richterbundes, Senatspräsidenten
Linz, dem er ehrende Woorte für feine wertvolle Tätig-
keit in der früheren Organisation der deutschen Richter
widmete.

Nachdem der Toten und Hinterbliebenen des Unglücks in
Reinsdorf gedacht worden war, wies in einer kurzen Be-

grüßungsanspracheder Reichsfachgruppenleiter auf die Fülle
und die Größe der den deutschen Richtern und Staatsanwälten
gestellten Aufgaben hin. Er versprach, selbst mit aller Kraft
an der Lösung dieser Aufgaben tätig zU fein und rief die Er-
fchienenen zu eifrigster Mitarbeit auf. Jnsbefondere gelte es,
das Programm der Partei auf dem Gebiete des Rechtes
durchzuführen.

Jn seinem Bericht über die Tätigkeit des Reichsfachgruppen-
leiters gedachte er der Arbeit der von der Reichsfachgruppe
gebildeten Ausschüsse,von denen er besonders diejenigen für
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die große Iustizreform, die kleine Iustizreform, die Straf-
rechtsreform und für Nachwuchsfragen erwähnte.

Im Anschluß an die Bekanntgabe der endgültigen Liqui-
dation des Deutschen Richterbundes teilte er weiter mit, daß
die restlichen Vermögens-werte des Deutschen Richterbundes
zur Förderung der Aufgaben der Reichsfachgruppe in seine
Hände übergeführt worden seien. Zur Verwaltung dieser Ver-

mögenswerte werde eine Stiftung errichtet werden unter der

Schirmherrschaft des Reichsjuristenführers, der in hochherziger
Weise angeordnet habe, das Vermögen des Deutschen Richter-
bundes i. L. entsprechend den ursprünglichen Zwecken zu ver-

wenden.

Nach den Eingangsworten des Reichsfachgruppenleiters er-

griff der Reichsjuristenführer Dr. Frank das Wort zu

längeren Ausführungen über die Problematik, mit der sichdie

deutschen Richter und Staatsanwälte theoretisch und praktisch
auseinanderzusetzen haben. Er überbrachtezunächstim Namen

der Reichsführung des Bundes Rationalfozialistischer Deutscher
Iuristen sowie auch der Reichsleitung der NSDAP. den

Dank der Gesamtbewegung dafür, daß die deutschen Richter
und Staatsanwälte auf einem so unendlich schwierigen Ge-
biet wie dem der Reugestaltung der deutschen Rechtslage eine

so starke und selbstlose Treue und Opferbereitschaft im Dienste
der Idee gezeigt hätten. Deshalb nehme er das Treuebekennt-

nis des Reichsfachgruppenleiters Geffrov feierlich zur Kennt-

nis, denn »die Situation unseres Bundes ist klar und un-

verrückt vom ersten Tage an, da er im Jahre 1928 vom

Führer selbst gegründet wurde«. Der Führer habe den Bund

Rationalsozialistischer Deutscher Iuristen auf seinen Antrag
damals ins Leben gerufen, um kundzutun, daß ihm an der

Gestaltung des deutschen Rechtslebens im nationalfozialisti-
schen Sinne die ganz besondere Mission der Angehörigen
des deutschen Rechtsstandes besonders wertvoll erscheine.

Den deutschen Richtern und Staatsanwälten wolle er ganz

kurz aus der Gesamtentwicklung des Bundes seit jenem Zeit-
punkt und angesichts der Gesamtlage der Bewegung, wie sie
sich in den verschiedenen Entwicklungsstadien seither gezeigt
hat, ihre Aufgabe formulieren.

Das Gesicht des Rationalsozialismus sei in seiner zeit-
lichen Entwicklung ein dreifaches. Gerade die deutschen
Rechtswahrer als die Träger der rechtlichen Ver-

antwortung für die Gestaltung der deutschen Dinge
würden sich ganz präzis einer historischen Methode der Er-
kenntnis bedienen, die Konsequenzen gedanklicher und

logischer Art selbst dann ziehe, wenn sie dem einen oder

anderen auch unangenehm fein mögen.
Das ersteGesicht des Rationalfozialismus sei das Gesicht

der Oppositionsbewegung, das zweite das Gesicht einer ganz
besonderen politischen M.achtbewegung, und das dritte sei das

Gesicht einer Organisation auf weltanschaulichem Gebiet.
Eine Vermengung dieser drei, nach ihren Voraussetzungen,
Inhalten und Zielrichtungen völlig verschiedenen Aufgaben-
bereiche des Nationalsozialismus sei von Nachteil für jede
dieser drei Gruppen gewesen und würde das auch in Zu-
kunft fein.

Der Nationalsozialismus als Ausdruck der Oppositionszeit
gehöre bereits der Geschichte an. »Wir wollen uns durchaus
-eingestehen«,so führte der Reichsjuristenführeraus, »daß wir
alte Kämpfer an diese erste Epoche des Rationalsozialismus
mit Freuden, oft sogar mit Wehmut zurückdenken.Es war

damals die Linie unserer Front ebenso deutlich sichtbar wie die

Front unserer Gegner. Dieser Kampf ist Ihnen ja allen be-

kannt. Sie waren vielleicht selbst in ihn verstrickt, haben in

Wehmut- doch in treuer Erfüllung Ihrer Pflicht vielleicht
gegen manchen nationalfozialistischen Kämpfer stehen müssen.
Aber eines möchte ichsIhnen hier sagen: In dieser ersten
Epoche des nationalfozialistifchen Ringens habe ich persön-
lich und mit mir der Führer und die maßgeblichenKämpfer

der Bewegung den Eindruck gewonnen, daß der deutsche
Richter ein Mann von Charakter-, von unbestechlicher Treue

zur Sache und zu seinem Volk und ein Garantder Rechts-
sicherheit war. Ich habe in den zweitausend Verfahren, die

Mitteilungen 211

unter meiner Kontrolle oder meiner persönlichenAnwesenheit
in den Iahren von 1927 bis 1933 in allen deutschen Ober-

landesgerichtsbezirken stattgefunden haben, die Feststellung
machen können,·daßderdeutsche Richter eine Per-
sönlichkeit darstellt, auf die das gesamte
deutsche Volk stolz sein kann. Ich habe niemals

einen Fall erlebt, daß ein Richter über seiner hohen Mission
hätte vergessen können, daß er dem deutschen Volk zugehört.
Daß der Kampf hart war, daß wir Opfer bringen mußten,
nnd daß die Urteile so ausfielen, war nicht ein Verschulden
des Richters, sondern ein Verschulden der miserablen Gesetz-
gebung dieser Zeit, die ostentativ auf die Unterdrückung aller

nationalen Erneuerungsbestrebungen ausging.
Die Methoden des oppositionellen Kampfes um die inner-

politifche Macht können indessen von dem Augenblick nicht
mehr angewandt werden, von dem an die politische Be-

wegung die Macht im Staate erlangt hat. Hierin liegt das

zweite Gesicht des Rationalsozialismus. Dieses zweite Gesicht
ist das nüchterneGesicht der Erfüllung einer Staatsbeamten-

schaft mit dem lsneuen Wollen. Dieser zweite Entwicklungs-
punkt des Rationalsozialismus steht voll und ganz unter

dem Gesichtspunkt, daß der Staat Mittel und Zweck zur Ver-

wirklichung des Rationalsozialismus zu sein hat. In diesem
zweiten Stadium liegt eine ganz ungeheure Schwierigkeit;
denn nunmehr soll der nationalfozialistische Oppositions-
kämpfer vor allem zeigen, daß er auch als Fachmann auf
ganz bestimmten, mit ganz klaren Voraussetzungen umgebenen
und umzirkelten Lebensbereichen der Führer ist. Hier liegt
das Problem, von dem wir heute immer und immer wieder

hören: Verhältnis zwischen Bürokratie und Bewegung. Unter

Bürokratie im allgemeinen wird die Gesamtheit der Einrich-
tungen eines Staates zur Sicherung einer stabilen Verwirk-

lichung des Staatswillens verstanden.Hierzu gehören Ein-

richtungen wie Beamte und überhaupt alles, was schon seit
Jahrzehnten jede politische Machtänderung überdauerte und

was eigentlich den stabilsten Faktor im öffentlichenLeben eines
Volkes darstellt. Die Revolution von 1918 z. B. wurde

überdauert von dem in sichtreu zusammenhaltenden Beamten-

tum. Sie brauchen nur nachzulesen, welch hohe, anerkennende

Worte der Führer für das Verhalten der Beamtenschaft
findet; denn sie war damals die Retterin des deutschen
Volkes. So wurden auch bei der nationalfozialistischen Revo-

lution zunächst einmal die alten Beamten und die ganze
Apparatur übernommen; es war nur oben zunächsteine poli-
tische Verschiebung der Machthaber eingetreten. Es war aber
nun die große Aufgabe — und das ist das Problem dieser
zweiten Epoche, das aus der dritten schon herüberstrahlt—,
diesen Apparat allmählich mit dem nationalfozialistischen
Kämpfertum zu ergänzen und mit nationalfozialistischen
Ideen zu erfüllen. Ich möchte dazu folgendes sagen: Aus
dem Gesamtzusammenhang all dessen, daß der deutsche Bür-
ger im allgemeinen sein Vertrauen zu den Beamten hatte
und haben darf, daß ferner von den innerorganisatorischen
Schwierigkeiten des Staatsaufbaues zunächstdas Augenmerk
auf die Außenpolitik gerichtet wurde, daß es zum dritten un-

möglich war, an Stelle der sachlich-sachlichenBeamtenschast
die reinen Parteikämpfer zu setzen, sollte die ganze Staats-

apparatur nicht darunter zusammenbrechen, hat der Führer
das große Wort von der Umbildung der Revolu-

tion in die Evolution gesprochen. Und für diese
zweite Epoche gilt daher das große Wort des Führers, das

besagt: Der Rationalsozialismus wird in seinem ideellen

Aufgabenkreis vielleicht der gegenwärtigen Generation gerade
noch die ersten Anfänge der Umgestaltung des deutschen Lebens

zeigen, und wir vertrauen auf das deutsche Volk, daß diese
mählichestabile Entwicklung fortgesetzt wird.

Ich würde dann, meine Herren, zu dem dritten großen
Ausgabengebietauf dem uns gestellten Bereiche kommen, und

das ist sozusagen das dritte Gesicht des Natio-

nalsozialismus, das geistesgeschichtliche.
Hier liegt eigentlich unsere Aufgabe. Das geistesgeschichtliche
Bild des Rationalsozialismus wächst heraus aus dem
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schöpserischenUrgrund der Geistigkeit unseres Volkes. Diesen
Urgrund hat uns die Idee der Zurückführung des deutschen
Rechtslebens auf die unzerstörbaren Grundlagen unseres
völkischen Daseins eingegeben. Diese Idee ist so unendlich
groß und bedeutsam, daß vielleicht keiner hier in diesem
Saale mit vollstem Bewußtsein wirklich die gigantische Fülle
dieser Problematik erfassen könnte. Es ist etwas ganz unge-
heuer großes, daß wir fast nach einem halben Jahrtausend
einer systematischen Entfremdung zwischen Volk und Recht
nunmehr uns zu dieser Einheit zusammenfinden wollen. Sie,
meine Herren, wollen daher auch bei ihrer Aufgabe gerade
hier im Juristenbund immer betonen, daß wir die Soldaten
eines Kommenden sind, daß wir die Propheten und Künder

dieses werdenden Neuen sind und daß uns nicht nur etwa

eine Standesaufgabe oder nur etwa eine Berufsaufgabe ge-
stellt ist, sondern daß wir geistesgeschichtlich in der Ent-

wicklung des deutschen Geisteslebens auf dem Gebiete des

Rechts die Künder dieses neuen Rechtswollens sein müssen.
In zwei Jahren gestaltet man nicht eine Aufgabe, für die

vielleicht ein Jahrhundert anzusetzen ist! Diese Generation
erlebt wirklich nur den Anfang der nationalsozialistischen
Welt. Dieser Anfang liegt doch in der Z u r ü ck f ü h r u n g
unseres Rechtsdenkens auf den Gesichts-
punkt der Rasse und den Gesichtspunkt der Volks-

gemeinschaft. Das ist die große Mission in dieser
herrlichen dritten Erscheinungsform des Rationalsozialismus,
daß er unabhängig von gegenwärtigen Zusammensetzungen
der Apparaturen des Staates in dieses neue Land der deut-

schen Geistigkeit zieht und marschiert. So wie alles Große
nur aus einer Idee wird, kann auch dies nicht aus Über-

legungen der Zweckmäßigkeitwerden. Solange wir ange-
sichts der außen- und wirtschaftspolitischen Lage an diese
Zweckmäßigkeitgebunden sind, läßt sich überhaupt das Ideal
nicht restle so verwirklichen, wie es uns vorschwebt. Rings
in der Welt ist Ziellosigkeit, Jdeenlosigkeit, auch Ideallosig-
krit; nur hier im Herzen der Welt, in Deutschland, lebt
wieder etwas Neues, ist wirklich ein Frühling angebrochen.
Und so müssen wir auch Rechtspolitik treiben,
indem wir das Ideal voranstellen. Auf jedem
Plato folgt ein Aristoteles, auf jeden Jdealisten möchte der

Geheimrat, auf jeden Revolutionär die Bürokratie folgen. Wir
müssen uns dabei vor einem hüten. Hüten wir uns davor,
daß man das Kämpferkorps des Nationalsozialismus zu
typisieren beginnt, hüten wir uns davor, daß Sie sich als

Repräsentanten dieser neuen Geistesbewegung auf dem Ge-
biete des Rechts in Abhängigkeit von zeitlich oder persönlich
bedingten Machtlagen begeben. Diese Aufgaben sind wirklich
unabhängig davon, wie sich die Gegenwartslage entwickelt.
Denn wir wachsen geistig, wir sind die Repräsentanten der

Zukunft und was sich uns entgegenstellt, ist Repräsentanz
des Sterbenden, des Abklingenden. Wir sind dankbar für
diesen Kampf und wir wollen ihn aus der vornehmen
Grundhaltung derer, die überzeugt sind von ihrer Sache und

bereit sind, für sie alles einzusetzen, weitersühren. Dieser
Kampf liegt nun auf verschiedenen Gebieten. S i e als d i e

Vertreterder deutschen Richter und Staats-
anwälte haben eine ungeheuer große
M issio n. Jch brauche Sie nicht an die geschichtlicheEnt-

wicklung des deutschen Richterstandes seit etwa zwei Jahr-
hunderten erinnern. Sie werden aus der Geschichte des

deutschen Rechts wissen, daß der deutsche Richter noch um

die Mitte des 18. Jahrhunderts ein von hohem Ansehen
und von außerordentlich hoher Bedeutung umgebener Mann
war, daß in seiner Bedeutung aber infolge der unglücklichen
Entwicklung des Verwaltungsmechanismus durch die Über-

wucherung des Justizmäßigen durch das rein Verwaltungs-
mäßige gegen Ende des 19. Jahrhunderts eine fortwährende
Entleerung des Ansehens des deutschen Richterstandes ein-

getreten war. Ein Jude in Altpreußen konnte nicht Offizier
werden, er konnte aber ohne weiteres Richter werden; ein

Jude war ausgeschlossenvon dem vornehmen Kreis der Ver-

waltung, konnte aber in der Justiz aufsteigen. Es liegt an
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Ihnen, dafür zu sorgen, daß das Ansehen des deut-

s ch e n R ich te r st a n d e s nicht etwa nur gehalten, sondern
gesteigert wird. Wir sind nicht damit zufrieden, daß
der deutsche Richter in dieser Verwaltungskarriere des Be-

amten immer mehr verschwindet und immer nur herabge-
würdigt wird durch die Beseitigung all der Voraussetzungen
seiner Unabhängigkeit. Wir denken gar nicht daran, diesen
Kampf um den Richter etwa in dem Sinne zu führen, daß
wir seine Unabhängigkeit erhalten wollen. Nein,
wir wollen sie erst schaffen; sie ist noch gar nicht

Es gibt bekanntlich drei Systeme auf diesem
Gebiet.· Das eine System ist das der völligen Verbeamtung
des Richterstandes. Es ist das unglücklichsteSystem, das den

Richter zum Verwaltungsbeamten macht. Jch meine, daß in

Sowjetrußland von einer unabhängigen Rechtspflege durch
unabhängige Richter nicht mehr gesprochen werden kann.

Das entgegengesetzteSystem ist etwa das englische, wo man

den Richter wirklich als Richterköuig aufstellte, das sogar
so weit geht, daß man ein eigenes Justizministerium, dem die

ganze Personalpolitik unterstellt ist, nicht einrichtete aus

Sorge, die Unabhängigkeit zu stören. Wir in Deutschland
haben wie so oft auch auf diesem Gebiet ein Kompromiß-
system. Wir haben ein Iustizministerium, dem die ganze
Personalpolitik unterstellt ist, haben daneben aber auch den

unabhängigen Richter. Ich will nicht dafür plädieren, daß
etwa das Justizministerium irgendwann einmal beseitigt
werden soll als Institut der Überwachungdes Dienstbetriebes.
Aber aus dem germanischen und deutschen Rechtsempfinden
heraus müssenwir uns unbedingt um die Frage bekümmern,
daß nicht unter den Gesichtspunkt des autoritären Staates
die Unabhängigkeit des Richters immer weiter zurückgeschraubt
wird. Wir haben einen ganz großen Gedanken dabei und ich
appelliere an Sie nicht etwa als Repräsentanten einer Be-

rufsgruppe, sondern als die Repräsentanten und wissenden
Verantwortungsträger auf einem ganz bestimmten Gebiet,
dieser Entwicklung Einhalt zu tun und mir zu helfen, die

Unabhängigkeitdes Richters überhaupt erst herzustellen. Wir
müssenuns dabei darüber klar sein, daß dieses deutscheMisch-
system eigentlich das schlechtesteist. Wenn man auf der einen
Seite schon den unabhängigen Richter hat, ihn aber anderer--

seits abhängig macht von einem ihm wesensfremden Verwal-

tungsmechanismus, so ist das an sich ein innerer Widerspruch.
Aber man kann trotzdem die Unabhängigkeit der Richter
garantieren und hat diesen Ausweg mit der Unversetzbarkeit,
Unabsetzbarkeit usw. auch gewählt. Aber auch hier sehen
Sie, daß leider Gottes das Dritte Reich noch nicht
die volle Unabhängikeit des deutschen Richters wieder-

hergestellt hat. Es ist eine ernste innerpolitische Auf-
gabe unseres Staatsaufbaues, dafür zu sorgen, daß im

Jnteresse des nationalsozialistischen Staatsaufbaues diese
Unabhängigkeit,die der Führer selbst fortwährend als ein

wesentliches Fundament des deutschenRechtslebens anerkannt

hat und für die ich schon in der Kampfzeit fortwährend ein-

getreten bin, in diesem deutsch-rechtlichenSinne wiederher-
gestellt wird. Das ist eine große Mission, die Sie besitzen!'
Jeder Staatsanwalt und Rechtsanwalt hat ein grundsätz-
liches, lebenswichtiges Interesse daran, daß diesem Abbau
der Unabhängigkeit des Richtertums Einhalt geboten wird.

Jch glaube, wenn Sie diese Ihre Tagung unter diese großen
leitenden Gesichtspunkte stellen, Sie sich schon damit ein ge-
schichtlichesVerdienst erwerben. Dabei soll die Kritik durch-
aus sachlich sein und durchaus in Anerkennung der Notwen-

digkeiten einer revolutionären Machtlage. Aber wir wollen

doch darauf hinweisen, daß wir nichtin den Tag arbeiten.
Was wir hier machen, dient ausfchlleßkicheiner überpersön-
lichen Tradition des deutschen Volkesund Staates. Wir
wollen nichts für uns, aber alles für die Aufrechterhaltung
der deutschen Sitten- und Rechtsordnung. Der unabhängige
Richter ist der schwersteRichterposten, denn ich glaube, unter

dem Gesichtswinkel der Verantwortungsbefreiung könnten
wir nur den Wunsch äußern, diesen Richter so rasch wie

möglich zu einem abhängigen Verwaltungsbeamten zu
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machen. Daß wir den unabhängigen Richter erstreben und

unter allen Umständen aufrechterhalten werden, bedeutet

einen Ausdruck der Verantwortungsfähigkeit des deutschen
Rechtsstandes und bedeutet weiter die Erkenntnis, daß aus
die Dauer kein Staat existieren kann, der nicht diese Art

Selbstsicherung oder Rückendeckungbesitzt, daß es jedem
Staatsbürger unbenommen bleibt, in jedem Falle an den

Richter zu glauben. Das berühmte Wort: »Es gibt noch
Richter in Berlin« soll auch heute heißen: »Es gibt hier
Richter im Dritten Reich«. Das sollen Sie bei all Ihrer
Arbeit und bei allem, was Sie tun, immer wieder in den

Vordergrund stellen. Glauben Sie mir: der autoritäre Staat

ist um so autoritärer, je stärker und unabhängiger er seine
eigene Iustiz auszugestalten vermag, und er wird desto ohn-
mächtigersein, wenn er den unabhängigen Richter zu scheuen
hat, denn ein solcher Staat hat Angst vor seinen Richtern.
Der nationalsozialistische Staat hat keine Angst vor den

Richtern. Wir und die Bewegung haben das Interesse,
daß diese Richterunabhängigkeit wirklich wieder voll und

ganz hergestellt wird. Wir haben darüber hinaus die Fest-
stellung zu machen, daß mit dem Absinken der richterlichen
Unabhängigkeit ein Aufstieg der staatsanwaltlichen Zu-
ständigkeit verbunden werden soll. Der autoritäre Staat

bedarf an sich eines autoritären, selbstsicherenund klug ge-
leiteten staatsanwaltschaftlichen Apparates. Aber ich bin der

Meinung, daß hier die Grenze vielleicht schon erreicht ist. Ich
glaube daher, daß wir alles Interesse daran haben, kundzutun,
daß in Treue zu der Verantwortung vor dem Volke dieser Ein-

heitsgedanke des Rechts nichts Formelles bedeutet, sondern daß,
wenn wir schon von Vereinheitlichung der deutschen Rechts-
seele mit der deutschenVolksseele sprechen, die Ausstrahlungen
der rechtlichen Rotwendigkeiten des deutschenVolkslebens von

einer Zentrale, die über allem steht, gemeinschaftlich aus-

zugehen hat, daß wir also keine Sonderrechte von Ständen

oder Wirtschaftskammern anerkennen können, die zum
Schluß nicht nur mehr vorbeugend wirken durch Aufstellung
von Statuten, sondern die letzten Endes dann prozessual
wirken durch Ausschaltung der ordentlichen Gerichtsbarkeit.
Wir haben auch hier kein Standesinteresse, sondern
ein Interesse am gesamten deutschen Volk.
Denn es wird der Richter, je detaillierter er in einem Spezial-
interesse beschäftigtwird, um so eher Gefahr laufen, den Zu-
sammenhang mit der Gefamtrechtsentwicklungzu verlieren.

Um so größer wird dann schließlichdie Gefahr sein, daß eine

große Rechtsreform- und Rechtsideenentwicklung sich nicht
bis in die letzten Ausstrahlungen der Staatsapparatur durch-
setzt. Diese Art Spezialistenrechtsprechungführt dazu, daß
eine allgemeine Rechtsunsicherheit eintritt, so daß zum
Schluß von einer einheitlichen deutschen Rechtspflege auf
diesem Gebiete nicht mehr die Rede sein könnte. Wir

haben also neben der ganz großen Aufgabe der Sicherung
der Unabhängigkeitdes Richters die große Aufgabe der

Wiederherstellung des Ansehens einer einheitlichen staatlichen
Rechtspflege.

Wir haben als weitere ganz große Aufgabe die, dem deut-

schen Richter als Menschen, Staatsbürger und Rationalsozia-
listen in einer eigenen Organisation die Repräsentanz seiner
Gesamtinteressen im Interesse des deutschen Volkes zu er-

halten. Man könnte an sichder Meinung sein, daß wir eine
Art Richterbund oder Reichsfachgruppe ,,Richter und Staats-
anwälte« nicht mehr bräuchten. Diese Meinung könnte dar-

aus gestütztwerden, daß heute alles staatlich ist und infolge-
dessen auch so eine Art Standesorganisation außerhalb der

Staatsapparatur nicht mehr geduldet werden könnte. Hier
muß ich als alter Kämpfer der nationalsozialistischen Be-

wegung folgendes sagen: die NSDAP. wollte niemals einen
autoritären Staat in dem Sinne, daß das deutscheVolk etwa

rechtlos Würde; das heißt also, auf allen Gebieten hat sich
die Willensbildung zu formen aus der Zusammenarbeit des

Volkswillens auf einem bestimmten Gebiete mit den Reprä-
sentanten des Staates. Die NSDAP. ist, rein technisch ge-
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sehen, an die Stelle der 37 Parteien vor der Machtübernahme
getreten, aber nicht mit der Wirkung, daß damit nun das

Volk überhaupt ohne jede Repräsentanz ausschließlich den

Entschließungen der Staatsapparatur ausgeliefert sein solle.
Diesen Standpunkt könnten wir als alte Nationalsozialisten
niemals billigen, umso weniger, als er in der Regel von Re-

präsentanten vertreten wird, die mit dem Nationalsozialis-
ums nicht das geringste zu tun haben. Wir wollen d a h e r

absolut auch für die Träger des Rechtsged.an-
kens diese Organisation in der Form einer

Sicherung der Möglichkeit, entscheidend
Stellung zu nehmen zu den großen Proble-
men des Rechtsaufbaues und des Rechts-
le b e n s , unter allen Umständen e r h a l t e n. Ich danke

Ihnen daher ganz besonders, daß Sie dieses klare Bekenntnis

zu Ihrem Richterbund und zu seinem Rechtsnachfolger immer

abgelegt haben. Wenn Sie die Geschichtedes deutschen Richter-
bundes einsehen, so werden Sie mir recht geben, wenn ichsage,
daß gerade aus ihm eine Fülle von wertvollsten Anregungen
für die Rechtsreform hervorgegangen ist und daß nicht nur im

Bereich der Gerichtssäle und der Gerichtsapparatur, sondern
in diesem geistigen Zusammensein in Form eines Kollegiums-
in der peripathetischen Methodik der Aussprache, wenn ich
so sagen darf, und des regelmäßigenZusammenkommens eine

ungeheure Verlebcndigung des Rechtslebens eintritt. Denn

das Prinzip des Lebens ist die Bipolarität. Wo Licht ist, ist
auch Schatten. Die Bipolarität ist aber eine der wesentlichen
Voraussetzungen, daß eine sachliche Kritik unerläßlich ist.
Ein Staatsapparat, der sichkünstlichder sachlichen Kritik

ich spreche nicht von der staats- oder bewegungsfeindlichen —

verschließenwollte, würde einer inneren Verwahrlosung an-

heimfallen müssen. Sie wollen dies bitte ganz klar auch als

politische Kämpfer erkennen. Die Bipolarität des Lebens

macht es zur Pflicht, daß der Reichsjustizverwaltung gegen-
übertritt die Repräsentanz der Männer, die im Dienste des

deutschen Volkes dem Recht dienen, und wir denken gar nicht
daran, dieser Repräsentanz irgendwie Abbruch tun zu lassen,
nachdem der Führer selbst sie geschaffen hat.

Kurz noch einiges Methodisches. Wenn wir aus diesem
großen Gesamtkomplex unserer Aufgaben nur drei Pro-
bleme herausgegriffen haben, so war es mir eine am Herzen
liegende Pflicht, zu sagen, daß diese drei Komplexe: Unab-

hängigkeit des Richters, Wiederherstellung der einheitlichen
staatlichen Gerichtsbarkeit und Aufrechterhaltung der sachlich-
sachlichen,geistig-ständischenArbeit der Reichsfachgruppe »Rich-
ter und Staatsanwälte« im Iuristenbund von ihr in ihrer heu-
tigen Repräsentanz ganz besonders in den Vordergrung gerückt
werden müssen. Dabei seien Sie überzeugt,daß Sie voll und

ganz das Vertrauen des Führers besitzen. Es ist vielleicht
nützlich und eine gute Schule für Sie gewesen, daß Sie

gerade aus dem Werk des Führers eines gelernt haben, daß
nämlich über den Tageswallungen und den kleinen Strö-

mungen, mit denen unser ganz kleines Ich fortbesteht, dieser
große fynthetische Gedanke einer Jahrtausende alten Geschichte
eines Volkes steht. Wenn Sie in Ihrem Aufgabengebiet
einmal müde werden, zweifeln sollten oder einmal sich in
diesem Strudel der alltäglichenReibungen verstrickt fühlen
sollten, kehren Sie immer wieder zu dieser großen Kohärenz
der deutschen Geschichtlichkeitzurück. Sie werden dann sehen,
daß wir nichts sind als die kleinen schlichten Träger eines

Gesamtgeschicksfür die kommenden Jahrtausende. So soll
unsere Methode sein: Disziplin zum Führer, Treue zur Idee
und absolute Ausgeglichenheit in unserem Wirken!«

Dem rauschenden Beifall der Versammelten zu diesen be-
deutsamen Ausführungen gab der Reichsfachgruppenleiter in

LiesckempfundenenWorten des Dankes noch besonderen Aus-
ru .

A- R- II

Der weitere Verlauf der Tagung brachte zunächst eine

Rekhevon Berichten der Gaufachberater. Alsdann folgten
drei Referate: Landgerichtsdirektor Tö w e, Bremen, sprach
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zugleich für den durch Krankheit verhinderten Landgerichts-
präsidenten Schmidt, Hamburg, über Fragen der großen
Justizreform; Landgerichtsdirektor B u r e z e k , Berlin, legte
mit grundsätzlichenBemerkungen die Ergebnisse einer längeren
Ausschußarbeit über die kleine Justizreform vor; zum Schluß
sprach Amtsgerichtsrat Dr. Seidel über die Lage des

juristischen Nachwuchses.
Aus den Berichten der Gaufachberater hoben sich eine

Reihe von Fragen besonders deutlich hervor:

Allgemein wurde betont, daß sichdie Einrichtung derG a u-

fa chb er ate r durchaus bewährt habe. Bei aller Erkenntnis
von der Notwendigkeit, die Einheitlichkeit des Juristenbundes
unbedingt zu erhalten und jede Gruppenbildung zu ver-

meiden, will man aber doch beachtet sehen, daß es auch
Fragen gebe, die es zweckmäßig und notwendig machten,
auch die Richter und Staatsanwälte sich untereinander aus-

sprechen zu lassen. Das wurde auch schon deswegen als not-

wendig bezeichnet, weil so die beste Möglichkeit bestehe, in

lebendigster Fühlung mit den Berufskameraden zu bleiben

und ihre Ansichten zu hören, die in vielen Fällen für die

Reformarbeiten außerordentlich bedeutsam seien. Vor allem
aber bestehe die beste Möglichkeit, auf die Richter und

Staatsanwälte schulend einzuwirken, darin, sie durch die

Angehörigen ihrer eigenen Berufsgruppe zu beeinflussen,
denn diese seien am besten mit den gegebenen Notwendig-
keiten vertraut.

Gerade die Notwendigkeit einer zweck-
m ä ß i g e n S chu l u n g wurde scharf betont. Rirgends
war ein Zweifel darüber, daß eine große Zahl von Richtern
und Staatsanwälten freudig und ehrlich am neuen Staat

mitarbeitet, für sicher wurde es aber auch gehalten, daß es

noch eine nicht unerhebliche Zahl solcher gebe, die noch einer

näheren Schulung auf weltanschaulichem Gebiet bedürften.
Eine einheitliche geistige Ausrichtung der Richter und Staats-
anwälte soll ohnehin eine Selbstverständlichkeitsein, sei aber
in jedem Fall Voraussetzung für die notwendig bleibende

Unabhängigkeit der Rechtsprechung von äußeren Einflüssen.
Diese Schulungsarbeit wird in manchen Bezirken bereits mit

bestem Erfolg durchgeführt.

Schwierigkeiten bereitet an vielen Stellen der Verkehr der

Gaufachberater mit den Fachberatern in den Bezirken. Das

hat seinen Grund einmal darin, daß den Gaufachberatern
nicht immer genügend Geldmittel zur Verfügung stehen, um

die Zusammenarbeit mit den Fachberatern in den Bezirken
zweckentsprechend auszugestalten. Andererseits hat die not-

wendige Einheitlichkeit des Juristenbundes die Folge, daß
die Gaufachberater von den Gauführern und die Bezirksfach-
berater von den Bezirksobmännern abhängig sind, so daß
auch organisatorisch dem Verkehr der Gaufachberater mit den

Bezirksfachberatern Schwierigkeiten entgegenstehen. Deshalb
erhebt sich die Frage, in welcher Form diesen verschiedenen
Bedürfnissen im Interesse der Sache genügt werden kann.

Dazu gehört auch wieder die Frage, ob und wie es möglich
gemacht werden soll, daß — ähnlich wie in andern Gruppen
— auch die Richter und Staatsanwälte in den Gauen und

Bezirken zu internen Aussprachen zusammentreten können.

Die Zusammenarbeit mit den politischen
Stellen ist fast überall recht eng. Das Verhältnis zur

Justizverwaltung ist in den einzelnen Bezirken nicht ganz

einheitlich. An manchen Stellen sind der Arbeit des Juristen-
bundes recht bürokr.atisch anmutende Schwierigkeiten ge-
macht worden. Es wurde als wünschenswert und zweck-
dienlich bezeichnet — indem auf den Grundgedanken des

Gesetzes über die Einheit zwischen Partei und Staat ver-

wiesen wurde —, daß die Justizverwaltung sich die Erfah-
rung und die Arbeit des Juristenbundes nutzbar mache. Dazu
gehört auch, daß sie den besonders belasteten führenden Män-
nern des Juristenbundes im Rahmen des Möglichen mit

dienstlicher Entlastung entgegenkomme. Leider aber ist es fo,
daß die tatkräftigsten Kämpfer des Juristenbundes zugleich
auch regelmäßig dienstlich an wichtiger Stelle stehen und dort
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überlastet sind. Besonders wurde betont, daß sich die Justiz-
verwaltung die Personalkenntnis des Juristenbundes bei der

Besetzung von Stellen nutzbar machen könnte, weil
der Juristenbund über die weltanschauliche Einstellung der

Kameraden doch am besten unterrichtet sei. Gelegentlich seien
aber statt dessen wichtige Stellen ohne oder gar gegen den

Rat des Juristenbundes besetzt worden, was sich nach Bei-

spielen als Fehlschlag erwiesen habe.
Bei der Stellenbesetzung wurde darauf hingewiesen, daß

es verständlich sei, wenn Richter aus ländlichen Gegenden
zur Großstadt strebten, sobald ihre Kinder die höhere Schule
besuchen sollten, daß darin aber auch eine Gefahr liege. Es

ist wiederholt festzustellen gewesen, daß Richter, die in ihrem
bisherigen ländlichen Bezirk vorbildlich gewirkt hatten, in der

Großstadt versagten, weil,sie sich auf die völlig anders ge-
arteten Arbeitsbedingungen nicht mehr umstellen konnten.

Derartige Mißerfolge der Stellenbesetzung können leicht in

allseitigem Interesse vermieden werden, wenn es gelingen
könnte, einem Teil der Richter »auf dem Lande« einen

finanziellen Ausgleich zu verschaffen.-
Einen besonders großen Raum nahmen die Darstellungen

zur Frage der Unabhängigkeit der Richter ein. Es
wurde gegenüber Beobachtungen in Einzelfällen festgestellt,
daß der Richter auch und gerade im Dritten Reich von

äußeren Einflüssen frei gehalten werden müsse.
B ea m te n p o l i t i s ch wurde bedauert, daß auch die

Richter so wenig zu den Erörterungen um die Neugestaltung
des Beamtenrechts herangezogen würden. Sie sind daran

besonders interessiert, weil immer noch die alte Frage besteht,
daß und wie die Richter angesichts ihrer gar nicht beamten-

mäßigen Aufgabe aus dem allgemeinen Beamtenrecht heraus-
gelassen werden müßten. —- Hinsichtlich der B esold un g
wurde mit Bedauern vermerkt, daß noch immer starke Unter-

schiede in der Gehaltshöhe der aus den verschiedenen Landes-

verwaltungen kommenden Richter und Staatsanwälte unter-

einander und zu den gleichgestellten Beamten des Reiches
bestehen; eine Reihe von ihnen fühlt sich, nachdem auch nach
der Überleitung der Justiz auf das Reich eine Änderung
dieses Zustandes nicht eingetreten ist, als Reichsbeamte min-
deren Rechtes.

Fast allgemein war die Klage darüber, daß die Richter
und Staatsanwälte, trotz des Rückganges der Geschäftegegen-
über früheren Jahren, weitgehend überlastet sind und

daß hierbei von der Verwaltung nicht immer der Veränderung
in der Anschauung von den Arbeitsmethoden des Richters
und Staatsanwalts Rechnung getragen wird.

Einen breiten Raum nahm das R a chw u ch s p r o b l e m

ein. Einigkeit bestand über die Schwierigkeiten der Unter-

bringung, die in allen Teilen des Reiches fast gleich groß
sind. Dringend gewünscht wurde der baldige Erlaß der

Ausführungsbestimmungen zur Laufbahnverordnung vom

2-9. März, damit der Unruhe unter dem Nachwuchs Wenig-
stens insofern ein Ende bereitet werde.

Zur Ausbildung der Referendare wurden

Wünsche nach einer Abänderung des Ausbildungsganges
geäußert, die sich besonders gegen die zu lange Verwaltungs-
station und die Verkürzung der Zeit bei der Zivilkammer und

beim Oberlandesgericht richteten. Auch die alte Klage über
die unzureichende wissenschaftlicheDurchbildung der Referen-
dare wurde wieder vorgetragen.

Überall war erkennbar, daß der Vortrag der Gaufach-
beratet getragen war von dem Bestreben, der Rechtspkechuug
zu dienen und aus der gewonnenen Erfahrung und der Er-
kenntnis begangener Fehler beizutragen zU einer weiteren

Verbesserung des Rechtswesens.
Der ReichsjuristenführerDr. Frank nahm zu den Be-

richten Stellung und beauftragte den Reichsfachgruppenleiter,
gemeinsam mit dem ReichsgefchäftsführerMittel und Wege zu
suchen, um unter Wahrung der notwendigen Einheitlichkeit
des Juristenbundes doch den als zweckmäßiganzuerkennenden
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näheren Verkehr der Gaufachberater mit ihren Kameraden zu

ermöglichen.Dazu gehört auch der Auftrag, zu prüfen, in

welcher Weise die für eine solcheZusammenarbeitnotwendigen
Mittel bereitgestellt werden können. Mit besonders warmen

Worten ging der Reichsjuristenführer auf die Nachwuchs-
frage ein. Er betonte die Selbstverständlichkeit,daß auch der
junge Geistesarbeiter ein Recht auf Arbeit und ein Recht
darauf habe, daß man ihm die Möglichkeit zu nutzbringender
Tätigkeit gebe, daß man ihm dafür auch ein anderes Entgelt
zahlen müsse als einen Betrag, der unter dem Existenzmini-
mum eines jungen Handarbeiters liege.

si- —)(- ai-

Landgerichtsdirektor Töwe gab in seinem Referat
über die große Iustizresorm zunächsteinen Über-
blick über die früheren Arbeiten des Deutschen Richterbundcs
und des Reichsfachgruppenrates zu diesem Problem. Aus

seinem Vortrag, bei dem er zugleich den nicht unerheblich
abweichenden Standpunkt des erkrankten zweiten Referenten
darstellen mußte, ergab sich, daß die ganze Arbeit auf eine

neue Grundlage gestellt werden muß. Es sei nicht möglich-
so führte der Referent aus, die Forderung nach einer Ver-

ringerung der Richterzahl zum tragenden Prinzip einer Re-

form zu machen. Dieser frühere Ausgangspunkt, von dem

aus man eine Stärkung der Stellung des Richters erreichen
wollte und damit eine Verbesserung der Rechtsprechung, müsse
verlassen werden. Nicht möglich sei auch die Ab-

trennung der freiwilligen Gerichtsbar-
keit und eine Unterscheidung zwischen Rechtsprechung und

Rechtspflege. Die unabhängig entscheidende Erledigung der

Rechtsangelegenheiten des Volkes sei eben eine einheitliche
Ganzheit, die schon deswegen nicht auseinandergerissen
werden könne, weil das Volk mit allen seinen Sorgen den

Weg zum Richter finden müsse und weil der Richter diese
Sorgen auch unmittelbar kennen müsse,um sich die unerläß-
licheVolksnähe zu erhalten. Damit schon sei die Unmög-
lichkeit gegeben, eine gerichtsähnlicheStelle —- ein Rechts-
amt oder dergleichen — einzurichten, die unter der eigent-
lichen Rechtsprechungsorganisation stehe. Zugleich erledigten
sich damit auch die Bestrebungen, einen Teil der unwich-
tigeren und lokalen Streitigkeiten aus der eigentlichen Recht-
sprechung auszuscheiden und sie gleichfalls dem Rechtsamt
zuzuweisen. Im übrigen seien die vermeintlich kleineren

Streitigkeiten für manchen Volksgenossen oft genug wich-
tiger als die größeren für den wirtschaftlich Stärkeren. Es

sei auch nicht richtig, mehr oder weniger gewaltsam eine

Einschränkung der Prozesse dadurch zu versuchen, daß man

sie künstlichzu verhindern trachte. Der Grundsatz der Ein-

heitlichkeit aller Rechtsprechung verlange vielmehr eine

stärkere Zusammenfassung der Streitigkeiten aller Art bei
den Gerichten. Nicht möglich sei ferner die Ausgestaltung
der untersten Instanz zu einem ,,Klärbecken«,das zunächst
alle Streitigkeiten zU passieren hätten, um durch Erledigung
eines Teiles von ihnen außerhalb der eigentlichen Recht-
sprechungsinstanz diese zu entlasten. Das scheitere an man-

nigfachen Schwierigkeiten, insbesondere auch daran, daß im

Einzelfall nicht schon am Beginn eines Streites zu erkennen

sci, welche Schwierigkeiten er mit sichbringen werde. Ebenso
müsse dem Vorschlag widersprochen werden, einen Teil der

Strafsachen ohne Prozeß in der Form zu erledigen, daß der

Staatsanwalt — etwa im Rechtsamt — eine Strafe festsetze,
Wogegen der Betroffene dann das Gericht anrufen könne.

Das würde einmal die aus verschiedenen Gründen wün-

schenswerte Mitwirkung der Laien in all diesen Sachen aus-

schließen und zugleich auch einen ,,Strafwalter« schaffen,
der weder Staatsanwalt noch Richter sei. Unter allen Um-

ständen sei daran festzuhalten, daß angesichts der bekannten

Bedenken gegen eine zweite Tatsacheninstanz die erste Straf-
instanz so gut wie möglich besetzt sei. Hieraus ergebe sich-
daß an der Existenz des Amtsgerichts und auch des Land-

gerichts nicht gerüttelt werden könne. Die Oberlandesgerichte
seien gleichfalls unentbehrlich, weil es unmöglich sei, in allen

Sachen das Reichsgericht als letzte Instanz einzusetzen. Es
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sei auch nicht möglich, etwa zu bestimmen, daß grundsätzlich
die Oberlandesgerichte letzte Instanz sein sollten, die eine

Sache nur dann an das Reichsgericht zu bringen hätten,
wenn sie von einer Entscheidung eines andern Oberlandes-

gerichts abweichen wollten. Ein solches Verfahren würde

die unerfüllbare Voraussetzung haben, daß jedes Oberlandes-

gericht jede Entscheidung eines jeden Oberlandesgerichts
kenne. Hinsichtlich der Struktur des Reichsgerichts müsse
daran festgehalten werden, daß die letzte Instanz über

den ganzen Rechtsfall entscheiden müsse, der in Frage
stehe. Eine Abtrennung etwa eines einzelnen Problems aus

einem Fall müßte zu einer blutleeren und wirklichkeitsfernen
Entscheidungs- und Gutachtertätigkeit führen. Eine Be-

schränkungdes Reichsgerichts auf reine Gutachten aber würde

praktisch auf die Aktenversendung des alten Rechts heraus-
kommen, die niemand wünschen könne. Deshalb sei als

Ergebnis all der bisherigen Erörterung festzustellen, daß an

dem grundsätzlichen organisatorischen Aufbau unseres Ge-
richtswesens kaum etwas zu ändern sei.

Hinsichtlich des R i ch te r a m te s setzte der Referent aus-

einander, daß hier alles auf die Persönlichkeit ankomme.

SelbstverständlicheVoraussetzung sei die völlige Unabhängig-
keit des Richters von äußeren Einflüssen. Ebenso selbstver-
ständlich sei es aber, daß diese Unabhängigkeit eine innere

sei, daß ihr Träger fest in der nationalsozialistischen Welt-

anschauung wurzeln müsse. Die Sicherung dieser Unabhän-
gigkeit könne nicht durch formelle Vorschriften vorgenommen,
sondern müsse rein praktisch gestaltet werden. Deshalb müsse
man auch von der Schaffung eines Richtersührers — ähnlich
dem englischen Lord-Oberrichter — absehen, weil auch er

nicht helfen könne, wenn anders die Unabhängigkeit nicht
gewährleistetsei. Außerdem würde mit einem solchen Richter-
führer letzten Endes auch nur eine verwaltungsähnliche
Stelle geschaffen werden, deren Zuständigkeit von der des

aussichtführendenPräsidenten nicht oder nur schwer abzu-
grenzen sei. Ein gut geleitetes Ministerium, das des Ver-
trauens des Führers und der Richter sicher sei, könne am

besten wirken.

In der Besprechung des Referats, das sich bewußt auf die

Darstellung der Probleme einer Gerichtsorganisation und

derjenigen des Richteramtes beschränkthatte, wurde eine

ganze Reihe von weiteren Fragen erörtert. Möglichkeiten-
Vor- und Nachteile einer Dreigliederung oder Viergliederung
der Gerichtsorganisation wurden aufgezeigt. Die Unabhän-
gigkeit des Richters wurde allgemein als notwendig an-

erkannt; dabei wurde jedoch die Problematik dieser Unab-
hängigkeit im neuen Rechtsdenken nicht verkannt. Dem-

gemäß wurde betont, daß es einen unter allen Umständen
objektiven Maßstab für die Richtigkeit der Entscheidung nicht
gebe, daß vielmehr jedes Urteil des Richters, jede Tatsachen-
feststellung subjektiv bedingt sei und damit Fehlern unter-

worfen sei, die gegebenenfalls korrigiert werden müßten,
wenn sie in einer notorischen Verkennung wesentlicher Grund-

sätze ihren Ausgangspunkt hätten. Unbedingte Einigkeit be-

stand hinsichtlich der Frage einer Abtrennung der freiwilligen
Gerichtsbarkeit. Sie muß nach der Ansicht der Versammlung
mit der entscheidenden Tätigkeit der Gerichte verbunden blei-

ben, muß auch — wie auch später bei der Erörterung der

kleinen Iustizreform einhellig festgestellt wurde —- grund-
sätzlichdurch den Richter bearbeitet werden. Sie kann,als
Bindeglied zwischen dem Volk und dem Richter in seiner
betreuenden Tätigkeit nicht entbehrt werden, hat in Wirklich-
keit auch kaum etwas »Freiwilliges« an sich, sondern bringt
ziemlich regelmäßig die Notwendigkeit zur Entscheidung
schwerwiegenderStreitfragen mit sich. — Einen sehr breiten
Raum nahm dann die Besprechung der Frage ein, ob und
wie das Führerprinzip in die Rechtsprechung ein-

zuführen sei und ob und wie das Kollegium beizubehalten
sei und wie es zu arbeiten habe. Hier wurde noch keine Ein-

heitlichkeit der Ansichten erreicht, im wesentlichen-wohl des-

wegen, weil die Betrachtung oft von verschiedenen Gesichts-
punkten ausging. Der Wert einer strafer Führung der Pro-
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zesse blieb unstreitig. Ebenso bestand Einigkeit über den

Wert der Beratung selbst.
Zu dieser Besprechung nahm abschließendder Reichs-

ju rist en f ü h r er wieder das Wort. Er setzte die Proble-
matik der angeschnittenen Fragen noch einmal auseinander und

betonte, daß gerade die Richter und Staatsanwälte als die

Gerichtsnächstendie große Aufgabe hätten, hier für die Re-

formarbeit klare, durchdachte und einheitliche Vorschläge zu
machen. Er sprach die Erwartung aus, daß solche Vorschläge
recht bald vorgelegt werden möchten. Damit verband er den

Vortrag richtungweisender Gedankengänge insbesondere zu
den Fragen der Unabhängigkeit und des Führerprinzips.

II- AI A-

Die Aussprache hat zwar in wesentlichen Punkten noch
keine Übereinstimmunggebracht. Sie hat aber die endgültige
Klärung dieser schwierigen Fragen weitgehend vorbereitet,
hat jedenfalls den Boden geschaffen, auf dem weitergear-
beitet werden kann. Der Reichsfachgruppenrat, der sich mit

diesen Fragen eingehend weiter beschäftigt, kann aus dieser
Aussprache wertvolles Material entnehmen. Es steht außer
Zweifel, daß es ihm gelingen wird, die erforderliche einheit-
liche Stellungnahme zu den Grundfragen der Reugestaltung
unseres Gerichtswesens alsbald vorzulegen. Schwierige
Fragen wie diese bedürfenganz naturgemäß der Erörte-

rung, der folgenden Uberlegung und der Ausreifung, ehe
sie endgültig entschieden werden können.

I· OR- »Ic-

Das Referat über die kleine Instizreform von

Landgerichtsdirektor Burczek fand ungeteilte Zustim-
mung sowohl des Korreferenten Reichsgerichtsrats Dr.

Schultze, als auch der Versammlung. Es wurde zwar
betont, daß die Frage der Abtrennung der richterlichen Ar-
beit von der des Rechtspflegers gegenwärtig unter ganz
anderen Gesichtspunkten betrachtet werde und betrachtet
werden müsse als vor einigen Iahren. Die Arbeit des,Aus-
schusses, die dem Referat zugrunde lag, habe einen wert-
vollen Beitrag für die Durchführung der Iustizreform in

ihren Einzelheiten beigesteuert. Angesichts des Umfangs
und der Art des Referats wird die ,,Deutsche Richterzeitung«
auf diese Fragen demnächstin einem besonderen Aufsatz zu-
rückkommen.

Folgende vom Referenten aufgestellte Leits ätze fanden
einstimmige Annahme:

1. Alle Geschäfte, die nach den bisherigen Gesetzen zum
Arbeitsbereich der Richter und Staatsanwälte gehören,
aber mit demselben Arbeitserfolge von einem Rechts-
pfleger wahrgenommen werden können, sind in Zu-
kunft den Rechtspflegern durch Gesetz zur selbständigen
und selbstverantwortlichen Erledigung endgültig zu
übertragen.

2. Für die Auswahl der bisher richterlichen und staats-
anwaltlichen Geschäfte,deren Bearbeitung endgültig auf
Rechtspfleger zu übertragen ist, sind allein die, aus

ihrer Verbundenheit mit Volk und Staat folgenden An-

forderungen der Rechtspflege maßgebend.
3. Geschäfte, deren Bearbeitung endgültig auf Rechts-

pfleger übertragen ist, gelten nicht mehr als solche der

Richter und Staatsanwälte, sondern als Geschäftedes
oberen Iustizdienstes.

4. Die Schaffung eines besonderen Rechtspflegeramtes,
durch das eine Abtrennung der übertragenen Geschäfte
von den übrigen Geschäften des oberen Iustizdienstes
erfolgen würde, ist abzulehnen.

Z. In der Wahrnehmung der ihm endgültig übertragenen
Geschäfte ist der Rechtspfleger sachlich unabhängig;
gegen seine Entscheidungen sind nur die im Gesetz vor-

gesehenen Rechtsbehelfe gegeben.
6. Über Einwendungen, die gegen die Entscheidung des

Rechtspflegers erhoben werden, hat grundsätzlichzu-
nächst derjenige Richter oder Staatsanwalt zu ent-
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scheiden, der für den Geschäftskreis des betreffenden
Rechtspflegers allgemein zuständig ist.

7. Die Fähigkeit zur Wahrnehmung der Geschäfte des

oberen Iustizdienstes schließt grundsätzlich die Fähig-
keit zur Bearbeitung der übertragenen Geschäftein sich.
Die für diese Tätigkeit ausgewählten Beamten sollen
durch Besuch von einschlägigenVorträgen und Lehr-
gängen an Verwaltungsakademien sowie von Fortbil-
dungskursen für die Beamten des oberen Iustizdienstes
bei Gericht und Staatsanwaltschaft ihre Kenntnisse
erweitern und vertiefen.

se sil- OR-

Zustimmung fand auch das Referat über die L ag e d e s

juristischen Nachwuchses von Amtsgerichtsrat
Dr. Seidel. Auch hierüber wird die »Deutfche Richter-
zeitung«, die das Nachwuchsproblem seit langem besonders
eingehend behandelt hat, in Kürze eine Zusammenstellung
der vorgetragenen Gedanken bringen. Diese beziehen sich
einerseits auf die wichtige Frage des Nachwuchses für den

höheren Iustizdienst selbst, sind darüber hinaus aber auch
bemüht, einen Beitrag zur Lösung der allgemeinen Nach-
wuchsfrage für den Rechtswahrerstand überhaupt zu liefern.

Gegen den Schluß der bedeutsamen Tagung nahm in Ver-

tretung des Reichsjuristenführers als dessen Stellvertreter

Reichsamtsleiter Dr. Raeke das Wort. Er begrüßte die

Einheitlichkeit der Stellungnahme zu den Fragen der kleinen

Iustizreform, die den Einfluß der Reichsfachgruppe auf die

Gestaltung dieses Problems sicherstelle, die auch frei sei von

der Rücksichtauf eigennützigeInteressen einer Berufsgruppe.
Er wies darauf hin, daß immer das Interesse der Rechtspflege
selbst im Vordergrund zu stehen habe, nicht aber das einzelner
Menschen. Als Beispiel dafür führte er an, daß auch von

den Rechtsanwälten demnächstnicht unerhebliche Opfer ver-

langt würden, um im Interesse der Rechtspflege die Existenz
dieser Gruppe als solcher sicherzustellen.

Am Schluß der bedeutsamen Tagung konnte der Reichs-
fachgruppenleiter Dr. G e f f r o v unter Zustimmung der Teil-

nehmer feststellen, daß über die unmittelbaren Ergebnisse
hinaus vielerlei Anregung gegeben worden sei und mitge-
nommen werden könne, und daß die fruchtbringende Weiter-
arbeit der Richter und Staatsanwälte am Reubau des deut-

schenRechts in Zukunft noch stärkersein werde als bisher.
In einer internen Arbeitssitzung des Reichsfachgruppen-

rakes
wurde dann der Arbeitsplan für die nächsteZeit fest-

ge egt.
Zusammenfassend ist festzustellen, daß das Ziel der

Tagung, sachliche Arbeit zum Besten des deutschen Volkes
und des deutschen Rechts zu leisten und die persönlichenBe-

ziehungen zwischen den berufenen Vertretern der deutschen
Richter und Staatsanwälte zu pflegen, aufs beste erreicht
worden ist.

In einem Treuegelöbnis zu Führer und Volk fand die

Tagung ihren erfreulichen und erhebenden Ausklang.

Jahrestagungder Akademie für DeutschesRecht
Die große Iahrestagung der Akademie für Deutsches Recht

vom 27. bis 29. Juni 1935 begann mit einer Arbeitstagung
in der festlich geschmücktenAula der Ludwig-Maximiliam-
Universität München. Es nahmen an ihr teil fast alle Mit-

glieder der Akademie und ihrer Ausschüsse, ferner 80 Aus-

landsgäste der Akademie aus 20 verschiedenen Staaten. Auch
eine Reihe maßgebender Vertreter des deutschen politischen
und wissenschaftlichen Lebens fanden sich«an der Tagung ein.

Die Iahrestagungen der Akademie für Deutsches Recht
sollen alljährlich einmal Rechenschaft geben über den Stand
der wissenschaftlichen Arbeiten auf rechtspolitischemGebiet
und die Wege der zukünftigen Arbeit weisen.

Reichsminister Dr. Fr a n k , der Präsident der Akademie,
begrüßte in einer Ansprache die Versammlung.»Die Aufgabe,
die der Akademie für Deutsches Recht vom Führer, von der
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Reichsregierung und von der nationalsozialistifchen Bewegung
gestellt ist«, so führte Minister Dr. Frank aus, ,,ist, auf eine

kurze Formel gebracht, die großeMission, das deutscheRechts-
leben in Einklang zu bringen mit den Voraussetzungen und

Notwendigkeiten unseres völkischenSeins. Wir haben vor

zwei Jahren mit gar nichts, lediglich von dem einen Gedanken

beseelt, die uns zugewiesene Aufgabe zu erfüllen, unser Werk

begonnen. Wir haben mit stolzem Vertrauen auf die Kraft der

Besten des deutschen Geistes und im Vertrauen auf die junge
Generation, die bei uns steht und uns nacheifern wird, als

Nationalsozialisten diesen Kampf um die Neugestaltung des

Rechts aufgenommen. Es ist ein verheißungsvolles Vor-

zeichen, daß gerade gestern die Reichsregierung ein Gesetz be-

schlossen hat, das gleichsam als ein Geschenk an uns Rechts-
finder zu betrachten ist, ein Gesetz,das eine der fundamental-
sten Neuerungen auf strafrechtlichem Gebiet bedeutet und einen

langgehegten Wunsch der nationalsozialistischen Bewegung
erfüllt.

Es wurde endlich der materiellen Gerechtigkeitin der Straf-
rechtsprechung zum Sieg verholfen. Diese Versammlung wird
mit die Freude fühlen, daß der Grundsatz: Keine Strafe ohne
Gesetz abgelöst ist durch den für uns eine Notwendigkeit dar-

stellenden Satz: Kein Verbrechen ohne Strafe.
Das soll uns Männer des deutschen Rechts erneut zum Dank

verpflichten gegenüberunserem Führer, der mit so überragen-
dem Verständnis unsere Bedürfnisse kennt, unsere Arbeit för-
dert und uns in den zwei Jahren seit dem Bestehen der Aka-
demie immer wieder Beweise seines Wohlwollens gegeben hat.«
Präsident Reichsminister F r ank brachte zum Schluß zum

Ausdruck, daß das deutsche Volk mit größtem Stolz auf den

nationalsozialistischen Staat als einen
Rechtssta at blicken kann, der als höchstesZiel um« eine

Aufgabe kennt, das deutsche Volk in den kommenden Zeiten
zu einer Höhe zu bringen, für die das verflossene Jahrtausend
nur eine Einleitung war. Die Zukunft müsse die Verwirk-
lichung der nationalsozialistischen Ideen auf allen Gebieten
bringen und die letzten Reste jeglicher schädlichenBeein-

flussung beseitigen im Geist unseres Führers!
I- R- R-

Jm Namen des Rektors der Universität und der rechts-
wissenschaftlichen Fakultät hieß Professor Dr. Ko ell-
reutter die Tagungsteilnehmer und besonders die Gäste
aus dem Ausland herzlich willkommen mit dem Hinweis,
daß die Universität München immer in regem gedanklichem
Austausch mit dem Auslande und seiner Wissenschaft ge-
standen habe. Er gab endlich dann noch seiner Freude Aus-
druck, daßdas Haus des Deutschen Rechts in München er-

stehen wird, und gabdie Versicherung ab, daß die rechts- und

staatswissenschaftlicheFakultät mit der Akademie für Deut-
sches Recht an allen Aufgaben des neuen deutschen Rechts-
lebens in Treue mitarbeiten werde.

Als erster Nefekent Tspmchdann der Professor an der Uni-
versität Jena Dr. He d e m a n n zu dem Thema: »Der Ge-
samtbau des bürgerlichenRechts.« Er behandelte die Arbeit
der Rechtsgelehrten durchfünf Jahrhunderte und den Zwie-
spalt zwischen dem römisch-kanonischenFremdrecht und dem

einheimischen deutschen Recht und schilderte die allmähliche
Wiederkehr des heimischen Eigenrechts innerhalb der gelehrten
Kreise. Die Reichskodifikation des BürgerlichenGesetzbuches
von 1896 habe schließlichdas fünfgliedrige System des

Hauptbaus unseres bürgerlichenRechts gebracht, das ein
vollendeter technischer Apparat und der Schlußstein in der

Entwicklung des deutschen bürgerlichenRechts gewesen sei.
Dieser Bau erscheine aber heute als morsch. Die junge Gene-
ration dränge zu neuem Recht. Das Bürgerliche Gesetzbuch
aber müsse und werde auch weiterhin eine Sammelstelle für
die allgemeinen Rechtsbegriffe sein. Die Fragen des Gesamt-
baus unseres bürgerlichenRechts werde an den Maßstäben
des Dritten Reiches in eingehender Forschung geprüft und

gemessen werden.

Als zweiter Reserent sprach Staatsrat Universitätsprofessor
Dr. Earl S chm i tt (Berlin) über das Thema »Die Rechts-
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wissenschaft im Führerstaat«. Wenn man vom öffentlichen
Recht her das Gesamtbild der heutigen Entwicklung be-

trachte, so ergebe sich auch hier eine Zwiespältigkeit,aber
diesmal zwischen öffentlichem Recht und Privatrecht. Zu
diesem gesetzlichen Dualismus komme nun noch die Tren-

nung vom Ziviljustiz- und «Verwaltungsrecht,während doch
das Wesen des Rechtsstaates in der Einheitlichkeit des Ge-

samtrechts verankert sei.
Seit dem 18. Jahrhundert sei die Geschichteunseres Rechts

ein Kampf sowohl der staatlichen Verwaltungsjuristen mit
dem Ziviljuristen, wie darüber hinaus ein Kampf der gesam-
ten Rechtswissenschaft mit den Prozeßpraktikern. Das allge-
meine preußische Landrecht verdiene vom Standpunkt des

öffentlichenRechts aus das Lob der Politisierung; es sei die

allergrößte Kodifikation, die vielleicht jemals gelungen sei,
und als solche das Werk des aufgeklärten Beamtentums, das

sich hier als echter großer Baumeister allerdings nach dem

Rationalismus des Naturrechts erwiesen habe. Diese weitere

Zwiespältigkeit täusche seit dem 18. Jahrhundert einen

Kampf zwischen Staat und Recht vor, obwohl doch im Staat

so viel bestes Recht verankert war.

Erst unter solchen weitgespannten Gesichtspunkten sei die

ungeheure Wendung des nationalsozialistischen Staates zu

erfassen und zu werten. Noch niemals habe es eine

solche Einheit des Juristenstandes gegeben
wie jetzt als Frucht der Arbeit des Reichs-
juristenführers

Wenn im 19. Jahrhundert der Kampf des ,,freien« Ju-
ristentums gegen die Bürokratie geführt wurde, so sei doch
kein Verdammungsurteil gegen den politisch-juristischen Libe-
ralismus zu fällen, denn trotz des damals herrschenden Indi-
vidualismus verbände beide Teile die Stimme des deutschen
Blutes, und die Opposition gegen die Bürokratie wäre not-

wendig, da es keinen Staat der Welt gäbe, der ohne diesen
Gegensatz und die daraus hervorgehende Gedankenarbeit
auskäme. Schlimm sei dieser Gegensatz erst geworden, als

sich artfremdes Blut in ihn gemischt habe.
Ein weiteres schweres Hindernis für eine gesunde Rechts-

entwicklung sei auch der starre Gesetzesbegriff, der sich im
19. Jahrhundert herausentwickelt habe.

Deutschland habe im. Führerstaat auch hier den Rubikon

überschritten;die unselige Trennung von Gesetz und Regie-
rung werde rückgebildetund überwunden dadurch, daß das

Gesetz Willensäußerung des Führers geworden sei. Damit

sei das Gesetz nicht mehr eine abstrakte, in der Vergangenheit
lebende Norm, sondern es werde wieder ein in die Zukunft
gerichteter Plan, das heißt die Planung sei der eigentliche
Sinn des Gesetzes.

Zweifellos würden alle europäischenNationen an die Re-

vision der sozialen Gesetzgebung herangehen müssen,soweit
sie es nicht schon getan hätten; auch hier arbeite das Dritte

Reich nicht in Isolierung, sondern in ständiger Fühlung mit
dem werdenden Rechtsleben seiner Nachbarn. Der National-

sozialismus habe den Bau des Rechts nicht abgetragen, er

werde vielmehr Erhaltenswertes erhalten, stelle sich dabei
aber nicht auf den Boden der Vergangenheit, sondern folge
dem Willen des Führers, wodurch alle Gesetze vom Geiste
des Nationalsozialismus getragen werden.

Der Rechtsfinder und die Rechtswissenschaftler des neuen

Deutschlands arbeiteten zwar für den Tag, aber sie sahen dabei

sowohl in die Vergangenheit als in die Zukunft, und zwar
mit anderen Gesichtspunkten als ein klein gewordener Positi-
vismus. »Wir werden«, so schloßStaatsrat Schmidt, »Ge-
setze schaffen,unter ihnen auch größeregesetzgeberischeWerke.
Wir werden in allem der Aufgabe des Nationalsozialismus
im Rahmen der großen Organisation des Bundes National-

sozialistischerDeutscher Juristen und der Akademie für Deut-

sches Recht gerecht werden.«
slt HI- di-

Am Donnerstag nachmittag wurde die zweite Arbeits-

tasung der Akademie für Deutsches Recht abgehalten, die
dem Recht des Auslandes vorbehalten war.
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Der stellvertretende Präsident, Geheimrat Dr. Kisch,
führte hier u. a. aus, daß nach den wiederholten eindrucks-

vollen Kundgebungen des Führers und Reichskanzlers das

deutsche Volk das aufrichtige Bestreben habe, mit allen Na-

tionen einen Frieden der Ehre und Gleichberechtigung zu

pflegen. Dem entspreche es, daß wir auch den geistigen Aus-

bau unserer Beziehungen zum Auslande suchten, ganz beson-
ders auf dem Gebiete des Rechts. Es erfülle uns mit stolzer
Genugtuung, daß unser Ruf an das Ausland nicht ungehört
verhalle, sondern daß ihm in steigendem Maße Folge geleistet
werde. — Das Wort erhielt nun UniversitätsprofessorDr.

van L o o n (Holland), korrespondierendes Mitglied der

Akademie für Deutsches Recht, zu einem Vortrag über das

Rechtsproblem der internationalen Kartelle. Ob ein inter-

nationales Kartellabkommen dazu beitragen werde, das inter-

nationale Kartell mehr und mehr seinem wirklichen Ziel, der

Regelung der Weltwirtschaft, entsprechen zu lassen, dassei eine

Frage, mit deren günstiger Lösung der Weltwirtfchaft und

allen Völkern gedient wäre. — Dann sprach in englischer
Sprache UniversitätsprofessorSir Temple - G r e y über die

Aussichten des internationalen Gedankenaustausches auf dem

Gebiet des Rechtswesens. Sehr wertvoll sei der Austausch
nationaler Gesetze, um daraus die individuellen Wünschedes

Volkes kennenzulernen. Nachdem gerade Deutschland den An-

sporn gegeben habe, würde eine Zusammenarbeit sicherlich
möglichsein, da der deutsche Geist die Dinge am gründlichsten
und wissenschaftlichsten behandle. Die Zahl der bestehenden
internationalen Gesetzebeschränkesich auf das Post- und Bahn-
wesen. Internationale Vereinbarungen auf dem Gebiete des

Rechts dürften nicht verwechselt werden mit Politik und

Diplomatie. Wohl sei bis heute der Geist für ein solches
internationales Abkommen nur in unzureichendem Maße
vorhanden, er glaube aber, der Hoffnung Ausdruck geben zu

dürfen, daß Deutschland und England durch ihren Vertrag
zu künftiger Zusammenarbeit beigetragen hätten.
Vizepräsident Kis ch verwies auf das glücklicheBor-

zeichen des deutsch-englischen Übereinkommens,das zu den

besten Hoffnungen berechtige. Zwei Völker, die so stamm-
verwandt seien wie das englische und das deutsche, könnten
nicht auf die Dauer unter Mißverständnissen leiden. »Wir

begrüßen es mit dankbarer Freude«, fo erklärte der Redner,
»daß durch die englischen Staatsmänner und die Großzügig-
keit unseres Führers und Reichskanzlers der Weg freigegeben
ist für ein unsere Belange wahrnehmendes und auf die

fremden Rücksichtnehmendes Verhältnis.«
Universitätsprofessor Dr. W i et h - K n u ts e n (Nor-

wegen), korrespondierendes Mitglied der Akademie für
Deutsches Recht, sprach anschließendüber Strafrechtsprobleme
in den nordischen Ländern. Er bezeichnete als die vordring-
lichste Sorge aller vaterländischGesinnten die erschreckende
Zunahme von Vergehen gegen das keimende Leben.

Der frische Wind, der aus Deutschland komme, übe eine

reinigende Wirkung auch im Norden aus. Deutschland möge
nicht locker lassen und sich nicht mit Halbheiten begnügen.
Der Gefolgschaft des Nordens könne Deutschland sicher sein.

Dr. Graf Vernazecei di Fossombrone
(Italien), ebenfalls korrespondierendes Mitglied der Akademie

für Deutsches Recht, sprach über die internationale Funktion
des Rechts. Wenn das nationalsozialistische Deutschland das
neue deutsche Recht schaffe, wenn das faschistischeItalien das
neue italienische Recht bilde, so suche jedes dieser Länder diesen
Schatznach besten Kräften zu bereichern. Aber viele Vorteile,
die für das eigene Volk geschaffen würden, überschritten
morgen die politischen Grenzen, um Vorteile der allgemeinen
Rechtsentwicklung zu werden. Das sei die große erobernde
Kraft des Rechtes, das sich durch die nationalen Rechte ver-

vollständige, um sich immer mehr den Zwecken der Mensch-
heit anzunähern. Es solle also jeder von uns auf sein
nationales Recht stolz sein, das ihm gehöre als eines der

teuersten Güter, denn dieses politisch geltende Recht setze ihn
in den Stand, an der Bildung und Entwicklung des all-

gemeinen Rechts mitzuwirken, das ein Erbteil aller Völker
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sei, weil es den Beitrag der Erfahrung und Wissenschaft
darstelle, den jedes Volk nach dem Stande feiner Kultur

und seiner Entwicklung darzubringen verstanden habe.
Der Redner gab zum Schlusse der ÜberzeugungAusdruck,
daß von allen Einrichtungen des neuen Deutschland die

Akademie für Deutsches Recht eine der bedeutendsten sein
werde, denn sie schöpfeihre Kraft aus der unerschütterlichen
Erfahrung der Vergangenheit, aber ihr Handeln gelte der

Zukunft. Sollte man der Akademie ein Wahrzeichen geben,
so würde er, der Redner, sie versinnbildlichen mit einer starken
Eiche, die ihre Wurzeln tief in den Boden senke, und als

Wahrspruch würde er die Worte hinzufügen: »Heilig ist die

Zukunft.«
is »U- N-

Wie Kultur, Sitte, Sprache und Recht jeweils Erschei-
nungen der bestimmten völkischenGemeinschaft, von ihrem
Geist durchdrungen sind, von ihr Leben und Wirklichkeit er-

halten, so vermögen auch nur Menschen aus ihrer bestimm-
ten Volksgemeinschaft über ihr jeweiliges völkisches Recht
und über internationale Rechtsgedanken wahrhaft zu

sprechen.
Darin beruht vor allem die Bedeutung der Füh-

lun gnahm e in der Akademie für Deutsches Recht
zwischen den Rechtswissenschaftlern der

verschiedenen Völker, zumal die deutsche Völker-

rechtswissenschaft im 19. Jahrhundert einen hervorragenden
Platz zu gewinnen gewußt hat, und heute die national-

sozialistische neue Durchdenkung des internationalen Rechts
die Aufmerksamkeit auch des Auslandes besonders auf sich zu
lenken geeignet ist.

Die Arbeitstagung des Donnerstagnachmittag gewann be-

sondere Bedeutung dadurch, daß eine solche Reihe führender
ausländischer Juristen das Wort zu nationalen wie inter-

nationalen Rechtsproblemen ergriffen und in der national je
verschiedenartigen, aber menschlich je besonders ansprechenden
Weise recht vortreffliche wissenschaftliche Erkenntnisse oder

Uberblicke in knapper und gedrängterWeise darboten.
sk st- »I-

Der zweite Tag der Jahrestagung der Akademie für
Deutsches Recht brachte mit der Rede des Reichsorganisations- -

leiters Dr. Ley ein nationalsozialistisches Erlebnis, das

ebensosehr dem Recht wie dem verständnisvollen Zusammen-
leben der Völker zu dienen, geschaffen war. Es erregte dem-

entsprechend ein ganz besonderes Interesse nicht nur der an-

wesenden deutschen Volksgenossen, sondern vor allem auch
der zahlreichen ausländischen Gäste, denen durch den Führer
der Deutschen Arbeitsfront ein Aufriß von der Rechts- und

Volksgemeinschaft in einer für sie völlig neuartigen Weife
gegeben wurde.

Nachdem am Vorabend die vorgesehenen Reden der

Reichsminister und Reichsleiter Dr. Go ebbels und

Dr. Frank infolge der Reichsleitertagung der NSDAP.
leider abgesagt werden mußten, kam dem Vortrag des Reichs-
organisationsleiters Dr. Ley an sich schon besondere Be-

deutung zu. Der Redner verstand es dabei, obgleich er be-

tonte, als Nichtjurist vor vielen Fachjuristen zu fpkechelhVom

ersten Augenblick durch den tiefen Ernst seiner Ausführungen
die schwierigen Aufgaben der Sozial- und Arbeitsordnung
in Deutschland so überzeugendklar zu entwickeln, daß sich
das Gesamtbild dieser zwei Aufgabenjahre aus dem natio-

nalsozialistischen Parteiprogramm heraus«entrollte.
Dabei war es gerade die Gesetzmäßigkeitdes Lebens und

der Natur, die Dr. Ley an den Anfangstellte und aus der

er ebensosehr den RechtsgedcmkekhWie das Organische der

Nationalsozialistischen Idee entwickelte.M aß stab für das

Organische aber ist nicht das Wissen, sondern der

Instinkt. Die Schilderungder einheitlichen Ausrichtung
der Führerschichtder Partei, der politischen Leiter, als der

instinktsicheren Wahrer der Idee- gelang dem Reichsorgani-
sationsleiter hier ganz besonders. Zum Instinkt aber
tritt beim Führer die Verstandesschärfe in ganz
besonderer Weise. »Wenn beide übereinstimmenim Urteil,
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Instinkt und Verstand, ist keine Macht der Erde mehr in der

Lage, die Entschlüsseabzuändern.«
Der Gesetzmäßigkeitder Natur als einziger unantastbarer
göttlicher Objektivität stellte Dr. Ley klar die Rassege-
b u n d e n h e i t der Völker gegenüber. Aus dieser Rassen-
Subjektivität ergebe sich,daß keine Rasse, kein Volk fein Recht
als objektiv richtigesRecht hinstellen könne. Recht sei darum

nach der ehrlichenÜberzeugungdes Nationalsozialismus, was
der Rasse, was dem Volke nütze.Die organisch daran angeführ-
ten Betrachtungen über Gemeinschafts- und Einzelwesen führ-
ten zu dem ebenso schönenwie einleuchtenden Satz Dr. Leys,
daß der einzelne ebensosehr ein Recht auf das Leben, wie

auf die Arbeit, die ihm das Leben vermittelt, wie auf den

Schutz dieser Arbeit habe. ,,Nationalsozialismus
ist höhere Lebensbejahung.« Das Recht der Ge-

meinschaft gegenüber dem einzelnen aber ergebe sich daraus,
daß Deutschland nicht nur eine Schicksalsgemeinschaftsei auf
Gedeih und Verderb, sondern auch eine Leistungs-
gem e i nsch aft, in der die Fähigkeiten des einzelnen bis

zum Letzten eingesetzt würden. Jeder einzelne habe eine

Aufgabe, und im Kampf um diese Aufgabe liege sein höchstes
Glück, aber auch sein oberstes Recht.

Ganz besonders unterstrich deshalb Dr. Ley die Be-

deutung der Ehre und ihres Schutzes im nationalsozialistischen
Staat.

Das größte, was der Führer geschaffen
habe, sei, daß er Deutschland gewandelt habe und daß er

ebenso die Unvernunft der Welt zur Ver-

nunft w andele. So sei Adolf Hitlers größte Tat die

Proklamierung der Rechte der Völker der Erde, daß sie leben

sollen und leben wollen.

Stärker Beifall, der den Redner immer häufiger unter-

brach, zeigte, daß er seine Zuhörerschaftvöllig erfaßt hatte.
Die Rede Dr. Leys, die sich nicht mit einer engen Darstellung
der arbeits- und sozialrechtlichen Verhältnisse und Aufgaben
begnügt hatte, sondern aus dem weiten Bereich der orga-
nischen nationalsozialistischen Lebensauffassung schöpfte,
zeigte den mitgerissenen Zuhörern die Urkraft der national-

fozialistischen Bewegung in der Gestaltung der deutschen
Arbeit und des deutschen Lebens.

Anschließend hielt nach herzlichen Dankesworten des Prä-
sidenten der Akademie, Reichsministers Dr. F r a n k , an den

Führer der Deutschen Arbeitsfront, der Oberbürgermeister
Von Halle, Dr. Dr. Weidemann, ein Referat über
das Thema: ,,Staat und Gemeinde«.

Den Schluß der Vormittagsveranstaltung bildete der Vor-

trag eines ausländischen Besuchers, des Rechtsanwalts Dr.
D i o n y s G o d i n a aus Belgr.ad, eines Vertreters der

jugoslawischen Iuristen.
It I- I-

Am Nachmittag des Freitag fand die Arbeitstagung der

Akademie für Deutsches Recht ihren Abschluß mit fach-
juristischen Vorträgen. Ministerialdirektor Dr. Volkmar
vorn Reichsjustizministerium sprach über »Das dynamische
Element bei der Neubildung des deutschen Rechts«. Der
Redner zeigte an Hand von Gesetzgebungsakten die dyna-
mische Gestaltung von heute gegenüber der statischen früherer
Zeiten. Der Vortrag bewies die Auflockerung, die durch den

Nationalsozialismus in den bisher starren Gesetzgebungs-
apparat gebracht wurde und ließ andererseits erkennen, daß
nicht alles unterschiedslos von der Seite der Dynamik oder

Statik her gesehen werden kann, sondern daß ein Wert-
urteil allein von nationalsozialistischen
Gesichtspunkten aus zu fällen ist.
Anschließend berichtete der Präsident des Reichspatent-

amtes Berlin, Dr. Klauer, über den vor dem baldigen
Abschluß stehenden Patentgesetzentwurf.

Nach Abschluß der Vorträge schloß Reichsminister Dr.

Frank die Arbeitstagung mit folgenden Worten:

»Ich glaube, wir alle können diese Arbeitstagung unter

dem Eindruck zusammenfassen, daß uns die Vorträge und

die Vortragenden in steter Erinnerung bleiben werden. Es
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war ein seltener geistiger Genuß, den uns die Referenten
bereitet haben. Im Namen der Akademie für Deutsches
Recht möchte ich allen Referenten den Dank dafür zum Aus-

druck bringen, daß sie in so wertvoller Form und in so
unendlicher Gedankenbereicherung unsere Arbeit verschöntund

geweiht haben.
Die Akademie für Deutsches Recht steht an dem Schnitt-

punkt zwischen dem Idealismus einer aus dem unerschöpf-
lichen Urgrund eines völkischenWerdens kommenden Be-

wegung einerseits und den rauhen Notwendigkeiten, ein

Staatsgefüge durch die Schicksalsnöte hindurchzubringen.
Das Ringen um die Formulierung und die Verwirklichung
einer rechtspolitischen Idee im Rechtssatz ist die eigentliche
Kunst des Gesetzgebers und das höchsteStreben, dem auch
die Akademie für Deutsches Recht sich unterstellt. Es war

daher für uns beglückend,aus den Referaten und Vorträgen
den Klang einer schöpferischenGenialität vernommen zu

haben. Lassen Sie mich mit dem glücklichenund verheißungs-
vollen Wunsch schließen,daß aus dieser Gemeinschaft der

Rechtsidee das Band eines künftigen Gemeinschatfsbewußt-
seins und einer glücklichenund verheißungsvollen Gemein-

schaft der jungen europäischenVölker geknüpft werde.

Auch die Akademie für Deutsches Recht dient der Zukunft
und dem Glauben, sie dient einer ganz gigantischen Über-
legung, daß, wenn wir auf diesem Gebiete des Rechts das

Schöpfrad nun schon in Bewegung gesetzt haben, wir es

auch zu beherrschen gelernt haben, und daß wir diesen Appell
an das Recht nicht etwa nur vom sachlichen juristischen
Standpunkt aus richten, sondern als Künder und Kämpfer
einer neuen Zeit.«

Unter dem lebhaften Beifall der Anwesenden brachte
Reichsminister Dr. F r a nk dem stellvertretenden Präsidenten
der Akademie für Deutsches Recht, Geheimrat Dr. Kis ch,
den herzlichsten Dank für seine umfangreiche und mühevolle
Arbeit zur zweiten Iahrestagung der Akademie für Deutsches
Recht zum Ausdruck.

sc I- I-

Die Tagung fand ihren Höhepunkt und Abschlußmit einer

Festsitznng in der Aula der Universität.
Die Anwesenheit des F ü h r e r s gab der abschließenden

Festsitzung die eigentliche Weihe. Vor das Gremium der zur

Gestaltung eines Deutschen Rechts berufenen Kräfte trat der

F ü h r e r der Nation, durch sein Erscheinen alle Anwesenden
noch tiefer in ihre Ausgabe zu verpflichten.

Reichsminister Dr. Frank entbot seinen und der Ver-

sammlung Gruß. »Die Zeit wird nicht ferne sein,« so
führte er u. a. aus, »da das ganze rechtliche Denken und

Empfinden unseres Volkes, die geistige und seelischeEinheit
der Nation völlig auf das Deutsche Recht wird übertragen
sein und in der ein volksnahes Recht und volksnahe Richter
den Bestand der Nation sichern. Daran wird die Akademie

für Deutsches Recht weiter lebhaften Anteil haben, und in
der Gewißheit grüße ich nochmals alle die Teilnehmer dieses
Festaktes, welche so lebendig ihr Interesse für die großen
Aufgaben der Akademie für Deutsches Recht bekunden.«

Dem Führer legte die Akademie durch ihren Präsidenten
sodann das Bekenntnis ab zur Volksgemeinschaft, aus der

sie entstanden und zur Wahrung eines wirklich volksnahen
Rechtsaufbaues, zu dem sie durch die NSDAP. gegründet
wurde.

Dr. F r a nk faßte die Wandlung des Volks- und Rechts-
bewußtseins in die Worte: »Es ist zum ersten Male in der

Geschichtedes Volkes, daß die Liebe zum Führer ein

Rechtsbegriff geworden ist.
Der Führer ist der Träger der Rechtsentwicklung, und die

Partei hat den Primat der Rechtspolitik, wie sie den Primat
der Gestaltung des deutschen Lebens auf allen Gebieten hat.
ZUk Wahrung und Erhaltung des nationalsozialistischen
Rechtsempfindens ist die Einheitsorganisation des deutschen
Rechtsstandes nicht nur organisatorische, sondern vor allem

organische Voraussetzung.
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Die Würde des deutschen Rechtswahrers liegt heute in

seiner Treue zur Idee, nicht mehr im Zopsstil der Justiz,
der Perücken und Talare. Das Volk ist nicht Objekt der

Anwendung abstrahierter Gesetze, sondern die Fundamente
des Nationalsozialismns sind allein für die Rechtsordnung
maßgebend und zeigen die Formel, die die Lebensregelung
der Nation nach naturgesetzlichen Grundzügen ermöglicht,
sofern sie Wirklichkeit werden soll. Der Führer hat die
Nation gestaltet und umgeformt. Auch für das Recht gilt:
»Stan nieder — Leben einpor!«

(1 Hehrifttum E-

A. Aus den Zeitschr-isten
(Es kann wegen Raummangels nur der wesentlichste Inhalt

angegeben werden.)

Deutsches Recht, Zentralorgan des BRSDJ., Heft 10:
Das dem Strafrecht gewidmete Heft gibt einen ausgezeich-
neten Einblick in die Problematik und den Stand der Reform-
arbeiten. Besonders die beiden grundlegenden Eingangsauf-
sätze von Höhn (Staatsbegriff, Strafrecht und Strafprozeß)
und Schafsstein (Die Bedeutung der Ehrenstrafe im national-

sozialistischen Strafrecht) muß durchgearbeitet haben, wer die

Reformarbeit verstehen und würdigen will. Eine Reihe be-

achtenswerter Auffätze behandeln wichtige Einzelfragen: Bung,
Ehe und Familie unter dem Schutz des Strafrechts; Henkel»
Der Staatsanwalt; Schulde, Der Verteidiger; von Weber,
Aufgaben der Strafrechtsvergleichung. Eine Verlautbarung
des Reichsrechtsamtes »Aber die politische Schulung des

Rechtswahrers« sollte besonders von denen gelesen werden, die

sich über solche Schulung erhaben dünken. Aus der ,,Kritischen
Amschau« verdient besonders die leider nur kurze Betrachtung
von Bung über den neuen Gefetzesbegriff Beachtung.

Juristifche Wochenfchrift, Heft 22: Ein kurzer Aufsatz von

Dozent Dr. Böhmert ,,Deutschland, die Hauptmächte, Litauen
und Memel« führt noch einmal in die Tragik des dem ur-

deutfchen Land beschiedenen Schicksals ein. Heft 23l24: AULR
Dr. Fsaux de la Eroix behandelt die Frage der Gerichtsver-
fassungsreform und des Berichterstattersystems und gibt damit
einen Beitrag, der bei den Erörterungen über die künftige
Gestaltung unserer Gerichte und ihre Arbeitsmethode nicht
übersehen werden dars. Weitere Aufsätzebehandeln: Streitwert
im Verfahren über die Gewährung des Armenrechts (RA. Dr.

Heine), Das Mietrecht im Lichte des Gedankens der Volks-

gemeinschaft (RA. Dr. Roquette), Die Anwendung des § 157

ZPQ auf die Versicherungsgesellschaften und ihre Regulie-
rungsbeamten (RA. D. Schulz). Heft 25: Wiederbelebung
von Firmen. Zugleich ein Beitrag zur Wandlung der Rechts-
anschauung im geltenden Recht (AGR. Groschufi). Die Haf-
tung der eingetragenen Genossenschaft für pflichtwidriges Ver-

halten des Vorstandes gegenüber Dritten nach § 31 BGB.

(RA. Dr. Lägel, Pros. Dr. Ruth). Der nationalfozialistische
Eigentumsbegriff (Dr. Loth). Besonders wichtig ist der Be-

richt über die Gautagung in Königsberg mit der ausführlichen
Wiedergabe der Rede des Reichsjuriftensührers, die bemer-
kenswerte Ausführungen zur Frage der richterlichen Unabhän-
gigkeit enthält.

Deutsche Juristen-Zeitung, Heft 11: Staatssekr. Dr. Freisler
beendet seine Darlegungen über das werdende deutsche Blut-

banngericht. Die Beachtung, die der erste Teil dieses Auffatzes
aus Heft 10 gefunden hat, macht es zur Selbstverständlichkeit,
daß auch dieser Teil überall da verarbeitet werden muß, wo

dielReugestaltung der Gerichtsorganisation und insbesondere
diejenige des Schwurgerichts erörtert wird. Die Reugestaltung
des Patentrechts zwingt zu besonderer Beachtung des Auf-
satzes von Prof. Kisch »Der soziale Gehalt des cPatentrechts«.
Heft-12: Die Gestaltung des künftigen Strafverfahrens. Ge-
danken zur Strafrechtserneuerung (Prof. Dr. Henkel).

Die nationale Wirtschaft, Heft 6: Jn mehreren ausgezeich-
neten Aufsätzen von Dr. Ringer, Dr. Danielcik, MinR. Dr.

Schlotterer und Dr. Reuther behandelt das Heft Fra en der

Außenwirtschaft unter »verschiedenenGesichtspunkten. Es gibt
damit einen klaren Uberblick über brennende Gegenwarts-
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Jn diesen Kernsätzen hatte die Tagung der Akademie, die
als Ganzes unter dem Leitsatz stand: Lebensrecht statt For-
melrecht, in ihrer Schlußkundgebung ihren stärkstenAusdruck

gesunden.
II- Sk R-

Anläßlich der Jahrestagung wurde der Reichsfachgruppem
leiter der Reichsfachgruppe »Richter und Staatsanwälte«,
Amtsgerichtsdirektor Dr. G es s r o h , zum Mitglied der

Akademie ernannt.

,

fragen, mit denen sich auch der Richter und Staatsanwalt
vertraut machen muß-

Jugend und Recht, Heft 6: Deutsches Jugendrecht (Rfdr.
Kratz). Arbeitsdienst, Staat, Soldatentum (Oberstfeldm. Dr.

Krüger). Eigentum und Verantwortung (Rfdr. Dr. Stier).

Der Deutsche Rechtspfleger, Heft 6:
(Berner). Zur Beamtenhaftpflicht (Jorberg).
streckungsfchutz im Reichserbhofgesetz (Haegele).

Zeitschrift der Akademie für Deutsches Recht, Heft 5: Anzu-
träglichkeiten im geltenden Erbrecht und Rachlaßverfahren
(Richter Dr. Höver). Geistesftörung und Geschäftsunfähigkeit
nach BGB. und ZPQ (OLGR. Wilhelm). Gedanken zur
Reform des Zwangsvollftreckungsrechts (RA Dr. Pse). Reue

Wege im Zwangsvollftreckungsrecht (AGR. Dr. Grund).
Zweiter Bericht über die Arbeiten des Aktienrechtsausschusses
der Akademie für Deutsches Recht (erstattet von GehR. Dr.

Kißkalt). Die Gefährdungshastung im modernen Verkehrsrecht
(RA. Dr. Lechner). Offentliches und Privatrecht im römischen
Recht (Dr. Dulckeit). Gläubigerschutz im Konkursrecht des
Auslandes (Dr. Reber). Sonderheft »Ausland«: Das Heft
behandelt eine Reihe hochinteressanter Rechts-fragen aus wich-
tigen Staaten, die besonders im Hinblick auf die deutschen
Reformarbeiten hohe Beachtung verdienen.

Deutsche Gerichtsvollzieher-3eitiing, Heft 10: Wann ist eine

Rähmaschine pfändbars (AGR. i· R. Sommer).

Deutsche Justiz, Heft 22: Die Schiedsrichters und Gutachter-
tiitigkeit der richterlichen Beamten (Re R. Dr. Wichert).
Schönheit der Arbeit (Ein Aufsatz von inR. Herwig, von

dem man nur-hoffen kann, daß er der Beginn für eine wirklich
notwendige Einführung besserer äußerer Arbeitsbedingungen
auch in der Justiz fein möchte).—Dem Heft liegt die Folge 5

vom »Recht« bei. Heft 23X24: Machtlosigkeit gegen Prozeß-
verschleppung? (Senatspräsident Dr. Riedinger erörtert Fragen
der täglichen Praxis, die jeden Prozeßrichter angehen). »Sc-
tenwidrigkeit bei auffälligem Mißverhältnis zwischen Leistung
und Gegenleistung. Ein Beitrag zur Wucherfrage (Dr— Lieb-

nit3). Heft 25: Gegen unsachliche Angriffe auf die deutsche
Rechtspflege! Eine notwendige Feststellung. (Der Presse-
reserent im ReichsJuftMin., ObRegR. Dr. Doeisner- zelgt an

einigen Beispielen, daß bei Kritiken an Vorgängen in der

Rechtspflege nicht immer die erforderliche Sachllchkelt Un Hand
eingehender Tatsachenfeststellungbeachtet worden»isk)·Dns Heft
beschäftigt sich auch in einigen weiteren Aussatzen mit dem

Verhältnis zwischen Rechtspflege und Presse- Heft 26: Aus
dem Heft ist die Behandlung des Entfchuldungsrechtsund die

Zusammenstellung der Entfchuldungsamter wichtig. — Heft 6
vom »Recht« ist beigefügt.

Der Gerichtsfaal, Band 106, Heft 1X2: Eine Reihe wich-
tigster Aufsätze machen das Heft ganz besonders beachtenswert:
Rechtsmittel und Wiederaufnahme des Verfahrens im künf-
tigen Strasprozeß (Vizepk(1i-»desNGs Dk.»Thierack).Aufbau
der Strafgerichte (LGD—TOWE)-

» Dex Fuhrergrundsatz und

seine Ausgestaltung im schwurgerichtlichenVerfahren (Prof.
Dr. Oetker). VCIUsteMe zUM Skkaipkozeß im nationalsozias
liftischen Staat (NGN- Dr. Schwarz). Der Adhäfionsprozeß
(LGD. Töwe).

Archiv für Funkrecht, Heft 6: Der Rechtsbegriff des ,,Rund-
funks« im neuen Staat, insbesondere im Rahmen des Rechtes
der Reichskulturkammer (Prof. Dr. List).

Kommentierfrei eit?
Der olI-
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Recht des Reichsnährstandes, Heft 10: Die Entschuldungss
ämter und die Eiitschulduiig der Kleinbetriebe (Stabsamts53.
Fr. Sprick). Fuhrwerk, Reiter und Tiere auf der Verkehrs-
ftrasze (Dr. Elfter). Heft 11: Die verfahrensrechtlichen Vor-

schriften der 7. Durchführungsverordnungzum Schuldenrege-
lungsgesetz (Ass. D. Steiger).

Meälenburgische Zeitschrift für Rechtspflege, Rechtswissens
fchaft, Verwaltung,Heft 9: Gedanken über die Eidesfrage
Wertschng und chluß aus Heft 8, LGN. i. N. Ebechakd).

Reichsarbeitsblatt, Heft 16: Die Rechtshilfe der ordentlichen
Gerichte auf Grund des Gesetzes zur Ordnung der nationalen
Arbeit (AuLR. Dr. Schlüter).

DAMng Juristen-Zeitung- Heft S: Das Danziger Erbhofs
recht (OLGR. Methner).

Osterreichische »Richterzeitung,Heft 6: Reuere Ergebnisse
der Blutgruppenforschungund ihre Bedeutung für die gericht-
liche Abstammungsprufung (Prof. Dr. Laves, Fortsetzung und

Schluß aus Heft 5).

Deutsches Autorecht, Heft 6: Rechtliche Bedeutung der Aus-

führungsanweisung zu § 25 RStrVO. (MinR. GehR. Dr.
Müller). Die ersten Ergebnisse der Rechtsprechung zur
«RStrVO. (RA. Dr. Volkmann). Hoheres Schmerzensgeld
bei Haftpflichtversicherungsfchutz?(AGR. Dr. Lutz, RA, Metz-
roth I, Dr. Winkler, RA. Dr. Oehms).

Juristische Rundschau für die Privatversicherung, Heft 12:

Einige Bemerkungen zu § 67 VVG. (Kisch)· § 69 VVG

findet auf den KraitiahrzeughaftpflichtsVerfichekungsvertkag
keine Anwendung (Ass. Dr. Ernst).

B. Bücherbesprechungen
Die Rationalsozialiftische Deutsche Arbeiterpartei. Versuch

einer Rechtsdeutung. Von Gottfried Rees e. Verlag
von W. Kohlhammer in Stuttgart· 1935.

Der Verfasser, der als Qberbannführerder Hitlerjugend
die Rechtsarbeit der nationalsozialistifchenJugend in Sachsen
leitet, hat mit feiner Arbeit den Versuch unternommen, das

Wesen der RSDAP·«rechtlichzu deuten. Er ist sich bewußt,
daß er nichts Endgültiges Und Abschließendesschaffen konnte,
da die Tatsachen, die das Wesen der Partei und ihr Verhält-
nis zu Führer und Volk bestimmen, beweglich sind und wohl
immer bleiben werden. »Unddoch ist das Buch ein wertvoller
Beitrag zum Verständnisder rechtlichen Grundlagen dek Ve-

wegung in allen ihren Beziehungen zu der sie umgebenden
Amwelt Reichsgerichtsrat Dr. Erich S chu l tz e.

Earl Schmitt: Staat, Bewegung, Volk. Z. Auflage.
Schriftenreihe: Der deutsche Staat der Gegenwart.

Die Schrift ist eine wertvolle Vorarbeit zum Aufbau des
neuen Staatsrechkesi Im ersten Teile wird klargestellt, daß
die Weimarer Verfassung ihre Rechtswirksamkeit im wesent-
lichen verloren hat, und daß die Rechtsgrundlage des neuen

Staates nicht durch das sogenannte Ermächtigungsgesetzvom

24. März 1933, sondern durch die Wahl vom 5. 9)2ärz 1933

gelegt worden ist. Jm zweiten Hauptteil wird die politische
Einheit gegliedert in Staat (in einem engeren Sinne = Be-
hörden und Ämter), Bewegung und Volk. Jm dritten Haupt-
teil wird diese Dreigliederung verdeutlicht durch Vergleich mit

Nder Zweigliederung der früheren Staatsrechtsbetrachtung
(ftaatliche Macht und Einzelperson). Dieser Teil ist für jeden
im alten Nechtsdenken groß gewordenenRechtswahrer beson-
ders aufschlußreich.Besonders wichtig für den Richter sind
die Ausführungen über die Bedeutung des Berufsbeamten-
tums sowie die im dritten und am Ende des vierten Haupt-
teiles vertretenen Ansichten über die Unabhängigkeit der

Rechtspflege und die Bindung des Richters an das Gesetz.
Im letzten Hauptteile werden Führertum und Artgleichheit

alsGrundbegriffe des nationalsozialistischen Rechtes behan-
de t.

Die grundlegende Schrift könnte, ohne an wissenschaftlicheni
Gehalte oder an Klarheit zu verlieren, volkstümlicher«sein,
wenn die zahlreichen entbehrlichen Fremdwörter schlichten
deutschen Worten wichen.

Landgerichtsrat Dr. S ches f l e r, Ehemnitz.
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Jahrbuch des deutschen Rechts. 33. Jahrgang, neue Folge,
2. Band, 2. Heft, 1935· Herausgeber: Staatssekretäre Dr.

Schlegelberger, Dr. Freisler, . Dr.

Reubert, MinRäte. Dr. H ocke und Staud. Ver-
lag Franz Vahlen, Berlin W 9.

Das Jahrbuch unterrichtet jeweils in kurzen Zeitabständen
über die wichtigsten Ereignisse, Entscheidungen und Erkennt-
nisse im Rechtsleben. Es gehört zum nötigsten Bestand des

juristischenSchrifttums. Das vorliegende Heft gibt einen
Uberblick über die deutsche Rechtsentwicklung Januar und

März 1935 auf dem Gebiete des Staats-, Bauern-, Straf-
und Strafprozeßrechts, des bürgerlichenund Wirtschafts-, so-
wie des Verfahrensrechts. Hervorzuheben sind die den Haupt-
teilen vorausgeschickten knappen aber erschöpfendenEinleitun-
gen.

·

Die Eins und Anterteilung des roßen Stoffes ist über-
sichtlich, das Sichzurechtfinden in chrifttum und Recht-
sprechung in kürzesterFrist möglich. Als Fundftelle der Ent-
scheidungen ist auch die Deutsche Richterzeitung ausgiebig her-
angezogen. Landgerichtsrat Dr. S chepp le r, München.

Dietz: Disziplinarstrasordnung für das Reichsheer, 2. Aus-
lage. Verlag Heinrich, Dresden 1935. Ganzleinen 6 RM.

Dieses meisterlich gekonnte Buch bedarf nur der Ankündis

gung, nicht der Empfehlung. Behauptet es doch seit einem
Jahrzehnt durch seine erschöpfendenund tieffchürfenden Er-

läuterungen die führende Stellung unter den Kommentaren
zur DStO. Es beschränkt sich nicht auf die Deutung des

Gesetzes, sondern erfaßt die ganze Fülle des militärdienfts
lichen Lebens in seinen Grundsätzen und öffentlich-re tlichen
Grenzlinien. Der Offizier wird dieses vorzüglicheRach chlages
werk ebensowenig entbehren können wie die Rechtsberater der

Wehrmacht. Das Buch ist ein unschätzbarerBeitrag zur
charakterlichen Erziehung des deutschen Soldaten. Es ist
einzig in seiner Art.

Kriegsgerichtsrat Dr. Hülle, Weimar.

Zentralstelle zur Bekämpfung der Schwindelsirmen E. V.-
Hamburg. Bericht über das Jahr 1924.

Die im Jahre 1911 gegründete Zentralstelle, die jedem
Staatsanwalt bekannt ist, macht es sich zur Aufgabe, als

Zentral-Sammelstelle umfassendes Material über Schwindel-
firmen zusammenzutragen. Sie will durch Zusammenarbeit
mit Gerichtsbehörden, Wirt chaftskammern, Stadtgemeinden
usw. vorwiegend ärmere Vol sgenossen vor dem Verlust ihres
Hab und Gutes bewahren. Der Bericht enthält eine Abersicht
über Zweck, Ziele, Arbeitsweise und Finanzierung der Zen-
tralstelle fowie über den Einfluß von Gesetzgebung und Jdeens
gut des neuen Staates und schließlicheine sehr interessante
und lesenswerte Darstellung der Arbeitsmethoden der verschie-
denen Gruppen gemeinschädlicherSchwindelunternehmen.

Landgerichtsrat Dr. F r i e d e r s d o r f f , Berlin.

F V U n z W i e a ck e r : Wandlungen der Eigentiimsverfassung
Schriftenreihe: Der deutsche Staat der Gegenwart.

Der Verfasser bemüht sich, den Eigentumsbegriff gemein-
schastsgebuiidenzu bestimmen. Er faßt ihn als Recht und

Pflicht auf, mit einer Sache sachgerecht und gemeinnützig zu
verfahren, und zu diesem Zwecke andere von der Einwirkung
auf die Sache ausschließen zu dürfen. Den Rechtsverkehr mit

beweglichen Sachen will er, um der Wirklichkeit näherzus
kommen, nicht einheitlich, sondern verschiedenartig für ,,kasu-

istIchaus der Lebenswirklichkeit herausgehobene Sachgruppen«
rege n.

»Auchbeim Grundeigentum stellt er den Pflichtgedanken und
die Bindung an den Sachzweck in den Mittelpunkt der neuen

Rechtsbetrachtung Daraus folgert er Veräußerungsbeschräns
kungen, Bewirtschaftungspflicht, Anerkennung der wirtschaft-
lichen Betriebseinheit und die Notwendigkeit einer Reugestal-
tung der Bodennutzungss und Pfandrechte.

Auchim Liegenschaftsrecht erstrebt Wieacker Gliederung des

Stoffes nach besonderen Sachgruppen (Recht der Erbhöfe,
Siedlungsrecht, Recht der Wohngrundstücke,Recht der Unter-

nehmungsanlagen).
Die Schriftlhilfh unser Rechtsdenken auf dem Gebiete des

Sachenrechtszur Gemeinschaftsverbundenheit zu entwickeln.

Sie leidet aber stellenweise an einer unerfreulichen Umständ-
lichkeit der Darstellung

Landgerichtsrat Dr. S ch e ff le r , Ehemnitz.
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Bäuerliche Schuldenregelung mit einem Anhang von 42

Mustervordrucken von Dr. August D obler, erschienen
im Verlag von W. Kohlhammer, Stuttgart und
Berlin 1935.

Der Verfasser behandelt zunächst mit großer Sachkunde
Allgemeinfragen und Grundsätze der Agrarpolitik, insbesondere,
unter Anführung zahlreicher statistischer Nachweisungen, Art
und Umfang der landwirtschaftlichen Entschuldung. Während
im zweiten Teil des 536 Seiten starken Buches vom Verfasser
praktische Vorschläge für eine Reuordnung der Kreditordnung
gemacht werden, wird in Teil I in erschöpfender und ein-

gehender Darstellung das Gesamtgebiet der bäuerlichen Schul-
denregelung behandelt. Die den einzelnen Arbeitsgebieten ent-

sprechende systematische Sachbehandlung und klare Auffassung
der umfangreichen und oft schwierigen Gesetzesmaterie zeigt den

Praktiker. Aus der Praxis heraus und für die Praxis ge-
schrieben kann gerade den Entschuldungsgerichten und Ent-

schuldungsstellen dieses Buch mit den als Anhang beigesügten
Mustervordrucken als wertvoller und zuverlässiger Ratgeber
warm empfohlen werden. Jn einem Rachtrage sind sämtliche
Veränderungen einschließlichder VII. Durchführungsverords
nung erläutert.

"

Amtsgerichtsrat H ahn , Dorum.

Meh er, Justizrat, Rechtsanwalt Dr. jur., Bieleseld: Der

übergaben-ertrag insbesondere bei Erbhöfen. Verlag von

Dr. Otto Schmidt, Köln 1935.

Der Verfasser hat in großangelegter, fystematischer Form
unter Berücksichtiung der gesamten Literatur und Recht-
sprechung, nament ich auch der Erbhofgerichte, den TIbergabe-
vertrag dargestellt. Das Werk ist nicht nur von Bedeutung
für den von dem REG. nicht erfaßten Grundbesitz, den Höfen
über 125 ha und unter 756 ha, sondern auch Falk

die Erbhöfe,
da zu den Streitfragen über Fragen aus dem EG. eingehend
und kritisch Stellung genommen worden ist. Das Buch ist eine
wertvolle Ergänzung der bisher erschienenen Darstellungen des

Äbergabevertrages und kann nur empfohlen werden. Bei dem

großenUmfang des Werkes dürfte sich allerdings eine erhebliche
Frweiterung des Stichwörterverzeichnisses zur leichteren Be-

nutzung für den praktischen Gebrauch empfehlen.
OLGR. u. EHGR Dr. L ang e, Eelle.

D r. H e r b e r t F r i tz e : Die Wirkungen der Ehetrennung
und Ehescheidung für E egatten und Kinder im modernen

skandinavischen Recht. eipzig 1935. Gest 18 der Bei-

träge zum Deutschen, Schweizerischen und Standinavischen
Privatrechte, Dr. Hass, Hamburg)

Die Schrift enthält 1. eine zusammenfassende Darstellung des
aus nordischem Volksrecht entwickelten Ehetrennungs- und

Scheidungsrechts von Schweden, Rorwegen, Dänemark und

Finnland, 2. eine rechtsvergleichende Darstellung mit wert-
vollen
Anregutågenzur Schaffung neuen deutschen Ehe- und

Kindes-rechts edeutend find insbesondere die Abschnitte über
Eheverträge hinsichtlich der Ehetrennungs- und Ehescheidungs-
wirkungen, ferner über das freie richterliche Ermessen bei der

Verteilung der Kinder, über privat- und öffentlich-rechtliche
Anterhaltsansprüche der Ehe atten und Kinder und die be-

sondere Ausgestaltung der ,, ormundschaft«. Abgesehen von

einigen Weitschweisigkeiten und systematischen Mängeln ein
wertvoller Beitrag auf einem bisher nicht veröffentlichtenGe-
biet! Reben der JW., DJZ. und LZ· wird die DRZ. nicht
angeführt. Amtsgerichtsrat Dr. B o s ch an , Berlin.

Zivilprozeßordnung und Gerichtsverfassungsgefetz nebst An-
hang, enthaltend Entlastungsgesetze. Handkommentar unter

besonderer Berücksichtiguna der Entscheidungen oberster
Gerichte. (S v dow - B us ch.) Von Dr. Walter
K r a n tz , Landgerichtspräsident,und Franz T r i e b e l ,

Senatspräsident beim Reichsgericht. 21. Auflage. 2Bände.
1935. Verlag Walter de Gruyter öz Eo» Berlin W 10 u.

Leipzig. 1. Band: Einführungsgefetzund ZPO. §§ 1-—703.
14 RM. 2. Band: ZPO. §§ 704——1048. GVG. Anhang.
Sachregister· VIII, S. 805—1439. 15 RM.

Die neue Auflage bringt die SPO. und den zugehörigen
Teil des GVG. in der ab 1· Januar 1935 geltenden Fassung.
Die Rechtsprechung ist bis in die neueste Zeit berücksichtigt.
Veraltete Entscheidungen und solche, die von weniger grund-
sätzlicherBedeutung sind, sind ausgeschieden, dagegen sind auch
nicht veröffentlichte Reichsgerichtsentscheidungen aufgenommen
worden. Die neuen Bestimmungen der Rovelle vom 27. Oktober
1933 und das Zwangsvollstrectungs-Rotrecht, soweit es die
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Mobiliarvollstreckung betrifft, insbesondere die Bestimmungen
der Verordnung vom 26. Mai 1933 und des Gesetzes vom

24. Oktober 1934, sowie die Vorschriften des neuen Gesetzes
zur Verhütung mißbräuchlicherAusnutzung von Vollstreckungs-
möglichkeitenvom 13. Dezember 1934 sind erläutert.

Jn der neuen wesentlich verbesserten Auflage wird die be-
kannte Handausgabe ihren alten Rang als zuverlässiges Er-

läuterungsbuch neu befestigen und zu den alten Freunden viele
neue hinzuerwerben.

« « «

Die Zwangsverfteigerungss und Zwangsverwaltungspraxis.
Von Amtsgerichtsrat Dr. jur. Wilhelm R u hl und

Justizinspektor Adolf S ch i l d in Kassel. Zweite Auflage.
Preis 12 RM. Earl Heymanns Verlag, Berlin W8.

Die zweite Auflage des bekannten Werkes, das sich vor allem
in den Kreisen, die in der Praxis mit diesem Gebiet in Be-

rührung kommen, so schnell durchgesetzt hat, entspricht setzt in

jeder Weise dem neusten Stand der Gesetzgebung Ein großer
Teil der älteren Literatur konnte, sofern sie überholt war und
der heutigen Rechtsanschauung nicht mehr entsprach, aus-

geschaltet werden. Jhre besondere Aufmerksamkeit widmeten
die Autoren der wirtschaftlichen Seite, den Kosten-, Stempel-
und Steuerfragen (Grunderwerbsteuer), um auch hier dem Leser
wichtiges Material zur Erleichterung seiner Arbeit zu geben.

Das Buch dient mit seinen vielen Mustern und zahlreichen
Beispielen, die vom Antrag oder von der Anmeldung an über

die richterliche Entscheidung und die Behandlung in den ge-
ringsten Geboten, Teilungsplänen und Protokollen bis zur
Kosten-, Stempels und Steuerregelung führen, in erster Linie
dem Praktiker.

« « «

Die Arbeitszeitordnung in der Fassung vom 26. Juli 1934
unter Berücksichtigung der Durchführungsbestimmungen
und zugehörigen Gesetze und Verordnungen· Erläutert
von Dr. Gerhard Erdmann und Rechtsanwalt Dr.
Hermann Meißinger. 5. Auflage. 1934. Otto Els-
ners Verlagsgesellschaft m. b. H.

Die neue Arbeitszeitordnung ist der erste Schritt zu einem
neuen deutschen Arbeitsschutzrecht und verdient daher stärkste
Beachtung. Jn ihr ist nämlichnicht nur das eigentliche Arbeits-
zeitrecht im engeren Rahmen, sondern auch das bisher in

verschiedenen Gesetzen enthalten gewesene Arbeitsschutzrecht
enthalten, so daß das in der Arbeitszeitordnung gesetzlich nie-

dergelegte arbeitsrechtliche Material ein ganzes Werk zu füllen
in der Lage ist. Eine erschöpfendeBehandlung dieser neuen

gesetzlichen Regelung haben die Verfasser, die als arbeitsrecht-
liche Praktiker seit Jahren weit bekannt sind, mit gutem
Erfolge vorgenommen; sie haben damit der Praxis der Be-
triebe einen ebensolchen Dienst wie den mit Arbeitsrechts- und

Arbeitsschutzrechtsfragen befaßten Behörden, Stellen und

Organen erwiesen. Das Werk von Erdmann-Meißinger, das

auch wichtige Fragen des Arbeitsvertragsrechts behandelt und
die Rechtsprechung des Reichsarbeitsgesetzes wertend verwen-

det, stellt ein übersichtlichesund handliches Hilfsmittel für die .

Praxis dar, in der es auch sehr bald großen Anklan gefun-
den hat. A. u. LGR. Dr. Willy F r a n k e ,

erlitt.

Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 in der am 1. April
1935 geltenden Fassung. Von Dr. Reinhard R e u b e rt

,

Rechtsanwalt und Rotar, Präsident der Reichs-Rechts-
anwaltskammer. Taschenformat. Verlag Walter de

Gruhter ä: Eo., Berlin. 2,80 RM.

Durch die am 1. April in Kraft getretene neue Fassung
wurde die Rechtsanwaltsordnung an vielen Stellen geändert
und überall dem Geist der neuen Zeit angepaßt. Die Ande-
rungen sind so einschneidend und umgestaltetid,daß für die
Bedürfnisse der Praxis eine ausführlicheEtlclukekungerforder-
lich erscheint. Diese wird mit dem vorliegenden, von dem Prä-
sidenten der Reichs-Rechtsanwaltskammer bearbeiteten, für den

täglichen Gebrauch bestimmten Erläuterungsbuch gegeben.
A- I K-

Das Theatergesetz vom 15. Mai»1934nebst Durchführung-s-
verordnung Gemeinverstandlich erläutert von Dr. zur-Gustav Aßmann, Rechtsinwalt und Notar. arl
Heymanns Verlag, Berlin 1930. Preis geb. 7 RM.

Das neue deutsche Recht reiht den Theaterveranstalter in

folgerichtigek DUTchkahkyngnationalsozialistischerVerantwor-
tungs- und Kulturprinzipien in den Kreis derjenigen Kultur-
schaffenden ein, die eine besondere Berufsverantwortung und

Berussaufgabe gegenüber der Volksgemeinschaft zu erfüllen
haben. Die sich daraus ergebenden rechtlichen Folgen sind in
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dem Theatergesetz vom 15. Mai 1934 niedergelegt, das sich aus
das Verhältnis zwischen dem Staat als Volksgemeinschaft und

den Theaterveranstaltern und deren obersten Mitarbeitern be-

zieht. Dieses Gesetz enthält nur 10 Paragraphen, die dazu
erlassene Durchführungsverordnung 16 Paragraphen. Diese
wenigen, aber inhaltreichen Bestimmungen, die das neue

deutsche Theaterrecht enthalten, in allgemeinverständlicherund

interessanter Weise erläutert u haben, ist das Verdienst des
bekannten Theaterrechtlers A mann, der als Geschäftsführer
und Mitglied des Präsidialrats der Reichstheaterkammer über
besonders gute praktische Erfahrungen gerade auf diesem Gebiet

versügt. Die Berücksichtigungder wichtigen Bestimmungen des

Kulturkammergesetzes und der für die Praxis besonders be-

deutsamen Anordnungen des Präsidenten der Reichstheater-
kammer machen das Buch zu einem wertvollen Hilfsmittel für
die Praxis in Theatersragen.

A. u. LGR. Dr. Willh F ra n k e, Berlin.

Das Einkommensteuergesetz vorn 16. Oktober 1934 einschließlich
der ergangenen Durchführungsverordnungenund Verwal-

tungserlasse, von Dr. Karl Wieneke, Regierungsrat
beim Landesfinanzamt Brandenburg. Carl Hehmanns
Verlag in Berlin 1935. Preis geb. 10 RM.

Der Zweck dieser Handausgabe soll sein, bereits für die

gegenwärtigeVeranlagung die Neuerungen des Gesetzes vom

16. Oktober 1934 im Zusammenhang mit dem, was aus dem

bisherigen Gesetz übernommen ist, zu erläutern unter Berück-

sichtigung der noch anwendbar erscheinenden Rechtsprechung des

Reichssinanzhoses sowie der zum neuen Gesetz ergangenen
Durchführungsverordnungenund·Verwaltungserlasse.Dieses
Ziel hat der Kommentarmit seiner in aller Knappheit dar-

gebotenen Fülle erreicht. Der für später in Aussicht genom-
menen Neuausgabe des Kuhn’schen Einkommensteuerkommens
tars soll es vorbehalten bleiben, auf die wirtschaftliche Trag-
weite der getroffenen Neuerungen und auf alle in rechtlicher
Hinsicht auftauchenden Zweifelsfragen einzugehen.

Landgerichtsrat Dr. S ch ust e r.

Dr. Heinrich Müller, Bad Homburg v. d. H.: Die
Begünstigtenbezeichnung bei der Lebensversicherung als
Versügungsgeschäst. Offenbach a. M. 1934. Verlag Th.
Scheurle. Preis 3 RM.

Wenn seitens der Wirtschaft behauptet wird, daß Teile

unserer Gesetzgebung, Rechtslehre und Rechtsprechungmit den

wirtschaftlichen Rotwendigkeiten nicht in Einklang stehen, so
hat diese Auffassung ihre besondere Berechtigung bei einer

Betrachtung der Auslegung, die heute das Institut des Ver-

trages zugunsten eines Dritten in der herrschenden Meinung
findet. Es ist geradezu ein Verdienst des Verfassers, hier
einmal den Finger auf die Wunde gelegt zu haben. Daß der

Vertrag zugunsten Dritter seine Bedeutung völlig verändert
hat, daß er sich insbesondere von seinen nur sozialen Ten-

denzen losgelöst hat und zu einem außerordentlichwichtigen
Träger wirtschaftlicherVermögensverschiebungengeworden ist,
ist unverkennbar. Dies gilt in hervorragendem Maße für eine
Abart des Vertrages zugunsten Dritter, für die Lebensversiche-
rung mit Bezeichnungdes Begünstigten· Es ist kein Geheim-
nis, daß diese Verträge als Ersatz für eine Reihe anderer

wirtschaftlicher Sicherungseinrichtungen,z. B. an Stelle von

Hypothekeneintragungen, Bürgschaften, Kautionen
usw«

im

gegenwärtigenAugenblickbesonders für Geschäfte, d e Aus-
änder in Deutschland tätigen, bzw. für die sie ihr Geld zur
Verfügung stellen, Verwendung finden.

Wenn wir demgegenüberdie Konstruktionen betrachten, die
-von der herrschenden Meinung, insbesondere von Hellwig und

Regelsberger, für den Erwerb des Rechtes und den Erwerb des

Vermögens gefunden wurden, dann kann man mit dem Ver-

fasser nur sagen, daß diese Konstruktionen«heute»unbrauchbar
sind, weil ie, suristisch kaum begreiflich, wirtschaftlichzu un-

haltbaren trgebnissen führen. Jhre besonderen Auswirkungen
finden diese Konstruktionen bei der Frage der Gläubigeranfech-
tung in der LebensversicherungAuswirkungen, die noch »rein
unter dem Versokgungsgedankenstehen und die unentbehrlichen
Aufgaben- die die Lebensversicherung auf dem Gebiete des

Kredit- und Kapitalmarktes zu erfüllen hat, völlig außer acht
lassen. Wir erheben mit dem Verfasser die

Forderunc3,
eine

klare Abgrenzung zwischen der reinen Versorgungsversi erung
und der Lebensversicherung mit anderen Zweckbestimmungen
gesetzlichsestzulegemEs erscheint uns eine dankbare Aufgabe
für die Akademie Jür Deutsches Recht, insbesondere für den

Ausschuß fük Vethchekungswefem diese Fragen unter Heran-
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ziehung der sehr beachtlichen Ausführungen des Verfassers
einer Klärung und neuen Regelung zuzuführen.

Dr. H u m m e l.

Der große Brockhaus, Band 20, Wam bis Z. Verlag F. A.
Brockhaus, Leipzig.

Mit dem 20. Band ist nunmehr die neueste Auflage des
größten deutschen, volkstümlichenRachschlagewerkes hergestellt.
Brockhaus ist seit 125 Jahren ein Lebensbuch aller Deutschen
geworden, die den vollen geistigen, wissenschaftlichen und prak-
tischen Zusammenhang mit dem gesamten Leben in der Ver-

gangenheit und Gegenwart besitzen wollen.
« X «

Schaeffers Grundriß des Rechts und der Wirtschaft. BGB.
Familienrecht. Von Oberlandesgerichtsrat i. R. S ch a ef-
ser und Oberlandesgerichtsrat Dr. Wiese l s. 57.—59.

Auflage. Schaeffer-Verlag Leipzig 1935. 3,25 RM.
Die neue Auflage hat durch die besondere Hervorhebung der

grundsätzlichenFragen noch an Äbersichtlichkeitgewonnen. Sie

berücksichtigtdie Gesetzgebung und die Rechtsprechung bis in
die neueste Zeit, jedoch ist die Rechtsprechungsbeilage der
DRZ. noch nicht beachtet worden· Der Grundriß ist für jeden,
der das Recht der deutschen Familie kennenlernen will, deshalb
ein besonders wertvoller Führer, weil er unter Hervorhebung
der weltanschaulichen Grundlagen eine Einführung in die

nationalsozialistische Rechtspolitik auf dem Gebiete des Fa-
milienrechts ibt (Bedeutung der E e nach nationalsozia-
listischer Aus assung, rechtspolitische orderungen auf dem
Gebiet der Ehehindernisse, des Ehescheidungsrechts, des ehe-
lichen Güterrechts und der Anterhaltspslicht, Vorarbeiten für
die Reform des Anehelichenrechts). Ebenso wie schon in den

früheren Auflagen werden auch jetzt wieder die Bestimmungen
über die religiöse Kindererziehung und die Schutzaufsicht und

Fürsorgeerziehungmit behandelt.
Landgerichtsrat Dr. E ich ho r n, Berlin.

Schaeffers Grundriß des Rechts und der Wirtschaft. 5. Band:

Bürgerliches Recht, Erbrecht mit Grundzügen des Reichs-
erbhofrechts von E. S cha effer, Oberlandesgerichtss
rat i. R. in Düsseldorf, und Dr. J. Wies els, Ober-
landesgerichtsrat in Düsseldorf.

Gegenüber den früheren Auflagen hat dieser Band eine we-

sentliche Änderung und Erweiterung erfahren. Einmal sind
die Grundzüge des Reichserbhofrechts dargestellt, zum anderen
die Reformziele umrissen, die das übrie Erbrecht betreffen.
Der Grundriß bietet die gleichen Vorz ge wie die übrigen
Schaeffer-Bände. Nach meinem Empfinden hätten nur die
Grundzüge des Erbhofrechts — auch als Grundzüge — einen
breiteren Raum einnehmen müssen. Es besteht so die Gefahr,
daß sich Rechtsstudierende oder andere Jnteressierte mit dieser
Übersicht begnügen, und es sei deshalb darauf hingewiesen-
daß, wer dieses Buch durchgearbeitet hat, nun vor allem zu
einerSonderdarstellung des Erbhofrechts greifen muß, um die

erlangten Grunderkenntnisse zu vertiefen und zu verbreitern.
Wie aus der Ankündigung zu ersehen ist, erscheint demnächst
auch ein Schaeffer-Band »Das Recht des Bauern«, der icher
diese Aufgabe voll erfüllen wird. Auch das Heft 5 a (40 älle

zum Reichserbhofrecht) bringt eine erfreuliche Ergänzung.
Landgerichtsrat Dr. Keßler, Kassel-

Schaeffers Rechtsfälle. Band 5a: Reichserbhofrecht. 40 Fälle
mit Lösungen. Von Oberlandess und Erbhofgerichtsrat
Dr. W ö h r m a n n. 1.—3. Auflage. Jm Schaeffer-Ver-
lag, Leipzig 1935. 1,80 RM.

Die allgemein beliebte Schaeffer-Sammlung hat durch diese
Reuerscheinung eine recht begrüßenswerte Bereicherung ersah-
ren· Alle Fälle sind mit großem Geschickso ausgewählt worden,
daß sie einen besonders hohen Lehrwert haben, und zwar ein-
mal dadurch, daß ihre Lösung die Grundgedanken und Grund-
fragen des neuen Rechts besonders klar vor Augen führt (z. B.
Entstehung des Erbhoses, Deutschblütigkeit, Abmeierung,
Rechtskraftwirkung der Beschlüsse des Anerbengerichts), und
weiter dadurch, daß bei der Lösung zugleich noch auf andere

Gesetze,insbesondere auf das Sachen-, Familien- und Erbrecht

eingekzgngen
werden muß. Die Lösungen,die die Literatur

und echtsprechung eingehend berücksichtigen,sind folgerichtig
und übersichtlich aufgebaut; durch Verwendung stärkeren
Druekeswerden die wichtigen Punkte so hervorgehoben, daß
sie sich gut einprägen. Dieser neue Schaeffer-Band wird be-

sonders für diejenigen Juristen, die sich in die Materie ein-
arbeiten wollen, ohne bisher in der Praxis Gelegenheit zur
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Anwendung des Erbhosrechtes gehabt zu haben, ein unentbehr-
licher Führer sein.

Landgerichtsrat Dr. E i chh o r n , Berlin.

Schaeffers Grundriß des Rechts und der Wirtschaft. 7. Band,
Teil la und 1b, Handelsrecht. 1. Buch: Vom Handels-
stand. 2. Buch: Handelsrechtliche Gesellschaften. Von C.
S ch ae ffer , Oberlandesgerichtsrat i. R. in Düsseldorf,
und Dr. v o n H in ü b e r , Oberlandesgerichtsrat in

Düsseldorf.
Der bisherige Band 7, der diesen Teil des Handelsrechts

einheitlich darstellte, ist nunmehr in 2 Bände zerlegt. Band 7
Teil 1 a enthält das Recht des Kaufmanns und seiner Hilfs-
personen; Band 7 Teil lb das Gesellschaftsrecht mit den

neuesten gesetzlichenÄnderungen.
Darüber hinaus machen beide Bände mit den wichtigsten
Reformvorschlägen der behandelten Gebiete vertraut.

Beiden Bänden ist die klare, auf das Wesentliche beschränkte
und doch an sich verständlicheSystematik der Schaeffer-Bände
eigen. Wer diesen Grundriß des Handelsrechts mit Verständ-
nis und unter gleichzeitiger gründlicher Durcharbeitung der

Gesetzesstellen, die als Grundlage und Ergänzung unbedingt
notwendig ist, benutzt, wird sich auf diese Weise gediegene und

sichere handelsrechtliche Kenntnisse aneignen können.
Auf die Reformgedanken im Band 1 a Seite 10, 30, 33, 41,

47 und im Band Ib Seite 27 und Seite 68 sei besonders ver-

wiesen. Landgerichtsrat Dr. K e ß l e r , Kassel.

Die Deutsche Gemeindeordnung vom 30. Januar 1935. Kom-
mentar von Dr. Friedrich Karl S ur än, 9J2in.-Direk-
tor, und Dr. Wilhelm Los cheld er, OR.-Rat. Carl

Heymanns Verlag. 1935. Textausgabe mit der amtlichen
Begründung und mit einsührendemVorwort.

Die Verfasser der Textausgabe, bestehend aus Gesetzestext,
cmtlicher Begründung, Vorwort und Sachregister, sowie des

Kommentars, der außer dem Inhalt der Textausgabe die

kommentarischen Äußerungen zu den einzelnen Bestimmungen
der Gemeindeordnung enthält, waren maßgeblich an den Vor-
arbeiten der Preußischen Gemeindeordnung vom 15. De-

zember 1933 und der Deutschen Gemeindeordnung vom 30. Ja-
nuar 1935 beteiligt. Dies gibt den beiden Ausgaben einen be-

sonderen Wert. Da außerdem die Ausführungen klar und

verständlich sind und der praktische Gebrauch durch ein gut zu-
sammengestelltes Stichwortverzeichnis erleichtert wird, ist dem
Werk weiteste Verbreitung zu wünschen.

Senatspräs. am Preuß. OVG. Dr. Bach.

,,Zivilprozeßordnung.« 2. Nachtrag zur 12., völlig
neubear-

beiteten Auflage. Von SeufsertsWa smann.

Gefamtpreis 48 NOT Preis des Nachtrages 1 RM.

Das Erläuterungsbuch, das seit Januar 1933 vollständig
vorliegt, hat — abgesehen von der Richtigstellung einzelner
Druckfehler — nunmehr die durch die neuen Gesetze erforder-
liche Ergänzung gefunden. Der Nachtrag bringt zunächst den

Text der §§ 18—19c der VO. über Maßnahmen auf dem Ge-
biete der Zwangsvollstreckung in der Fassung des Gesetzes vom

24. Oktober 1934 unter Hinzusügung des § 19d; daran schließt
sich an das Gesetz vom 13. Dezember 1934 nebst Erläuterung.
Weitere Berichtigungen und Ergänzungen bringen das Werk
aus den Stand vom 1. April 1935.

HHHS

c. Eingegangene Bücher
Die Einsendung von Büchern begründet keinen

Anspruch auf Besprechung; eine Rücksendungkann
auf keinen Fall erfolgen.

Der Sachsenspiegel, Oberkriegsgerichtsrat a. D. G. Roter -

m u n d, Kassel. Verlag der Missionshandlung, Hermannss
burngannoven Preis: broschiert 1,50 RM. 136 Seiten.
2. Auflage.

Philosophie der Weltanschauung. Ein Versuch philosophischer
Deutung im Geiste Fichtes, Paul de Lagardes und Schillers.
Landgerichtsrat i. R. Raimund E b e r h a r d , Schwerin

Li3.8it(s:arlHinstorffs Verlag, Rostock 1935. Preis 2 RM.
e en.

Schristtum Heft 7 1935

Die Schrift, Jahrgang I, Otto Fanta — Willy S chö n -

seld. Verlag Rudolf M. Rohrer, Brünn, Prag, Leipzig,
Wien 1935. Preis 8 RM. 108 Seiten.

Zur Strafprozeßerneuerung. Ulrich Stock. Verlag von

T7heodorWeicher, Leipzig 1935. Preis: geheftet 1,50 RM.
3 Seiten.

Bilanzwahrheit und stille Reserven« H. H. W a lb. Deut ches
Druck-—und Verlagshaus GmbH., Mannheim, Berlin, eips
zig 1935. Preis 5,60 RM., broschiert. 119 Seiten.

Ständerecht. Sammlung deutscher Gesetze. Deutsches Druck-
und Verlagshaus GmbH., c)J2annheim, Berlin, Leipzig. Zu-
sammengestellt von Dr. H. Mirbst, Dr. Karl Küster.
1935. Preis 7 RM. 358 Seiten.

Versassungsrecht, Sammlung deutscher Gesetze, Dr. G. J·
E b e r s. 1935. Deutsches Druck- und Verlagshaus GmbH.,
cMannheirm Berlin, Leipzig. Preis 6 RM. 334 Seiten.

Die öffentliche Sparkasse. Franz Stadelmayer. 1935.

ZärlågHans Buske, Leipzig. Preis 5,20 RM., geheftet.
eiten.

Volk und Völkerrecht. Beiträge zum öffentlichenRecht der

Gegenwart. Norbert Gürke. Verlag von J. C. B.

Mohrz Tübingen 1935. 100 Seiten.

Der deutsche und der römischeRechtsgedanke von Fritz M ar -

kull. Hanseatische Verlagsanstalt, Hamburg 1935. 90 Sei-
ten. Preis: kartonniert 2,60 RM.

Buchführung und Bilanz. Ein We weiser für Juristen von

Dipl.-Kfm. Klebba. Haude öz penersche Buchhandlung

ståpqczxchkg
Berlin und Leipzig 1935. 147 Seiten. Preis

Grundtypenvermischung im neuen Recht. Von Dr. jur. Fried-
rich Schönle. Carl Heymanns Verlag, Berlin. 1935.
84 Seiten. Preis 4 RM.

Umwandlung, Auslösung und Löschung von Kapitalgesellschas-
ten. Von Dr. Hans B e r g m a n n. Carl Heymanns Ver-
ilag, Berlin. 1935. 179 Seiten. Preis 6 RM.

Der Wert des Streitgegenstandes in bürgerlichenRechts-
streitigkeiten Von Dr. Frz. Berger. J. Schweitzer

Verlag, München, Berlin, Leipzig. 1935. 103 Seiten.
Preis broschiert 2,60 RM.

Prüfung und Ausbildung der Juristen im Reich,
B. Tilka. Verlag W. Kohlhammer, Stuttgart und
Berlin. 1,80 RM.

Die·Bedeutungder Exterritorialität der Gesandten für den
Zivilprozeß,Dr. Rudolf B o b r i k. Verlag Konrad Triltsch-
Würzburg. 4,50 RM.

2. Nachtrag zu Palan dtsRichter, Die Justizauss
bildungsordnung Verlag Franz Vahlen, Berlin.

Die«neue Justizausbildungsordnung des Reichs nebst Durch-
suhrungsbestimmungen,Nachtrag mit den Richtlinien für das
Studium der Rechtswissenschaften nebst Studienplan und
Semesterplan. Nach dem Stande vom 1. April 1935. C. H.
Beck’scheVerlagsbuchhandlung München und Berlin 1935.

Deutsches Bauernrecht, Textausgabe, C. H. Becksche Verlags-
buchhandlung. 1,80 RM.

Vom Wesen der GesellschaftlichenSicherheit. G. Niemeyer.
Verlag Stilke. 1 RM.

Die Wertabschätzung der Obftbäume, K e m m e r - R e i n -

h o l
gäMVerlagEugen Almen Stuttgart-S., Olgastr. 83.

2,80 .

Die Zwangsversteigerungss und Zwangsverwaltungssachenin
der gerichtlichen Praxis, Pros. Dr. A. Br and u. Dr. J.
B a ur. Verlag Julius Springer, Berlin· Preis: 2 NOR.

Sammlung ,,Hilf dir selbstl« Nr.87, 99 und 100: Was muß
jeder von der Kranken-, Unfall- und Invalidenversicherung
wissen-e Die deutsche Gemeindeordnung Das Reichsjagd-
gesetz mit seinen Nebengesetzenund Verordnungen, von

Dieter Merk, Dr. jur. Fritz Thiel, Walter Breuer.
Bonn-Verlag W. Stollfuß. Preis je Bd. 1,25 RM.

Dr.


